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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.1.1 Es bestehen keine hygienischen Beden-
ken. Wir möchten jedoch auf Folgendes 
hinweisen: 

Das Baugebiet wird als neues Mischgebiet 
geplant. Die Leitungen für die Trinkwas-
serversorgung sollten nicht als Stichleitun-
gen geplant und ausgelegt werden, son-
dern als vermaschtes Netz verlaufen. 
Dadurch wird eine gute Durchströmung 
gewährleistet und bei geringer Abnahme 
keine lange Verweilzeit erreicht. Bei zu ge-
ringem Wasserverbrauch ist zu befürch-
ten, dass es bei Stagnation des Trinkwas-
sers durch die erhöhten Temperaturen zu 
einem Wachstum von Bakterien kommt. 
Das kann zu einer Verkeimung des Trink-
wassers und damit auch zu einer Gefähr-
dung des Endverbrauchers führen. Sollte 
sich dies nicht verwirklichen lassen, müs-
sen wir darauf hinweisen, dass dann eine 
erhöhte Spülfrequenz des Ortsnetzes in 
diesem Bereich notwendig sein wird, um 
eine Verkeimung des Trinkwassers zu ver-
meiden. Grundlage unserer Stellung-
nahme ist die Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

In § 17 Absatz 1 dieser Verordnung ist ge-
regelt, dass Anlagen für die Gewinnung, 
Aufbereitung oder Verteilung von Trink-
wasser mindestens nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu pla-
nen, zu bauen und zu betreiben sind. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Ausführung wird nach Aussagen vom Ingeni-
eure Büro Manzke+Müller nach der neuesten Fas-
sung der TrinkwV und den anerkannten Regeln der 
Technik erfolgen. Im Urbanen Gebiet ist eine Ring-
leitung von der Waidstraße bis zur Tunibergstraße 
möglich. Im SO1 ist der Anschluss an die vorhande-
nen Leitung DN 150 in der Tunibergstraße möglich. 
Im SO2 und im Dorfgebiet liegt in dem Zufahrtsweg 
zu den Flst. 9628 u. 9628/1 bereits eine PE-HD Lei-
tung DA 125 (entspricht DN 100). Von hier kann 
durch eine Stichleitung die Versorgung der Wohn-
mobilplätze im SO2 erfolgen. Eine Ausbildung als 
Ringleitung wäre mit einem Anschluss über den Le-
bensmittelmarkt im SO1 an die vorhandene Leitung 
in der Tunibergstraße (K4930) möglich. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.2.1 Der Bebauungsplan entwickelt sich mit 
Ausnahme des nördlichen Bereichs nicht 
aus einem genehmigten Flächennut-
zungsplan, nach der Begründung soll der 
Flächennutzungsplan jedoch parallel zur 
Bebauungsplanaufstellung geändert wer-
den. Ob für die Änderung des FNP bereits 
ein Aufstellungsbeschluss durch die Ver-
waltungsgemeinschaft gefasst ist, geht 
aus den Unterlagen nicht hervor. Der 
Stand des Parallelverfahrens sollte in der 
Begründung zum Bebauungsplan entspre-
chend den einzelnen Planungsphasen er-
sichtlich sein. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die punktuelle Änderung des Flächennutzungsplans 
wird im Parallelverfahren durchgeführt. Die Verfah-
rensdaten dazu werden in der Begründung des Be-
bauungsplans ergänzt.  

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
ist im nördlichen Teilbereich die Festsetzung eines 
Allgemeinen Wohngebiets (WA) nicht möglich. Zur 
Offenlage wird daher das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Die Anpassung zu einem Urbanen Gebiet er-
folgte in enger Abstimmung mit dem 
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Kennzeichnend für das Parallelverfahren 
ist, dass eine inhaltliche Abstimmung zwi-
schen den beiden Planentwürfen erreicht 
werden kann und die einzelnen Abschnitte 
beider Planverfahren zeitlich derart aufei-
nander bezogen sind, dass eine inhaltliche 
Abstimmung möglich ist. Dabei müssen 
die einzelnen Verfahrensschritte beider 
Verfahren zwar nicht zwingend zeitgleich 
erfolgen, die verbindliche Bauleitplanung 
sollte der vorbereitenden Bauleitplanung 
jedoch nicht derart nachgelagert sein, 
dass dem Ergebnis der Prüfungen auf 
Ebene des Flächennutzungsplans vorge-
griffen wird. 

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind Be-
bauungspläne aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln. Eine Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes kann also erst nach 
Wirksamwerden des Flächennutzungspla-
nes oder der Genehmigung des Bebau-
ungsplanes erfolgen. Zum Grundsatz der 
Planung äußern wir uns im Parallelverfah-
ren zum FNP. 

Das Landratsamt geht davon aus, dass 
zum Zeitpunkt der Genehmigungsvorlage 
die Parallelität gegeben sein wird oder 
eine Genehmigung des Bebauungsplanes 
nicht erforderlich wird, wenn das FNP-Ver-
fahren entsprechend zügig abgeschlossen 
werden kann. 

Regierungspräsidium, Abteilung Raumordnung, 
dem Regionalverband, der IHK und dem Handels-
verband.  

A.2.2 Zur Zusammenstellung der Rechtsvor-
schriften weisen wir darauf hin, dass das 
Baugesetzbuch zuletzt durch Gesetz vom 
08.10.2022 geändert wurde und regen an, 
die Angabe entsprechend zu aktualisie-
ren. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Rechtsgrundlagen werden in den Bebauungs-
planunterlagen entsprechend aktualisiert.  

A.2.3 Die Gemeinde ist nach § 75 Abs. 3 Nr. 2 
LBO dazu ermächtigt, örtliche Bauvor-
schriften mit Bußgeld zu bewehren. Nach 
dieser Vorschrift handelt ordnungswidrig, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einer örtli-
chen Bauvorschrift zuwiderhandelt, wenn 
die örtliche Bauvorschrift für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift (§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO) verweist. 

In § 3 des Satzungsentwurfs wird hinge-
gen kein bestimmter Bußgeldtatbestand 
benannt, es wird vielmehr pauschal darauf 
abgestellt, wer den aufgrund § 74 LBO er-
gangenen Vorschriften der Satzung über 
die örtlichen Bauvorschriften zuwider-
handle, handle ordnungswidrig. Damit 

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten des Satzungsentwurfs 
wird wie folgt angepasst:  

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 (3) Nr. 2 LBO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Rege-
lungen zu Dächern, Werbeanlagen, Gestaltung un-
bebauter Flächen bebauter Grundstücke, Einfrie-
dungen und Mauern, Außenantennen, Stellplatzver-
pflichtung und Anlagen zum Sammeln und Rückhal-
ten von Niederschlagswasser in den örtlichen Bau-
vorschriften zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten 
können nach § 75 (4) LBO mit einer Geldbuße ge-
ahndet werden. 
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dürfte kein bestimmter Tatbestand i.S.d. 
§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO bezeichnet sein. 

Die Bußgeldbewehrung kann nur für ge-
nau umrissene und klar definierte Tatbe-
stände erfolgen. Das Rechtsstaatsprinzip, 
insbesondere der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, gebietet es dabei, die Be-
gründung von Ordnungswidrigkeiten auf 
Verstöße gegen wichtige Vorschriften zu 
beschränken (vgl. Sauter, LBO BW, § 75 
Rn. 55). 

Der Verordnungsgeber hat etwa in § 19 
LBOAVO, § 18 GaVO und § 47 VStättVO 
von der Ermächtigung in § 75 Abs. 3 Nr. 2 
LBO Gebrauch gemacht, jeweils für klar 
umrissene Tatbestände. Entsprechend 
sollte die Gemeinde beim Erlass ihrer 
Ortsgesetze auf dem Gebiet des Bauord-
nungsrechts verfahren. 

Sollte die Gemeinde zu dem Ergebnis 
kommen, dass die Sanktionierung von 
Verstößen gegen bestimmte wesentliche 
Vorschriften der Ortsbausatzung im kon-
kreten Fall dazu beitragen könnte, die be-
zweckten Gestaltungsziele zu fördern, re-
gen wir an, von der Ermächtigung zur Buß-
geldbewehrung gezielt Gebrauch zu ma-
chen. 

A.2.4 Auf eine nummerische Beschränkung zu-
lässiger Einzelhandelsvorhaben sollte ver-
zichtet werden, da weder in § 9 BauGB 
noch in der BauNVO eine Ermächtigungs-
grundlage existiert, in einem Bebauungs-
plan die Zahl der zulässigen Einzelhan-
delsvorhaben zu beschränken. Insbeson-
dere qualifiziert eine zahlenmäßige Be-
schränkung zulässiger Anlagen keinen 
Anlagentyp. Wir verweisen in dem Zusam-
menhang auf die jüngeren Urteile des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 
17.10.2019 (AZ: 4 CN 8/18, juris) und des 
Bayrischen Verwaltungsgerichtshofs vom 
03.03.2021 (AZ: 15 B 20.2075, juris; hier 
insbesondere Rn. 53) und regen an, die 
Ziffern 1.1.2.1 und 1.1.3.2 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen zu überprüfen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf eine nummerische Beschränkung zulässiger 
Einzelhandelsvorhaben wird verzichtet. § 11 Abs. 2 
Satz 1 BauNVO eröffnet der Gemeinde die Möglich-
keit, die höchstzulässige Verkaufsfläche für das je-
weilige Grundstück im Bebauungsplan als Art der 
Nutzung in der Form festzusetzen, dass die maxi-
male Verkaufsflächengröße im Verhältnis zur 
Grundstücksgröße durch eine Verhältniszahl (z.B. 
0,3/0,5 etc.) festgelegt wird, soweit dadurch die An-
siedlung bestimmter Einzelhandelstypen und damit 
die Art der baulichen Nutzung im Sondergebiet ge-
regelt werden soll. Die Bebauungsvorschriften wer-
den entsprechend angepasst. 

A.2.5 Wir gehen davon aus, dass die höhere 
Raumordnungsbehörde beim Regierungs-
präsidium Freiburg und der Regionalver-
band Südlicher Oberrhein am Verfahren 
beteiligt werden und aus raumordneri-
schen Gesichtspunkten zur Ansiedlung 

Dies wurde bereits berücksichtigt. 

Sowohl die höhere Raumordnungsbehörde beim 
Regierungspräsidium Freiburg wie auch der Regio-
nalverband Südlicher Oberrhein werden am Verfah-
ren beteiligt und haben im Rahmen der Frühzeitigen 
Beteiligung eine Stellungnahme abgegeben. Zudem 
steht die Gemeinde zu den raumordnerischen 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR004290962BJNE001806130/format/xsl/part/S?oi=DxFu6wb85H&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR004290962BJNE001806130/format/xsl/part/S?oi=DxFu6wb85H&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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des Lebensmittelmarkts Stellung beziehen 
werden. 

Gesichtspunkten kontinuierlich mit der höheren 
Raumordnungsbehörde und dem Regionalverband 
Südlicher Oberrhein im Austausch.  

A.2.6 Nach der Vorhabenbeschreibung in Ziffer 
2.1 der Begründung entspricht der vorhan-
dene Lebensmittelmarkt an der Bahn nicht 
mehr den heutigen Anforderungen und 
soll daher an die Gündlingerstraße verla-
gert werden. Aus den Unterlagen geht bis-
lang nicht hervor, welche Nutzung künftig 
für den Altstandort des Marks an der Bahn 
vorgesehen ist und ob oder in welcher 
Form dies planungsrechtlich abgesichert 
wird. Handelt es sich demnach tatsächlich 
um eine Verlagerung oder wird ein zusätz-
licher Lebensmittelmarkt entstehen? 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Altstandort des Lebensmarktes wird vom Vorha-
benträger (EDEKA) aufgegeben. Welche Folgenut-
zung am Altstandort kommen wird, ist zum derzeiti-
gen Zeitpunkt noch nicht klar. 

A.2.7 Für das Sondergebiet „Wohnmobilstell-
plätze" findet die Campingplatzverord-
nung (CPIVO) Anwendung, die an Cam-
ping- und Zeltplätze besondere Anforde-
rungen hinsichtlich Erschließung, Ver- und 
Entsorgung, Brandschutz, Beleuchtung 
usw. stellt. Die Bebauungsplanung ist so 
zu gestalten, dass auf nachfolgender 
Ebene ein Campingplatz entsprechend 
den Vorgaben der CPIVO beantragt und 
genehmigt werden kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.2.8 Nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO sind die 
Grundflächen von Garagen und Stellplät-
zen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
i.S.d. § 14 und baulichen Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
bei der Ermittlung der Grundfläche mitzu-
rechnen. Die Formulierung in Ziffer 1.4.2 
der planungsrechtlichen Festsetzungen 
weicht vom Wortlaut der Verordnung ab 
und lässt Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 3 BauNVO außer Betracht. Es ist nicht 
zweifelsfrei ersichtlich, ob die Gemeinde 
bewusst eine von der Verordnung abwei-
chende Regelung treffen wollte. Die Er-
mächtigung des Satzes 3 erstreckt sich le-
diglich darauf, die Grenze der zulässigen 
Überschreitungen abweichend von Satz 2 
zu regeln, nicht jedoch darauf, welche der 
in § 19 Abs. 4 Satz 1 genannten Anlagen 
mitzurechnen sind. Wir bitten daher um 
nochmalige Überprüfung und ggfs. Umfor-
mulierung. 

Darüber hinaus besteht für das Sonderge-
biet 2 mit der Zweckbestimmung „Wohn-
mobilstellplätze" die Besonderheit, dass 
die Stellplatzflächen als Hauptanlagen 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung in den Bebauungsvorschriften wird 
entsprechend um die Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 
1 Nr. 3 BauNVO ergänzt.  

Die Begründung wird zur Offenlage erarbeitet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie aus der Planzeichnung ersichtlich, wurden auf 
dem Grundstück umlaufend private Grünflächen zur 
Eingrünung des Wohnmobilstellplatzes festgesetzt, 
die nicht zur maßgebenden Baufläche gehören und 
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i.S.d. § 19 Abs. 2 BauNVO zu werten sind. 
Durch die Regelung in Ziffer 1.4.2 wäre ein 
Versiegelungsgrad durch diese Hauptnut-
zungen auf bis zu 0,9 möglich, die Kap-
pungsgrenze von 0,8 würde überschritten. 
Im Hinblick auf den Schutzzweck des § 19 
BauNVO sind daher einerseits die nachtei-
ligen Auswirkungen auf den Grund und 
Boden, andererseits die Umstände und 
Maßnahmen, die zur Minderung oder zum 
Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 
führen, verstärkt in den Fokus zu nehmen. 
In der Begründung sollte dieser Aspekt 
sorgfältig thematisiert werden. 

damit bei der Ermittlung des zulässigen Versiege-
lungsgrades unberücksichtigt bleiben. Als Ausgleich 
für die dadurch kleinere Baufläche wurde der Ver-
siegelungsgrad auf 0,9 erhöht.  

Durch die planungsrechtliche Festsetzung zu Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft, nach der alle 
Stellplätze des Wohnmobilstellplatzes mit wasser-
durchlässigen Materialien herzustellen sind und 
durch die Festsetzung von privaten Grünflächen 
werden nachteilige Auswirkungen auf den Boden 
vermindert bzw. ausgeglichen, so dass sich im Er-
gebnis auf dem Gesamtgrundstück kein Versiege-
lungsgrad ergibt, der die Kappungsgrenze von 0,8 
übersteigt.  

A.2.9 An mehreren Stellen wird in den textlichen 
Festsetzungen auf ein „Wohngebiet" Be-
zug genommen. Wir bitten stattdessen 
den präzisen Begriff „Allgemeines Wohn-
gebiet" (vgl. § 4 BauNVO) zu verwenden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
ist im nördlichen Teilbereich die Festsetzung eines 
Allgemeinen Wohngebiets (WA) nicht möglich. Zur 
Offenlage wird daher das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Im gesamtem Plangebiet ist daher kein Allge-
meines Wohngebiet mehr vorhanden. 

A.2.10 Wir bitten die Ziffern 1.7.1 und 1.7.4 der 
planungsrechtlichen Festsetzungen auf 
Widersprüchlichkeit bezüglich der zulässi-
gen Standorte von Fahrrad-Stellplätzen zu 
untersuchen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen bezüglich 
der Fahrrad-Stellplätze werden so angepasst, dass 
keine Widersprüchlichkeit mehr besteht.  

A.2.11 In den Textfestsetzungen findet sich keine 
Regelung, die mit dem Eintrag „F2" im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
korrespondiert. Wir bitten dies zur Offen-
lage zu ergänzen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine textliche Festsetzung zum im zeichnerischen 
Teil festgesetzten Eintrag „F2“ (inzwischen umbe-
nannt in „F4“) wird ergänzt.  

A.2.12 Zwischen den textlich und zeichnerisch 
getroffenen örtlichen Bauvorschriften zu 
den zulässigen Dachformen für das Dorf-
gebiet besteht ein Widerspruch. Während 
laut Ziffer 2.1.1 der textlichen Vorschriften 
nur Satteldächer zulässig sind, ist das 
Baufenster für das nördliche Dorfgebiet 
mit dem Eintrag „FD, PD 0° -15°, SD 30° - 
45°" versehen. Wir bitten die Regelungen 
in Übereinstimmung zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die textlich getroffenen örtlichen Bauvorschriften 
werden entsprechend dem zeichnerischen Teil an-
gepasst. Der Widerspruch wird damit aufgehoben. 
Im nördlichen Dorfgebiet sind sowohl Flachdächer, 
Pultdächer wie auch Satteldächer zulässig. Im süd-
lichen Dorfgebiet sind nur Satteldächer zulässig.   

A.2.13 Das im SO2 vorgesehene Baufenster ist 
direkt entlang der Baugebietsgrenze zum 
benachbarten Dorfgebiet angeordnet. Auf-
grund der festgesetzten offenen Bauweise 
(mit seitlichem Grenzabstand) ist die Aus-
nutzbarkeit des Baufensters möglicher-
weise eingeschränkt. Wir bitten dies näher 
zu prüfen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Da sich die Grundstücke sowohl im Bereich des 
SO2 als auch die Grundstücke im Dorfgebiet im Be-
sitz des gleichen Eigentümers befinden, kann dafür 
Sorge getragen werden, dass die Abstandsregelun-
gen eingehalten werden, entweder durch entspre-
chende Grundstücksaufteilung oder entsprechende 
Baulasten.  
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A.2.14 Aus der speziellen Vorschrift in Ziffer 2.1.7 
der örtlichen Bauvorschriften lässt sich ab-
leiten, dass die Regelung zu den Dachfor-
men in Ziffer 2.1.1 nicht für Garagen und 
Carports Anwendung findet. Unklar ist je-
doch, ob Ziffer 2.1.1 alle übrigen Gebäude 
(einschl. Nebengebäude, Gartenschup-
pen, etc.) erfasst. Wir bitten dies zu kon-
kretisieren. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die Vorgaben für Dächer werden in den örtlichen 
Bauvorschriften entsprechend konkretisiert.  

A.2.15 Zum jetzigen Stand ist die Begründung 
noch nicht so weit ausgearbeitet, dass die 
Motive für die Höhenbeschränkung von 
Einfriedungen entlang der öffentlichen 
Verkehrsflächen ersichtlich sind. Wir ma-
chen daher vorsorglich darauf aufmerk-
sam, dass die örtlichen Bauvorschriften in 
den Ziffern 2.3.1 und 2.3.2 lediglich zur 
Durchführung baugestalterischer Absich-
ten getroffen werden dürfen; Gründe der 
Verkehrssicherheit wären dagegen kein 
zulässiges Motiv einer Höhenbeschrän-
kung auf Basis des § 74 LBO. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird zur Offenlage diesbezüglich 
ergänzt.  

A.2.16 Zur Offenlage bitten wir die bislang offen 
gelassenen Themenbereiche (insb. Er-
schließung, Ver-/Entsorgung, Immissions-
schutz, Begründung der Einzelregelun-
gen, etc.) näher zu betrachten und das Ab-
wägungsmaterial insgesamt zu vervoll-
ständigen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Themenbereiche (insb. Erschließung, Ver-/Ent-
sorgung, Immissionsschutz, Begründung der Einzel-
regelungen, etc.) werden zur Offenlage erarbeitet 
und das Abwägungsmaterial insgesamt vervollstän-
digt.  

A.2.17 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird zu gegebener Zeit auf den 
Stand der endgültigen Planung unter Berücksichti-
gung des Abwägungsergebnisses gebracht.  

A.2.18 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns ggf. vorgetragenen Anregungen. 

Dies wird berücksichtigt.  

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.3.1 Umweltbericht 

Der Umweltbericht wird zur Offenlage er-
arbeitet. Aktuell liegt das Scoping-Papier 
vor. Im Rahmen der Offenlage bitten wir 
folgendes vorzulegen: 

• Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung 

• Biotoptypenkartierung 

• Ausgleichskonzept 

Dies wird berücksichtigt.  

Zur Offenlage wird im Umweltbericht unter anderem 
eine Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung, eine Biotopty-
penkartierung und eine Ausgleichskonzept vorge-
legt.  

A.3.1.1 In der Eingriffs-Ausgleichbilanzierung ist 
zu berücksichtigen, dass die in den Be-
bauungsvorschriften unter 1.11.1 

Dies wird nicht berücksichtigt. 
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genannten Baumarten (außer Linde, 
Mehlbeere und Hainbuche) zwar für eine 
Eingrünung und optische Aufwertung des 
Plangebiets sorgen, jedoch nur eine ge-
ringe ökologische Funktion haben, da es 
sich nicht um heimische Baumarten han-
delt. Dies ist in der Bilanzierung entspre-
chend zu berücksichtigen. 

Es ist unzutreffend, dass Baumarten mediterraner 
bzw. südosteuropäischer Herkunft eine nur geringe 
ökologische Funktion besitzen. 

1. Der Begriff „ökologische Funktion“ umfasst nicht 
nur faunistische bzw. habitatökologische As-
pekte, sondern auch Wirkungen auf das Klima 
und die Lufthygiene. Bäume mit mediterraner 
und südosteuropäischer Herkunft sind in der 
Lage, die gleichen Wohlfahrtsleistungen zu er-
bringen wie heimische Baumarten. Da sie bes-
ser an das Stadtklima angepasst sind, können 
sie tendenziell längere Standzeiten erreichen als 
heimische Arten. Somit steht im langjährigen 
Mittel ein höheres Grünvolumen zur Verfügung. 
Insofern kann nicht pauschal von geringer öko-
logischer Funktion gesprochen werden. 

2. Die generelle und pauschale Annahme, dass 
Baumarten mediterraner und südosteuropäi-
scher Herkunft eine geringe bzw. geringere Wer-
tigkeit für die heimische Tierwelt haben, wird 
durch neuere Untersuchungen nicht gestützt 
(vgl. u.a. BÖLL et al. 2019). 

Bei der Auswahl der Baumarten ist zudem zu be-
rücksichtigen, dass vor allem Bäume höherer Alters-
klassen für „ökologisch“ relevante Effekte sorgen. 
D.h. die Baumarten sind vorrangig so zu wählen, 
dass sie eine höhere Altersklasse erreichen können 
und nicht vorher absterben. Unter den Bedingungen 
des Klimawandels sind dafür nur eine begrenzte 
Zahl heimischer Arten geeignet. Um die Auswahl zu 
erhöhen, wurde daher auf Arten mit mediterraner 
bzw. südosteuropäischer Herkunft zurückgegriffen. 

A.3.2 Artenschutz 

Gemäß dem Scoping-Papier sind folgen-
den Artengruppen planungsrelevant: Brut-
vögel, Fledermäuse, Reptilien, Insekten 
(Heuschrecken, Tag- und Nachtfalter). Für 
diese Artengruppen sind Kartierungen er-
forderlich. Aus naturschutzfachlicher Sicht 
sind für Reptilien fünf, statt - wie im Sco-
ping-Papier angegeben - nur drei, Bege-
hungen durchzuführen. 

Die Ergebnisse und ggf. erforderliche Ver-
meidungs-, Minimierungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen sind in einer arten-
schutzrechtlichen Prüfung darzustellen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wird in 
den Umweltbericht integriert.  

A.3.3 Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen 

Wir gehen davon aus, dass externe Aus-
gleichsmaßnahmen notwendig werden. 

Soweit die Gemeinde die Durchführung 
des erforderlichen Ausgleichs anstatt 

 

Dies wird berücksichtigt. 
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durch bauplanerische Darstellung und 
Festsetzungen im Bebauungsplan außer-
halb eines Bebauungsplanes durch sons-
tige Maßnahmen i. S. d. § 1a Abs. 3 Satz 
2 2. Halbsatz BauGB vorsieht, hat sie 
nachzuweisen, dass die Flächen, die für 
den Ausgleich herangezogen werden, 
auch tatsächlich dafür geeignet und ver-
fügbar sind. In der Begründung ist eine da-
hingehende Aussage zur Verfügbarkeit 
der Flächen für die Ausgleichsplanungen 
zu treffen. Soweit der Ausgleich durch 
sonstige Maßnahmen auf Flächen vorge-
sehen ist, die nicht im Eigentum der Ge-
meinde stehen, hat die Gemeinde zu ge-
währleisten, dass die dauerhafte Pflege 
der Maßnahmen und die Verfügbarkeit der 
Fläche sichergestellt ist. 

Wir empfehlen hierfür eine vertragliche 
Regelung mit dinglicher Sicherung mit den 
jeweiligen privaten Grundstückseigentü-
mern zu treffen. Der Vertrag sollte vor dem 
Satzungsbeschluss geschlossen sein und 
auch eine vertragliche Regelung enthal-
ten, in der sich der/die Grundstückseigen-
tümer/in zur Duldung der Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahmen durch die Ge-
meinde verpflichtet mit entsprechender Si-
cherung im Grundbuch (beschränkt per-
sönlichen Dienstbarkeit). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Soweit die Ausgleichsflächen im Eigentum Privater 
stehen, wird die Gemeinde mit dem betreffenden Ei-
gentümer vor dem Satzungsbeschluss eine entspre-
chende vertragliche Regelung treffen, die durch eine 
beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten der 
Gemeinde im Grundbuch abgesichert wird. 

A.3.4 Kompensationsverzeichnis 

Die ggf. erforderlichen externen Aus-
gleichs-/Kompensationsmaßnahmen sind 
von der Gemeinde Ihringen in das Kom-
pensationsverzeichnis einzustellen (§ 18 
Abs. 2 Naturschutzgesetz i.V.m. § 17 Abs. 
6 Satz 2 BNatSchG). Hierfür steht den Ge-
meinden ein Zugang zu den bauplanungs-
rechtlichen Abteilungen der Webanwen-
dung „Kompensationsverzeichnis & Öko-
konto Baden-Württemberg" unter 
http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/» 
Zugang Kommune (Bauleitplanung) zur 
Verfügung. 
Nach Eintragung der externen Ausgleichs-
maßnahmen in die bauplanungsrechtliche 
Abteilung des Kompensationsverzeichnis-
ses ist die Untere Naturschutzbehörde 
hiervon zu benachrichtigen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die externen Ausgleichs- und Kompensationsmaß-
nahmen werden von der Gemeinde in das Kompen-
sationsverzeichnis eingestellt. Die Untere Natur-
schutzbehörde wird von der Gemeinde davon be-
nachrichtigt werden.  

A.3.5 Zu den Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 
25 BauGB sollte noch auf das Pflanzgebot 
gemäß § 178 BauGB hingewiesen wer-
den, wonach die Gemeinde den Eigentü-
mer verpflichten kann, sein Grundstück 

Dies wird berücksichtigt.  

Der Hinweis wird in den Bebauungsvorschriften ent-
sprechend ergänzt.  

http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/
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nach den getroffenen Festsetzungen zu 
bepflanzen. 

A.3.6 Wir regen auch für die Grünfläche F2 die 
Anpflanzung mit gebietsheimischen Bäu-
men und Sträuchern an, wie auf Grünflä-
che F1 geplant. Für die Anrechnung in der 
Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung könnten 
dann 10 ÖP/m² berücksichtigt werden, da 
sich die geplante Hecke nicht wie der Bio-
toptyp 41.20 Feldhecke entwickeln kann. 

Dies wird berücksichtigt.  

Für die Grünfläche F2 (inzwischen umbenannt in F4)   
werden gebietsheimische Bäume und Sträucher in 
der Pflanzliste, wie auch für die Grünfläche F1 (in-
zwischen umbenannt in F2) geplant ist, vorgegeben.  

Zu beachten ist generell, dass die Gemeinde Ihrin-
gen nicht nach der LUBW-Methodik bilanziert. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.4.1 Bodenschutz / Altlasten 

A.4.1.1 Scoping zum Umweltbericht 

Laut beigefügtem Scopingpapier des Bü-
ros Gaede und Gilcher (Seite 14, Unter-
punkt Boden) sind „die Böden im Norden 
des Plangebiets durch vorangegangene 
Bautätigkeit bereits deutlich überformt, 
eine Vorbelastung ist vorhanden, für den 
Süden des Plangebiets liegen alle rele-
vanten Informationen vor". Daraus wird 
abgeleitet, dass weitergehende Untersu-
chungen nicht erforderlich sind. 

Dieser Einschätzung kann aus fachlicher 
Sicht nicht gefolgt werden. Nach Auskunft 
aus dem Liegenschaftskataster (Boden-
schätzung) liegen für alle Flurstücke des 
Plangebiets -inklusive des nördlichen Be-
reichs - Bodenschätzungsdaten vor. Er-
gänzend ist aus den historischen Luftbild-
aufnahmen erkennbar, dass im Norden 
des Plangebiets keine Vorbelastungen der 
Böden durch Bautätigkeit und damit ver-
bundener Überformung stattgefunden ha-
ben. Die Flächen im Norden des Plange-
biets sind lediglich seit vielen Jahren gärt-
nerisch genutzt. Eine Vorbelastung kann 
daraus nicht abgeleitet werden. Dies ist im 
Umweltbericht entsprechend zu berück-
sichtigen.  

Gemäß Bodenschätzung liegt die Boden-
bewertung in der nördlichen Hälfte des 
Plangebiets bei 3,3 und in der südlichen 
Hälfte bei 2,7 und somit höher als im Sco-
pingpapier angegeben (siehe Seite 7 
oben). Die Funktionsbewertung ist im Um-
weltbericht entsprechend anzupassen. Ein 
Kartenausschnitt zur Veranschaulichung 
ist beigefügt. 

 

Dies wird entsprechend im Umweltbericht berück-
sichtigt.  
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Hinsichtlich des Detaillierungsgrades der 
Umweltprüfung weisen wir darauf hin, 
dass Schwerpunkt des Bodenschutzes in 
der Bauleitplanung der flächenhafte Bo-
denschutz ist. Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7a 
Baugesetzbuch (BauGB) sind die Belange 
des Bodens bei der Aufstellung der Bau-
leitpläne zu berücksichtigen. Nach § 1a 
Abs. 2 BauGB gilt: Mit Grund und Boden 
soll sparsam und schonend umgegangen 
werden (Bodenschutzklausel). 

Da es sich im Plangebiet um lössreiche 
Standorte handelt, ist die Empfindlichkeit 
der Böden gegen Verdichtung und Erosion 
in besonderem Maße zu berücksichtigen. 
Daher müssen im Umweltbericht geeig-
nete Maßnahmen zur Vermeidung und Mi-
nimierung baubedingter Bodenbeeinträch-
tigungen in ausreichendem, der Wertigkeit 
der vorliegenden Böden entsprechendem 
Umfang dargestellt werden. 

Die gesetzliche Verpflichtung, Vorsorge 
gegen schädliche Bodenveränderungen 
zu treffen, wird bei Planung und Umset-
zung der o. g. Maßnahmen im Besonderen 
ausgelöst, da Böden durch unsachgemä-
ßes Befahren (insbesondere im Bereich 
der Baustelleneinrichtungsflächen), Umla-
gern, Zwischenlagern und (Wieder-)Ein-
bauen verdichtet und das Bodengefüge 
erheblich und nachhaltig beeinträchtigt 
werden, wenn keine entsprechenden 
Maßnahmen zum Schutz der Böden vor-
gesehen sind. Dies gilt insbesondere bei 
Bauvorhaben, bei denen ganz oder in Teil-
bereichen nach Beendigung der Baumaß-
nahme erneut natürliche Bodenfunktionen 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes zum 
Schutz vor schädlichen Bodenverände-
rungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundesbodenschutzgesetz -BBodSchG) 
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wiederhergestellt werden. Diese Funktio-
nen sind vorrangig nach § 1 BBodSchG zu 
sichern und bei unvermeidbaren Beein-
trächtigungen wiederherzustellen. 

Entsprechend § 1 BBodSchG sind hierzu 
„schädliche Bodenveränderungen abzu-
wehren, [...] und Vorsorge gegen nachtei-
lige Einwirkungen auf den Boden zu tref-
fen." Da die temporär genutzten Böden 
nach Bauabschluss dem Naturhaushalt 
wieder zur Verfügung stehen müssen, sind 
die natürlichen Bodenfunktionen zu schüt-
zen, indem entsprechend den anerkann-
ten Regeln der Technik, schädliche Bo-
denveränderungen vermieden bzw. mini-
miert und nur, wenn nicht vermeidbar, die 
Bodenfunktionen wiederhergestellt wer-
den. 

A.4.1.2 Hinweis 

Die Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derungen baubedingter Bodenbeeinträch-
tigungen können auch in Verbindung mit 
dem erforderlichen Bodenschutzkonzept 
erarbeitet und in den Umweltbericht über-
nommen werden (siehe auch Unterpunkt 
„Bodenschutzkonzept"). 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.4.1.3 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung  
(E-/A-Bilanzierung) 

Bei der E-/A-Bilanzierung ist zu beachten, 
dass grundsätzlich auch bei sachgerech-
tem Umgang mit dem Schutzgut Boden 
mit unwiederbringlichen (also nachhalti-
gen) Störungen der Bodenfunktionen auf-
grund der vorübergehenden Nutzungen zu 
rechnen ist. Nachteilige Beeinträchtigun-
gen der Bodenfunktionen, die durch tem-
poräre Nutzung auftreten, können bei ver-
dichtungsempfindlichen Böden nie ganz 
vermieden bzw. durch eine Rekultivierung 
nie vollständig wiederhergestellt werden. 

In der von der Landesanstalt für Umwelt 
Baden -Württemberg (LUBW) herausge-
gebenen Arbeitshilfe „Das Schutzgut Bo-
den in der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung" erfolgt im Hinblick auf die 
Quantifizierung des Eingriffs in den Bo-
denbestand der Hinweis, dass bei Boden-
verdichtungen, die durch Baumaßnahmen 
entstanden sind und wieder gelockert wer-
den, pauschal ein Verlust der ursprüngli-
chen Leistungsfähigkeit von 10 % anzu-
setzen ist. Dieser 10%-ige Verlust der 
Leistungsfähigkeit bei temporären 

 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Bilanzierung liegt die entsprechende LUBW-Ar-
beitshilfe zugrunde, es erfolgt aber keine Konver-
sion in LUBW-Ökopunkte, da die Gemeinde Ihrin-
gen nicht nach der LUBW-Methodik bilanziert. 

In den Bebauungsvorschriften wird eine Festset-
zung zur Dachbegrünung ergänzt. Vorgaben zu ver-
sickerungsfähigen Belägen sind bereits getroffen 
worden.  
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Eingriffen ist im späteren Umweltbericht 
mit Ökopunkten entsprechend der Arbeits-
hilfe zu beziffern. 

Darüber hinaus sollte in den Bebauungs-
vorschriften ergänzende Vorgaben zu 
Dachbegrünung und/oder versickerungs-
fähigen Belägen gemacht werden. 

A.4.1.4 Bodenschutzkonzept (BSK) 

Der Gesetzgeber hat die Verfahren der 
Bauleitplanung bei der Verpflichtung der 
Gemeinden, Belange des Bodenschutzes 
nach § 1 BBodSchG in besonderem Maße 
zu berücksichtigen, zwar ausdrücklich 
ausgenommen (§ 2 Abs. 1 Satz 3 Landes-
Bodenschutz- und Altlastengesetz - LBod-
SchAG), gleichwohl trifft die Gemeinden 
diese Pflicht bei der Ausführung notwendi-
ger eigener Baumaßnahmen auf bisher 
unberührten Flächen und die dafür erfor-
derliche Planung. Dazu zählen unter ande-
rem die Herstellung öffentlicher Einrich-
tungen und Erschließungsmaßnahmen, 
so dass im Hinblick auf die spätere Umset-
zung eines Bebauungsplans dann ggf. 
auch ein BSK zu erarbeiten ist. 

Gleiche Verpflichtung obliegt insoweit 
auch dem Bauherrn bei Verwirklichung 
seines Vorhabens auf dem überplanten 
Baugrundstück mit einer bisher unberühr-
ten Fläche von mehr als 0,5 Hektar. 

Auf diese Gesichtspunkte möchten wir 
vorsorglich hinweisen, damit die Ge-
meinde dies neben den bestehenden An-
forderungen des Bodenschutzes (Boden-
schutzklausel, § 1a Abs. 2 BauGB) mög-
lichst frühzeitig bei der Bauleitplanung in 
ihre Überlegungen einbeziehen kann. 

Vorliegend ist davon auszugehen, dass 
bei Umsetzung des Bebauungsplanes 
durch Erschließung, Teilerschließung und 
Bebauung auf eine Fläche ≥ 1 ha (vgl. 
städtebauliche Kennziffern der Begrün-
dung) eingewirkt wird. Es wird deshalb 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass ge-
mäß der am 01.01.2021 in Kraft getrete-
nen Änderung des LBodSchAG (§ 2 Ab-
satz 3) der Vorhabenträger für die Planung 
und Ausführung des späteren Vorhabens 
zur Gewährleistung eines sparsamen, 
schonenden und haushälterischen Um-
gangs mit dem Boden ein BSK zu erstellen 
hat. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Vom Büro HPC AG aus Karlsruhe wird zur Offenlage 
ein Geotechnischer Bericht erarbeitet. Ergänzend 
dazu wird dem Bebauungsplan eine gutachterliche 
Stellungnahme zur Beurteilung der Versickerungs-
fähigkeit und der abfallrechtlichen Situation beige-
legt.  
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Ein erforderliches BSK ist von einer sach-
kundigen Person (mit Sachkundenach-
weis) zu erstellen und sechs Wochen vor 
dem Beginn der Ausführung des Vorha-
bens der zuständigen Bodenschutz- und 
Altlastenbehörde vorzulegen. 

Aufgrund der Größe der Eingriffsfläche (> 
1 ha) muss in Ergänzung zum BSK eine 
sach- und fachkundige Bodenkundliche 
Baubegleitung (BBB) bestellt werden, wel-
che die konzeptionell erarbeiteten Maß-
nahmen zum Zeitpunkt der Planung und 
Ausführung überwacht. 

Es wird empfohlen, das BSK und die BBB 
so früh wie möglich in die Planung zu in-
tegrieren, so dass alle technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen in ausrei-
chendem Umfang benannt werden, um die 
vorsorgliche Vermeidung und Minderung 
von schadhaften Bodenveränderungen 
sowie die Wiederherstellung von Boden-
funktionen im Zuge der Ausschreibung 
und zum Zeitpunkt der Umsetzung des 
Vorhabens vollumfänglich berücksichtigen 
zu können. Erfahrungsgemäß können mit 
frühzeitiger Integration eines BSK und ei-
ner fachkundigen BBB in der Planungs-
phase teilweise erhebliche Kosten auf-
grund geringerer Flächeninanspruch-
nahme und verringerter Bodenbewegung 
eingespart werden. Eine BBB kann bei 
frühzeitiger Beteiligung außerdem zu einer 
kosten- und verfahrensoptimierten Boden-
verwertung und -entsorgung beitragen. 
Kulturfähige Bodenschichten können 
dadurch einer hochwertigen Verwer-
tung/Bodenverbesserung zugeführt wer-
den (anstatt teurer Entsorgung). 

Weitergehende Informationen zum Thema 
BSK erteilt die untere Bodenschutzbe-
hörde (Fachbereich Wasser und Boden) 
beim Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald. 

A.4.1.5 Altlasten 

Die Altlasten sind im Scopingpapier richtig 
dargestellt. Es handelt sich im Plangebiet 
um die Altablagerung „Tankgraben". Die 
Fläche wird im Altlastenkataster unter Be-
weisniveau 2 geführt. Hinsichtlich einer 
Nutzungsänderungen (hier Erschließung, 
Bebauung) ist die Neubewertung des Un-
tergrundes erforderlich. Dies ist bei der 
weiteren Planung zu berücksichtigen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen und bei der wei-
teren Planung berücksichtigt.  
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A.4.1.6 Zusammenfassung 

• Die Empfindlichkeit der Böden gegen-
über den Wirkfaktoren z. B. Verdich-
tung und Erosion, hat Einfluss auf die 
Bodenbewertung. Nach den Vorgaben 
des vorsorgenden Bodenschutzes sind 
Böden umso schutzwürdiger, je emp-
findlicher sie sind, da sie in ihrer Funk-
tionsweise leichter beeinträchtigt oder 
zerstört werden können (BVB 2001). 
So besitzen beispielsweise schluffrei-
che Böden eine hohe Verdichtungs-
empfindlichkeit sowie Anfälligkeit ge-
genüber Wassererosion. Da es sich im 
Plangebiet um lössreiche Standorte 
handelt, ist die Empfindlichkeit der Bö-
den gegen Verdichtung und Erosion in 
besonderem Maße zu berücksichtigen. 

• Aus dem Umweltbericht muss in ausrei-
chendem Umfang hervorgehen, wie 
Konflikte (vorsorglich) gelöst werden, 
die durch das Benutzen und Eingreifen 
in das Schutzgut Boden entstehen 
könnten. Die Belange des Bodenschut-
zes sind im Umweltbericht mit Grünord-
nungsplan so zu formulieren und fest-
zusetzen, dass technische und organi-
satorische Maßnahmen in ausreichen-
dem Umfang bekannt sind, um die vor-
sorgliche Vermeidung und Minderung 
von schadhaften Bodenveränderungen 
sowie die Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen im Zuge der Ausschrei-
bung vollumfänglich berücksichtigen zu 
können. (Hinweis: Die Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minderungen baube-
dingter Bodenbeeinträchtigungen kön-
nen auch in Verbindung mit dem erfor-
derlichen BSK erarbeitet und in den 
Umweltbericht übernommen werden). 

• Des Weiteren sind hinsichtlich des ho-
hen Versiegelungsgrades und den da-
mit verbundenen hohen Verlusten der 
Bodenfunktionen entsprechende Vor-
gaben zur Eingriffsminimierung (wie 
z.B. Dachbegrünung, versickerungsfä-
hige Beläge, etc.) zu machen. 

• Bei der E-/A-Bilanzierung muss pau-
schal ein 10%-iger Verlust der Boden-
funktion nach Wiederherstellung be-
rücksichtigt werden. Bei der Bilanzie-
rung sind neben den dauerhaft versie-
gelten Flächen daher auch die 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Die aufgeführten Themen werden unteranderem im 
Umweltbericht vom Büro Gaede + Gilcher sowie im 
Geotechnischen Bericht Büro HPC AG berücksich-
tigt.  
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temporär genutzten Flächen zu berück-
sichtigen. 

• Es ist ein BSK nach DIN 19639 von ei-
ner sach- und fachkundigen Person zu 
erstellen und sechs Wochen vor dem 
Beginn der Ausführung des Vorhabens 
der zuständigen Bodenschutz- und Alt-
lastenbehörde vorzulegen. 

• Aufgrund der Größe der Eingriffsfläche 
(> 1 ha) muss in Ergänzung zum BSK 
eine fachkundige BBB bestellt werden, 
welche die konzeptionell erarbeiteten 
Maßnahmen zum Zeitpunkt der Pla-
nung und Ausführung überwacht. 

• In Bezug auf die Altablagerung „Tank-
graben" ist hinsichtlich der geplanten 
Nutzungsänderungen (Erschließung, 
Bebauung) eine Neubewertung des 
Untergrundes erforderlich. Dies ist bei 
der weiteren Planung zu berücksichti-
gen. 

A.4.2 Wasserversorgung / Grundwasser-
schutz 

Die Straße L 134 bzw. der geplante Rad-
weg reichen im südlichen Teil sowohl in 
das festgesetzte Wasserschutzgebiet 
WSG 315089 als auch in das überarbei-
tete fachtechnisch abgegrenzte WSG 
315089 zum Tiefbrunnen (TB) Ihringen 
Ried hinein. Es ist zu erwarten, dass mit 
der derzeit im Verfahren befindlichen Neu-
festsetzung des Schutzgebiets der Stra-
ßen- bzw. Radwegverlauf in Zone 3a zum 
Liegen kommt, direkt angrenzend an Zone 
2. Dies ist bei der Planung für die Entwäs-
serung des Straßenabschnitts entspre-
chend zu berücksichtigen. Es sind die 
Bestimmungen der Richtlinien für bau-
technische Maßnahmen an Straßen in 
Wasserschutzgebieten (RiStWag) zu be-
achten. 

 

Dies wird berücksichtigt.  

Das Plangebiet liegt im südlichen Teilbereich (Rad-
weg) in der Zone III des festgesetzten Wasser-
schutzgebiets für den Tiefbrunnen Ihringen im Ge-
wann Ried (WSG-Nr. 315-89).  

Für dieses Wasserschutzgebiet liegt eine fachtech-
nische Neuabgrenzung aus dem hydrogeologischen 
Gutachten vor. Nach der hydrogeologischen Neuab-
grenzung befindet sich das Plangebiet zum Teil in 
der Zone III A der hydrogeologischen Neuabgren-
zung. Vom Büro BIT Ingenieure aus Freiburg liegt 
ein Entwurf der flurstücksscharfen hydrogeologi-
schen Abgrenzung vor. Nach dem flurstücksschar-
fen Abgrenzungsentwurf liegt das Plangebiet nicht 
mehr innerhalb der Zone III A, sondern grenzt unmit-
telbar an diese an.  

Die Entwässerung kann breitflächig erfolgen, sollte 
aber im Bereich des WSG zwischen Straße und 
Radweg erfolgen. Dazu sind evtl. Maßnahmen für 
eine gute Versickerung zu treffen. 

A.4.3 Abwasserbeseitigung / Regenwasser-
behandlung 

Die vorgelegten Planunterlagen beinhal-
ten noch keine detaillierten Aussagen zur 
geordneten Abwasserbeseitigung. Gemäß 
Ziffer 2.6 der Bebauungsvorschriften (An-
lagen zum Sammeln und Rückhalten von 
Niederschlagswasser) werden die textli-
chen Festsetzungen bis zur Offenlage 

Dies wird berücksichtigt. 

Ein Bodengutachten wurde erstellt. Aus diesem geht 
unteranderem hervor, dass Versickerung in tieferlie-
genden Kiesen möglich ist. Der mittlere höchsten 
Grundwasserstand muss anhand der Messreihen 
des gemeindeeigenen Trinkwasserbrunnens inter-
poliert werden.  
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erarbeitet. Eine Prüfung der Nieder-
schlagswasserbeseitigung kann jedoch 
aus abwassertechnischer Sicht erst nach 
Vorlage des Entwässerungskonzeptes 
und der textlichen Festsetzungen im Be-
bauungsplan sowie den zusätzlichen Be-
gründungen erfolgen. In diesem Zusam-
menhang weisen wir auf das Urteil des 
Bayrischen Verwaltungsgerichtshofs 
(VGH) vom 13.04.2018 hin (Aktenzeichen: 
9 NE 17.1222). Nach dem Urteil muss ei-
ner Planung eine Erschließungskonzep-
tion zugrunde liegen, nach der das im 
Plangebiet anfallende Niederschlagswas-
ser so beseitigt werden kann, dass Ge-
sundheit und Eigentum der Planbetroffe-
nen keinen Schaden nehmen. Daher emp-
fehlen wir aus Gründen der Rechtssicher-
heit, das Entwässerungskonzept bereits 
auf der Ebene des Bauleitplanverfahrens 
mit den Fachbereich 440 (Wasser und Bo-
den) abzustimmen und im Bebauungsplan 
darzustellen. Inwieweit die Bodenverhält-
nisse eine zusätzliche Versickerung von 
Niederschlagswasser ermöglichen, wurde 
bisher noch nicht untersucht und sollte 
ebenfalls bis zur Offenlage durch ein Bo-
dengutachten abgeklärt werden. 

Grundsätzlich ist im Plangebiet das anfallende Nie-
derschlagswasser auf dem eigenen Baugrundstück 
ordnungsgemäß zu versickern. Somit sind im Inte-
resse der Grundwasserneubildung und der Entlas-
tung der Abwasseranlagen geeignete Maßnahmen 
zur Verminderung des Abflusses von Nieder-
schlagswasser vorzusehen.  

Für die Urbanen Gebiete MU1 und MU2 wird auf-
grund der räumlichen Lage angrenzend zu einem 
Fließgewässer die Möglichkeit eröffnet das Nieder-
schlagswasser gedrosselt in den Krebsbach einzu-
leiten.  

Das Entwässerungskonzept vom Büro CP Plan wird 
den Bebauungsplanunterlagen beigelegt. Aus die-
sem gehen auch Aussagen zum Abwasserbeseiti-
gungskonzept hervor.  

A.4.4 Oberflächengewässer / Gewässeröko-
logie / Hochwasserschutz / Starkregen 

Im Plangebiet befinden sich keine Überflu-
tungsflächen. 

Im nördlichen Teil des Plangebiets verläuft 
der „Krebsbach", ein Gewässer 2. Ord-
nung. Im ersten Drittel (FIst.Nr. 9853/1 und 
FIst.Nr. 9853) verläuft das Gewässer of-
fen, der nachfolgende Teil (FIst.Nr. 
9849/2) ist verdolt. Entlang von Gewäs-
sern 2. Ordnung gilt gemäß § 29 Abs. 1 
Wassergesetz Baden-Württemberg (WG) 
beidseitig ein gesetzlicher Gewässerrand-
streifen mit einer Breite von 5 m im Innen-
bereich und 10 m im Außenbereich. Der 
Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der 
Linie des Mittelwasserstands, bei Gewäs-
sern mit ausgeprägter Böschungsober-
kante ab der Böschungsoberkante. Ge-
mäß § 38 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) dienen Gewässerrandstreifen u.a. 
der Erhaltung und Verbesserung der öko-
logischen Funktionen der Gewässer. Dar-
über hinaus gewährleistet der Gewässer-
randstreifen auch die Möglichkeit zur Un-
terhaltung des Gewässers. Innerhalb des 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Der gesetzliche Gewässerrandstreifen von 5 m wird 
beidseitig des „Krebsbach“ im zeichnerischen Teil 
nachrichtlich übernommen. Auch ein entsprechen-
der Hinweis im Textteil des Bebauungsplans wird 
aufgenommen. Zudem wird für den verdolten Be-
reich des „Krebsbach“ ein Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht zu Gunsten der Gemeinde festgesetzt, um 
eine Bewirtschaftung des Gewässers zu sichern.  
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Gewässerrandstreifens ist insbesondere 
die Errichtung baulicher Anlagen verbo-
ten. Der Gewässerrandstreifen entlang 
des Bachs sowie der „Krebsbach" selbst 
sollten im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans nachrichtlich eingezeichnet so-
wie im Textteil ein Hinweis auf die beste-
henden gesetzlichen Regelungen (§ 29 
WG, § 38 WHG) aufgenommen werden. 
Der verdolte Abschnitt des Krebsbachs 
sollte nicht überbaut werden. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.5.1 Schalltechnische Untersuchung 

Durch das westlich des Plangebietes gele-
gene Gewerbegebiet kann es zu einem 
Nutzungskonflikt, insbesondere im als WA 
ausgewiesenen Teil des Plangebietes 
kommen. Gleiches gilt auch für die in den 
geplanten SO vorgesehenen Nutzungen. 
Auch hier können Nutzungskonflikte zur 
geplanten Wohnnutzung entstehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplans sollte eine schalltechnische Un-
tersuchung der auf das vorliegenden Plan-
gebietes einwirkenden und ausgehenden 
Lärmemissionen erstellt werden. 

 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird 
vom Büro Dr. Dröscher eine schalltechnische Unter-
suchung erstellt. Der ursprünglich als allgemeines 
Wohngebiet (WA) ausgewiesene Teil des Plange-
biets wird als Urbanes Gebiet (MU) festgesetzt. 

Auf dieser Grundlage kommt die Schalltechnische 
Untersuchung hinsichtlich des Gewerbelärms zu 
dem Ergebnis, dass bei Umsetzung der Planung 
zum Bebauungsplan „Ihringen Süd-Kleinried“ ent-
sprechend aus schalltechnischer Sicht keine Be-
schränkung des eingerichteten und ausgeübten Be-
triebs umliegender gewerblicher Nutzungen zu be-
fürchten ist. Diese Bewertung basiert unter anderem 
darauf, dass die gewerblichen Nutzungen bereits 
durch nahegelegene bestehende Wohnnutzungen 
(wie beispielsweise Wohnnutzungen im Allgemei-
nen Wohngebiet gemäß Bebauungsplan „Läger 
2008“) schalltechnisch beschränkt sind. Zudem ist 
ein im Sondergebiet SO 1 vorgesehener Lebensmit-
telmarkt schalltechnisch grundsätzlich umsetzbar. 
Dabei geht die schalltechnische Untersuchung ins-
besondere davon aus, dass die Öffnungszeiten des 
Lebensmittelmarkts werktags auf den Zeitraum von 
6:15 Uhr bis 21:45 Uhr begrenzt sind und die Anlie-
ferung und Entladung von LKW’s und Kleintranspor-
tern ausschließlich im Tagzeitraum zwischen 6:00 
Uhr und 22:00 Uhr erfolgt. Die Einhaltung dieser 
Vorgaben wird durch einen mit dem Vorhabenträger 
vor dem Satzungsbeschluss abzuschließenden 
städtebaulichen Vertrag rechtlich gesichert. Die im 
Plangebiet vorgesehenen Nutzungen sind damit aus 
schalltechnischer Sicht am Standort grundsätzlich 
realisierbar und die Planung kann aus schalltechni-
scher Sicht wie vorgesehen umgesetzt werden. 

Im Plangebiet sind keine gesonderten – somit keine 
über die ohnehin geltenden rechtlichen Bestimmun-
gen hinausgehenden – Maßnahmen zum Schutz vor 
Straßenverkehrslärm erforderlich. Gemäß 
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technischer Baubestimmungen Baden-Württem-
berg ist jedoch u.a. ausreichender passiver Schall-
schutz sicherzustellen. Entsprechende Festsetzun-
gen der Schallschutzanforderungen für schutzbe-
dürftige Räume werden im Bebauungsplan aufge-
nommen. 

A.5.2 Landwirtschaftlicher Geruchsemissio-
nen 

Da sich in der Umgebung des Plangebie-
tes mehrere Tierhaltungsbetriebe (Hüh-
ner, Schweine, Rinder, Pferde) befinden, 
kann es zu Konflikten bezüglich landwirt-
schaftlicher Geruchsemissionen (ggf. 
auch Lärmemissionen) kommen. In Wohn-
gebieten (sowie Mischgebieten, Kernge-
bieten mit Wohnen, urbanen Gebieten) ist 
entsprechend der Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) Anhang 
7 ein Immissionswert von 0,10 anzuset-
zen. 
Unabhängig von dem Ergebnis der Ermitt-
lung der Geruchsimmission nach Anhang 
7 Nummer 4 TA Luft ist regelmäßig ein Ab-
stand von 100 m zur nächsten vorhande-
nen oder in einem Bebauungsplan festge-
setzten Wohnbebauung einzuhalten. Wir 
empfehlen die Erstellung einer geeigneten 
Geruchsprognose zur Beurteilung der auf 
das vorliegende Plangebiet einwirkenden 
Geruchsemissionen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist vom 
Büro Dröscher eine Untersuchung zu den Ge-
ruchsimmissionen nach den Anforderungen gemäß 
Anhang 7 TA Luft erstellt worden. Die zur Berück-
sichtigung der Belange des Immissionsschutzes er-
forderlichen Schutzmaßnahmen werden in die 
zeichnerischen Festsetzungen übernommen. Das 
Baufenster rückt im Bereich Läger Süd entspre-
chend zurück, damit wird innerhalb des Baufensters 
im Urbanen Gebiet der Grenzwert der einwirkenden 
Geruchsemissionen von <15% Geruchswahrneh-
mungshäufigkeit im Jahr eingehalten. 

A.5.3 Für die Beurteilung des Verkehrslärms ist 
die Gemeinde selbst zuständig. 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird 
vom Büro Dröscher eine schalltechnische Untersu-
chung erstellt. Dabei werden auch die Schallimmis-
sionen aus dem Straßenverkehr ermittelt und be-
wertet.  

Aus der schalltechnischen Untersuchung geht her-
vor, dass im Plangebiet sind keine gesonderten – 
somit keine über die ohnehin geltenden rechtlichen 
Bestimmungen hinausgehenden – Maßnahmen 
zum Schutz vor Straßenverkehrslärm erforderlich. 
Gemäß technischer Baubestimmungen Baden-
Württemberg ist jedoch u.a. ausreichender passiver 
Schallschutz sicherzustellen. Entsprechende Fest-
setzungen der Schallschutzanforderungen für 
schutzbedürftige Räume werden im Bebauungsplan 
aufgenommen. 

A.5.4 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -Ver-
wertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet 
gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Sollte ein Erdmassenausgleich erforderlich sein 
werden die aufgeführten Hinweise entsprechend be-
rücksichtigt. Das Plangebiet wird weitestgehend 
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Erdmassenausgleich erfolgen (zum Bei-
spiel durch Geländemodellierung, Höher-
legung der Erschließungsstraßen), wobei 
der Baugrubenaushub vorrangig auf den 
Grundstücken verbleiben und darauf wie-
der eingebaut werden soll, soweit Dritte 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs 
vor Ort sind: 
▪ mehr Gefälle bei der Kanalisation, 
▪ erhöhter Schutz bei Starkregen, 
▪ Klimaschutz durch Vermeidung von 

Transporten, 
▪ Verwertung statt Entsorgung und Kos-

tenersparnis durch Wegfall der Ab-
fuhr/Entsorgung. 

Für den Fall, dass ein Erdmassenaus-
gleich nicht möglich sein sollte, sollten die 
Gründe hierfür in der Begründung zum Be-
bauungsplan bzw. im Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan dargelegt werden. 
Sofern ein Erdmassenausgleich im Be-
reich des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans nicht möglich ist, sind über-
schüssige Erdmassen anderweitig zu ver-
werten. Diesbezüglich soll die Gemeinde 
selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die 
Verwertung für 
▪ Lärmschutzmaßnahmen, 
▪ Dämme von Verkehrswegen, 
▪ Beseitigung von Landschaftsschäden, 

etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Boden-
verbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen 
verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und 
rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinn-
vollen Verwertung des Materials kann eine 
Entsorgung auf einer Erdaushubdeponie 
als letzte Möglichkeit in Frage kommen. 
Hierbei gilt zu beachten, dass die Erdaus-
hubdeponien über begrenzte Verfüllmen-
gen verfügen und wertvolles Deponievolu-
men nicht durch unbelastetes und bau-
technisch weiterhin nutzbares Bodenma-
terial erschöpft werden sollte. Insbeson-
dere Kies kann im Regelfall als Rohstoff 
weitere Verwendung finden. Für Oberbo-
den ist die Verwertung in Rekultivierungs-
maßnahmen zu prüfen. 

aufgefüllt, daher besteht kein Bedarf eines Erdmas-
senausgleichs.  

Der Geotechnischer Bericht vom Büro HPC AG ist 
Teil der Bebauungsplanunterlagen.  
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Auf die Möglichkeit, auf der Grundlage des 
§ 74 Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche 
Bauvorschriften zu bestimmen, dass die 
Höhenlage der Grundstücke erhalten oder 
verändert wird, um überschüssigen Bo-
denaushub zu vermeiden, wird in diesem 
Zusammenhang hingewiesen. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.6.1 Für das Sondergebiet 2 (Wohnmobilstell-
plätze) sind die Vorgaben der Verordnung 
des Ministeriums für Landesentwicklung 
und Wohnen über Camping- und Zelt-
plätze (Campingplatzverordnung - CPIVO) 
einzuhalten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.6.2 Die Löschwasserversorgung wird entspre-
chend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 FwG, § 2 
Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 
Für das allgemeine Wohngebiet mit einer 
GFZ von 0,8 und das Sondergebiet 1 (Le-
bensmittelmarkt sowie die Dorfgebiete mit 
einer GFZ von 1,2 ist jeweils eine Lösch-
wasserversorgung von mind. 
96 m³/Stunde über einen Zeitraum von 2 
Stunden sicherzustellen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Nach Aussagen des Ingenieurbüros Manzke + Mül-
ler kann auf der Grundlage der 2018 durchgeführten 
hydraulischen Berechnung der Wasserversorgung 
für das Ortsnetz Ihringen die Möglichkeit einer 
Löschwasserentnahme von 96m³/h über einen Zeit-
raum von 2 Stunden im Bereich des geplanten Bau-
gebietes „Ihringen Süd-Kleinried“ bestätigt werden.  

A.6.3 Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu 
beachten. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Hydranten werden nach Aussagen des Ingeni-
eurbüros Manzke + Müller nach den DVGW-Arbeits-
blättern W 331 u. W 400 angeordnet.  

A.6.4 Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 

Dies wird auf Bauantragsebene berücksichtigt.  

A.6.5 Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Dies wird auf Bauantragsebene berücksichtigt. 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.7.1 Wir begrüßen die textliche Festsetzung zu 
begrünten Flach- und Pultdächern (0° -
10°) in den örtlichen Bauvorschriften. Wir 
weisen darauf hin, dass eine Substrathöhe 
von 15 cm sinnvoll ist, um Niederschlags-
wasser bei einem starken Regen merklich 
Zwischenspeichern zu können. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Im gesamten Plangebiet sind Fachdächer bzw. 
flachgeneigte Dächer und Pultdächer mit einer 
Dachneigung von 0° - 15° mit einer extensiven 
Dachbegrünung somit einer Mindestsubstrathöhe 
von 10 cm und einer extensiven Pflege auszuführen. 
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Es wird unteranderem aus statischen Gründen eine 
Substrathöhe von 10 cm vorgegeben.  

A.7.2 Es sei darauf hingewiesen, dass die Pho-
tovoltaikpflicht bei Neubauten laut Klima-
schutzgesetz BW einer Dachbegrünung 
nicht entgegensteht. Im Gegenteil führt die 
Kühlung der Photovoltaikmodule durch die 
Verdunstungsleistung einer Dachbegrü-
nung zu einer Steigerung des Stromer-
trags um ca. 4%. Hintergrund: Steigende 
Temperaturen führen in elektrischen Bau-
teilen zu einem höheren Widerstand, der 
die Leistung reduziert. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine Kombination der Dachbegrünung mit Anlagen 
zur solaren Energiegewinnung ist zulässig und wird 
von der Gemeinde ausdrücklich begrüßt.  

A.7.3 Im Sinne der Klimaanpassung empfehlen 
wir, als Hinweis ergänzend zu den Örtli-
chen Bauvorschriften folgende Ausführun-
gen aufzunehmen: „Material und Farbe 
der Gebäude sollten so gewählt werden, 
dass eine Aufheizung der Gebäude weit-
gehend vermieden wird (helle Farben, Ma-
terialien, die sich wenig aufheizen). Damit 
wird nicht nur der nachträgliche Kühlbe-
darf im Gebäude selbst, sondern auch die 
Aufheizung der Umgebung (Hitzeinsel) re-
duziert." 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis wird entsprechend in die Örtlichen Bau-
vorschriften aufgenommen.   

A.7.4 Wir weisen darauf hin, dass laut Gebäude-
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz 
(GEIG) vom 25.03.2021 beim Neubau von 
Nichtwohngebäuden mit mehr als sechs 
Stellplätzen jeder dritte Stellplatz mit 
Schutzrohren für Elektrokabel zu verse-
hen ist. Außerdem ist ein Ladepunkt ein-
zuplanen. Beim Neubau von Wohngebäu-
den mit mehr als fünf Stellplätzen ist jeder 
Stellplatz mit Schutzrohren für Elektroka-
bel auszustatten, sodass später Elektro-
Ladepunkte ergänzt werden können. Bei 
der Planung von Neubaugebieten ist es 
ratsam, eine ausreichende Dimensionie-
rung der Netzinfrastruktur für die Installa-
tion von Ladeinfrastruktur zu berücksichti-
gen. Das bedeutet beispielsweise die Ver-
legung von Leerrohren und ausreichend 
dimensionierten Stromleitungen für zu-
künftige Ladeinfrastruktur. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die geltenden gesetzlichen Bestimmungen sind im 
Rahmen des Bauantrags zu berücksichtigen.  

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.8.1 Der ca. 3,6 ha große Planbereich am süd-
lichen Ortsrand von Ihringen dient der Ver-
lagerung eines Lebensmittelmarktes, Be-
reitstellung von Wohnbauflächen und mit 
der Ausweisung eines Dorfgebietes mit 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der Sachverhalt ist richtig dargestellt.  

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
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angrenzender Sondernutzung als Wohn-
mobilstellplatz der planungsrechtlichen Si-
cherung eines Haupterwerbslandwirtes. 

ist im nördlichen Teilbereich die Festsetzung eines 
Allgemeinen Wohngebiets (WA) nicht möglich. Zur 
Offenlage wird daher das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Im gesamtem Plangebiet ist daher kein Allge-
meines Wohngebiet mehr vorhanden. 

A.8.2 Insgesamt sind fast 30 Flurstücke betrof-
fen, die gemäß der digitalen Flurbilanz von 
Baden-Württemberg der „Vorrangflur 
Stufe I" zuzuordnen, sind. Es handelt sich 
dabei um die hochwertigsten landwirt-
schaftlichen Produktionsflächen. Aus-
schlaggebend für die Einstufung in diese 
Kategorie sind neben der guten Boden-
qualität in weitgehend ebener Lage in Ver-
bindung mit den günstigen klimatischen 
Bedingungen die gute Erschließung mit 
Wirtschaftswegen. Auf solchen Gunst-
standorten können entsprechende Erträge 
mit verhältnismäßig geringem Aufwand er-
wirtschaftet werden, die an schlechteren 
Standorten sowohl aus betriebswirtschaft-
licher Sicht (erhöhter Arbeitsaufwand) als 
auch mit erhöhter Umweltbelastung (hö-
herer Dünge- und Pflanzenschutzmittel-
aufwand) teuer erwirtschaftet werden 
müssen. Standorte der Vorrangflur I sind 
der landwirtschaftlichen Produktion vorzu-
halten. Eine Fremdnutzung - auch für 
Kompensationsmaßnahmen - muss aus 
agrarstruktureller Sicht ausgeschlossen 
bleiben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen der Standortalternativenprüfung wurden 
10 Standorte innerhalb der Gemeinde Ihringen auf 
ihre Eignung als Standort für einen großflächigen 
Lebensmittelmarkt untersucht. Die vier potenziellen 
Standorte, die aufgrund der raumordnerischen Vor-
gaben zu bevorzugen sind, da sie sich innerhalb des 
Siedlungskörpers befinden, haben sich jedoch als 
nicht geeignet erwiesen. Die weiteren Standorte in 
Ortsrandlage wurden ebenfalls hinsichtlich ihrer Eig-
nung untersucht. Von diesen Standorten hat sich nur 
der Standort an der Gündlingerstraße und der Tu-
nibergstraße Süd als geeignet erwiesen. (vgl. 
Standortalternativenprüfung, Stand 28.05.2014) 
Aufgrund der beengten Ortslage ist eine Erweite-
rung des Lebensmittelmarktes nicht möglich. Um die 
Grundversorgung der Gemeinde Ihringen zu si-
chern, ist eine Verlagerung des Lebensmittelmark-
tes notwendig.  

Im Zuge der Verlagerung des Lebensmittelmarktes 
möchte die Gemeinde die südliche Ortsentwicklung 
Ihringens gestalten und weitere Entwicklungsflä-
chen sichern, um unteranderem Wohnraum zu 
schaffen und soziale Einrichtungen wie eine Kinder-
tagesstätte zu integrieren sowie Gewerbeflächen 
anzubieten. In dem Urbanen Gebiet im Bereich Lä-
ger Süd schafft die Gemeinde diesen Dreiklang in 
einer verdichteten Bauweise, die eine Entwicklung 
von Geschosswohnungsbauten ermöglicht.  

Der in die Planung integrierte Aussiedlerhof liegt bis-
lang im Außenbereich und soll im Zuge des Bebau-
ungsplans (Dorfgebiet) langfristig gesichert werden. 
Die Wünsche des Eigentümers des Winzerhofes 
sollen dabei berücksichtigt werden und darüber hin-
aus sollen auch nicht privilegierte Nutzungen wie 
beispielsweise Wohnmobilstellplätze (SO2) angebo-
ten werden. Damit wird die Fortentwicklung und Zu-
kunftssicherung des bestehenden Landwirtschafts-
betriebs sichergestellt, der dafür seine eigenen Flä-
chen einsetzt. Die städtebauliche Ordnung bleibt da-
mit gewahrt. Mit der Sicherung des Winzerhofs 
möchte die Gemeinde den Standort nutzen und dem 
Bedarf an Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Die 
Gemeinde begrüßt diese Erweiterung ihres touristi-
schen Angebots. 

Insgesamt wird im vorliegenden Fall der weiteren 
baulichen Entwicklung des Ortes und der Sicherung 
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der Nahversorgung für Ihringen der Vorrang vor den 
Belangen der Landwirtschaft eingeräumt.  

A.8.3 Ein Großteil der Sonder- und Dorfgebiets-
fläche wird von dem bauwilligen Haupter-
werbslandwirt als Intensivobstanlage be-
wirtschaftet. Für die restlichen Planflächen 
konnten keine Bewirtschafter über die 
Teilnahme am Gemeinsamen Antragsver-
fahren ermittelt werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.8.4 Ca. 20 m der WA-Fläche entfernt liegt der 
Betriebssitz eines 1960 ausgesiedelten 
Haupterwerbslandwirtes mit Direktvermar-
kung und Tierhaltung (Hühner, Pferde und 
Mastschweine), der knapp 1/3 der Planflä-
che als Pferdekoppel und Obstanlage 
nutzt. Mit Umsetzung der Wohnbebauung 
verliert er fast 7 % seiner Obstanbauflä-
che. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.8.5 Der Abstand des Hofes zum Wohnbe-
stand "Läger 2008" beträgt nur knapp 
30 m, mit der vorliegenden Neuplanung 
würde dieser Abstand auf 20 m verringert. 
Eine betriebliche Weiterentwicklung am 
aktuellen Aussiedlungsstandort wird durch 
die aktuelle Planung stark eingeschränkt 
bzw. gänzlich verhindert. Bereits 2004 ha-
ben wir auf das mögliche Konfliktpotential 
zwischen Wohnbebauung (Wohngebiet 
Läger) und Tierhaltung hingewiesen. Da 
sich im 600 m Umkreis noch weitere Tier-
haltungen (Hühner, Schweine, Rinder) be-
finden, muss zur Ermittlung des Mindest-
abstandes zwischen Wohnbebauung und 
den umliegenden Tierhaltern ein externes 
Gutachten eingeholt werden. 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist vom 
Büro Dröscher eine Untersuchung zu den Ge-
ruchsimmissionen nach den Anforderungen gemäß 
Anhang 7 TA Luft erstellt worden. Die zur Berück-
sichtigung der Belange des Immissionsschutzes er-
forderlichen Schutzmaßnahmen werden in die 
zeichnerischen Festsetzungen übernommen. Das 
Baufenster rückt im Bereich Läger Süd entspre-
chend zurück, damit wird innerhalb des Baufensters 
im Urbanen Gebiet der Grenzwert der einwirkenden 
Geruchsemissionen von <15% Geruchswahrneh-
mungshäufigkeit im Jahr eingehalten.  Bei der Be-
wertung der Geruchsimmissionen ist die Gesamtbe-
lastung maßgeblich. 

A.8.6 Die folgenden Hinweise müssen im weite-
ren Verlauf beachtet und im Rahmen der 
Abwägung entsprechend berücksichtigt 
werden: 

Wir weisen nachdrücklich darauf hin, dass 

▪ neue Wohngebiete nicht so nahe an be-
stehende Vieh haltende Landwirt-
schaftsbetriebe heranrücken dürfen, 
dass Konflikte wegen landwirtschaftli-
cher Geruchs-, Lärm- und Staubemissi-
onen auftreten können. Der Bestands-
schutz landwirtschaftlicher Betriebe ist 
mehrfach höchstrichterlich bestätigt 
worden. 

▪ bei der Ausweisung von Baugebieten 
auch auf die zukünftige Entwicklungs-
möglichkeit landwirtschaftlicher 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden 
vom Büro Dröscher Untersuchungen zu den Ge-
ruchs- und Schallimmissionen erstellt. Die zur Be-
rücksichtigung der Belange des Immissionsschut-
zes erforderlichen Schutzmaßnahmen werden in 
die zeichnerischen Festsetzungen übernommen. 
Das Baufenster rückt im Bereich Läger Süd ent-
sprechend zurück, damit werden innerhalb des 
Baufensters im Urbanen Gebiet die Grenzwerte der 
einwirkenden Geruchsemissionen eingehalten.  Bei 
der Bewertung der Geruchsimmissionen ist die Ge-
samtbelastung maßgeblich. 

Hinsichtlich möglicher Staubimmissionen aus der 
landwirtschaftlichen Nutzung sind auf Grundlage 
vergleichbarer Situationen (Nebeneinander zwi-
schen Landwirtschaft und Wohnnutzungen) in der 
Regel keine erheblichen Belästigungen 
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Betriebe Rücksicht zu nehmen ist. So-
fern noch keine konkreten Erweite-
rungspläne vorliegen, der Betrieb aber 
wachstumsfähig ist (Hofnachfolge 
wahrscheinlich, wirtschaftliche Größen-
ordnung), geht man pauschal von einer 
Verdopplung der Emissionen aus 

▪ für die Bauleitplanung ein Abstand von 
mindestens 120 m zur nächsten Wohn-
bebauung eingehalten werden sollte, 
da von landwirtschaftlichen Betrieben 
auch andere Emissionen als Gerüche 
ausgehen können, zum Beispiel Lärm 
vor 6 und nach 22 Uhr. Der bayrische 
Arbeitskreis „Immissionsschutz in der 
Landwirtschaft" hat für Bayern verbind-
liche Abstandsregelungen eingeführt, 
welche auch für Baden- Württemberg 
als Empfehlungen gelten können. 

▪ in Wohngebieten ist entsprechend der 
Technische Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft (TA Luft) Anhang 7 ein Immis-
sionswert von 0,10 anzusetzen. Die 
Entscheidung über die anzusetzenden 
Immissionswerte trifft die zuständige 
untere Immissionsschutzbehörde. 

▪ ein externes Gutachten zur Klärung der 
hier erforderlichen Mindestabstandsflä-
chen eingeholt werden muss, da das 
Vorliegen von erheblichen und somit 
schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Gerüche in diesem Gebiet sehr 
wahrscheinlich ist. 

▪ in die Abwägung zudem einzustellen 
ist, ob bzw. welche Festsetzungen ggf. 
zu treffen wären, um Nutzungskonflikte 
zwischen Wohnen und emittierenden 
Nutzungen planerisch zu bewältigen. 

▪ die an das Plangebiet angrenzenden 
Flächen weiterhin landwirtschaftlich - 
zum Teil auch als Intensivobstanlage 
mit möglicher Spritzmittelabdrift - ge-
nutzt werden. Auch unter Einhaltung 
der guten fachlichen Praxis entstehen 
durch die Bewirtschaftung Emissionen 
wie Staub, Gerüche und Lärm. 

 

 

 

 

 

(Staubniederschlag) und insbesondere keine Ge-
sundheitsgefährdungen durch Staubimmissionen 
zu erwarten. 

Bei der immissionsschutzfachlichen Begutachtung 
wird auch eine mögliche Entwicklung der maßgebli-
chen Landwirtschaftsbetriebe berücksichtigt, soweit 
diese nicht bereits durch die bestehenden umliegen-
den Nutzungen bereits eingeschränkt ist. 

 

 

Die immissionsschutzfachliche Untersuchung ba-
siert auf dem einschlägigen immissionsschutzfachli-
chen Regelwerk nach dem Stand der Technik, ins-
besondere dem Anhang 7 zur TA Luft 2021. Die Be-
wertungen bilden die konkreten räumlichen, meteo-
rologischen und betrieblichen Gegebenheiten ab.  

 

 

Die Einstufung der Immissionsorte erfolgt nach den 
Anforderungen des Anhangs 7 der TA Luft 2021, 
den Kommentaren der Bund/Länder-Arbeitsgemein-
schaft Immissionsschutz (LAI) sowie den Anforde-
rungen aus der aktuellen Rechtsprechung. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

Pflanzenschutzmittel kein Thema der lufthygieni-
schen Bewertung. In der "Bekanntmachung über die 
Mindestabstände bei der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln zum Schutz von Umstehenden und 
Anwohnern, die der Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln zugrunde gelegt werden (BVL 16/02/02) vom 
27. April 2016" wird beschrieben: "Bei der Bewer-
tung von Pflanzenschutzmitteln im Zulassungsver-
fahren wird zugrunde gelegt, dass der Mindestab-
stand zu Umstehenden und Anwohnern bei Spritz- 
bzw. Sprühanwendungen in Flächenkulturen zwei 
Meter und bei Anwendungen in Raumkulturen fünf 
Meter nicht unterschreitet." Die erforderlichen Ab-
stände werden im vorliegenden Fall nicht unter-
schritten. Hinsichtlich möglicher Immissionen 
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▪ die Zufahrt zu und von landwirtschaftli-
chen Grundstücken nach einer Bebau-
ung erhalten bleiben muss. Sind Ände-
rungen unumgänglich, so müssen 
eventuelle Hindernisse und Umwege 
noch zumutbar und mit künftig größe-
ren Maschinen auch befahrbar sein. 

▪ bei der Festsetzung des Kompensati-
onsausgleichs darauf geachtet werden 
soll, nicht auf landwirtschaftliche Flä-
chen zurückzugreifen bzw. auf agrar-
strukturelle Belange Rücksicht zu neh-
men (§ 15 Abs. 3 BNatSchG). Kann 
dies nicht eingehalten werden, ist die 
zuständige Landwirtschaftsbehörde ge-
mäß § 15 Abs. 6 NatSchG bei der Aus-
wahl der Flächen frühzeitig, das heißt 
noch in der Planungsphase, zu beteili-
gen. Insbesondere sind für die landwirt-
schaftliche Nutzung besonders geeig-
nete Böden (Bodengüte, Flurstruktur, 
Nähe zu landwirtschaftlichen Betrie-
ben, Wegenetz) nur im notwendigen 
Umfang in Anspruch zu nehmen. 

(Staub, Gerüche oder Schall) aus der landwirt-
schaftlichen Nutzung sind auf Grundlage vergleich-
barer Situationen (Nebeneinander zwischen Land-
wirtschaft und Wohnnutzungen) in der Regel keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen durch 
Staub, Gerüche oder Schall zu befürchten. 

 

Anmerkung zu den Grundstückszufahrten werden 
zur Kenntnis genommen. 

 

 

Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich werden 
Maßnahmen des Ökokontos in Anspruch genom-
men, die bereits umgesetzt wurden. Die CEF-Maß-
nahmen werden innerhalb des Regenrückhaltebe-
ckens „Waid“ umgesetzt. Damit wird auf agrarstruk-
turelle Belange in hinreichendem Maß Rücksicht ge-
nommen.  

 

 

 

 

In die Bebauungsvorschriften wird ein Hinweis auf 
die landwirtschaftlichen Immissionen aufgenom-
men, die als ortsüblich hinzunehmen sind.  

A.9 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

A.9.1 Das geplante Bauvorhaben grenzt an die 
Landesstraße L 134 sowie an die Kreis-
straße K 4930 jeweils außerhalb des stra-
ßenrechtlichen Erschließungsbereichs 
beider Straßen. Es gelten daher grund-
sätzlich die Anbaubeschränkungen nach 
§ 22 Straßengesetz (StrG). Hiernach be-
steht für Hochbauten und bauliche Anla-
gen in einer Entfernung bis 20 m (Landes-
straße) bzw. 15 m (Kreisstraße) das abso-
lute und in einer Entfernung bis 40 m (Lan-
desstraße) bzw. 30 m (Kreisstraße) das 
relative Anbauverbot, jeweils gemessen 
ab dem äußeren Fahrbahnrand. Werbean-
lagen und Stellplätze sind Hochbauten 
und baulichen Anlagen gleichgestellt. Mit 
der Baugrenze des neuen Gebäudes für 
den Lebensmittelmarkt wird zur Landes-
straße ein Abstand von 20 m eingehalten, 
für den Bereich der Kreisstraße fehlt im 
zeichnerischen Teil die zugehörige Maß-
angabe. Für die Baugrenze der neuen 

Dies wird in Teilen berücksichtigt. 

Für den Bereich der Tunibergstraße (K4930) gibt es 
bis dato noch keine Festsetzung der straßenrechtli-
chen Ortsdurchfahrt (OD). Eine Versetzung der OD 
in den Bereich der Waidstraße aufgrund der geplan-
ten Bebauung im Urbanen Gebiet wird als sinnvoll 
angesehen. Die Gemeinde stellt parallel zum Be-
bauungsplanverfahren einen Antrag auf Überprü-
fung der OD Festsetzung im Bereich der Tuniberg-
straße. Die Gemeinde hat sich vor Antragstellung 
mit der unteren Verkehrsbehörde des Landratsamts 
Breisgau-Hochschwarzwald abgestimmt und den 
Antrag am 17.08.2023 eingereicht.  

Im Bereich der Gündlingerstraße (L 134) setzt der 
rechtskräftige Bebauungsplan „Hinterschwemme“ 
(in Kraft getreten am 07.07.1999) im zeichnerischen 
Teil ein Straßenabstand von 12,5 m zwischen Stra-
ßenbegrenzungskante und Baufenster fest. Die Be-
standsituation zeigt, dass die Bebauung des Gewer-
begebiets entsprechend an die L 134 herangerückt 
ist. Zudem schließen im Bestand neben den Straßen 
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Wohnbebauung ist der Abstand von 15 m 
zur Kreisstraße gekennzeichnet und ein-
gehalten. 

Die Stellplätze des Lebensmittelmarktes 
liegen sowohl an der Landesstraße als 
auch an der Kreisstraße innerhalb des er-
forderlichen Mindestabstandes und damit 
im Bereich der Anbaubeschränkungen. Zu 
beiden Straßen ist der größtmögliche Ab-
stand einzuhalten. Im zeichnerischen Teil 
ist außerdem die Anbauverbotszone zur 
Landes- und zur Kreisstraße einzutragen. 

Eine Ausnahme vom absoluten Anbauver-
bot kann dann zugelassen werden, wenn 
die Durchführung der Vorschrift im Einzel-
fall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
ist, oder wenn Gründe des Wohls der All-
gemeinheit die Abweichung erfordern. Im 
vorliegenden Fall kann unter Berücksichti-
gung der Lage des Plangebietes im ver-
kehrsrechtlichen Innerortsbereich und der 
bereits vorhandenen örtlichen Gegeben-
heiten die Erteilung einer Ausnahme unter 
Einhaltung folgender Bedingungen in Aus-
sicht gestellt werden: 

a. Die Zulässigkeit von Ein- und Ausfahr-
ten auf die Landes- und die Kreisstraße 
ist auf die im Plan eingezeichneten Zu-
fahrten zu begrenzen. Dies ist mit dem 
Planzeichen „Bereiche ohne Ein- und 
Ausfahrt" im zeichnerischen Teil zu 
kennzeichnen. 

b. Im Bereich der geplanten Zufahrten so-
wie im Kreuzungsbereich L 134 und K 
4930 sind die Sichtfelder auf die bevor-
rechtigten Verkehrsteilnehmer gemäß 
RASt 06 / RAL (2012) in einer Höhe 
zwischen 0,8 m und 2,5 m von ständi-
gen Sichthindernissen und Bewuchs 
freizuhalten. 
Die beiden eingezeichneten Bäume im 
Zufahrtsbereich der K 4930 sind aus 
Gründen der Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs zu entfernen, um die 
Sichtverhältnisse auf die bevorrechtig-
ten Verkehrsteilnehmer im Bereich des 
neuen Geh- und Radweges nicht zu 
beeinträchtigen. 

c. Vom Gelände des Marktes darf keine 
Blendwirkung ausgehen, zum Beispiel 
durch ein- und ausparkende 

Am Krebsbach und Bürchleweg bereits mindestens 
fünf Gewerbebetriebe direkt an die Gündlinger-
straße an und werden damit über die L 134 erschlos-
sen. Außerdem befinden sich im Bestand sowohl 
Stellplatzflächen als auch Lagerflächen im Bereich 
des 12,5 m Straßenabstands. Auch Schilder oder 
Fahnenmasten (damit Werbeanlagen) befinden sich 
innerhalb der 12,5 m und somit in unmittelbarer 
Nähe der L 134. Die Gemeinde stellt einen Antrag 
auf Überprüfung der OD Festsetzung in den Bereich 
des Bürchlewegs zur Sicherung der langjährigen 
Bestandssituation. Die Gemeinde hat sich vor An-
tragstellung mit dem Regierungspräsidium Freiburg 
abgestimmt und den Antrag am 03.08.2023 einge-
reicht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Im zeichnerischen Teil wird die Zulässigkeit von Ein- 
und Ausfahrten auf die Landes- und die Kreisstraße 
mittels dem Planzeichen „Bereiche ohne Ein- und 
Ausfahrten“ begrenzt.  

 

 

Auf das Freihalten der Sichtfelder auf die bevorrech-
tigten Verkehrsteilnehmer gemäß RASt 06 / RAL 
(2012) in einer Höhe zwischen 0,8 m und 2,5 m von 
ständigen Sichthindernissen und Bewuchs im Be-
reich der geplanten Zufahrten sowie im Kreuzungs-
bereich L 134 und K 4930 wird in den Bebauungs-
vorschriften hingewiesen. 

Die eingezeichneten Bäume im Zufahrtsbereich der 
K 4930 werden aus Gründen der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs entfernt, um die Sichtver-
hältnisse auf die bevorrechtigten Verkehrsteilneh-
mer im Bereich des neuen Geh- und Radweges 
nicht zu beeinträchtigen. 

 

 

Von dem Gelände des Lebensmittelmarktes werden 
keine Blendwirkungen ausgehen.  
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Fahrzeuge. Aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit ist Leuchtreklame zu 
den öffentlichen Verkehrsflächen hin 
nicht zulässig. Die Beleuchtung des 
Parkplatzes und ggf. des Gebäudes ist 
so auszuführen, dass keine Blendge-
fahr für die Fahrzeugführer auf der L 
134 und K 4930 entstehen kann. 

A.9.2 Die vorliegende Planung zieht eine fachli-
che Neubewertung der Straßenzüge der L 
134 und K 4930 nach den „Richtlinien zur 
Behandlung von Ortsdurchfahrten" (ODR) 
und eine Neubeurteilung der Entwässe-
rungssituation nach sich. Hierfür sind die 
vorgelegten Unterlagen jedoch nicht aus-
reichend. Für die weitere Abstimmung mit 
dem jeweiligen Straßenbaulastträger ist 
deshalb ein detailliertes Konzept durch ein 
fachlich geeignetes Ingenieurbüro vorzu-
legen, aus welchem sich der vorgesehene 
Zielzustand nach der ODR in Bezug auf 
den Straßenbau und die Entwässerung er-
geben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Gündlingerstraße (L134) wurde im Jahr 2022 
auf einer Länge von 330 m saniert und auf eine neue 
Fahrbahnbreite von 6,0 m ausgebaut. Zur Straßen-
entwässerung wurde ein RW-Kanal DN 300/400 
verlegt, mit Anschluss an die vorhandene Ortskana-
lisation der Gemeinde Ihringen. Ein Schmutzwas-
serkanal DN 250 ist nur im Kreuzungsbereich zur 
Straße „Bürchleweg“ auf einer Länge von 25 m vor-
handen. Die Tunibergstraße (K4930) wird vorerst in 
der jetzigen Form beibehalten.  

Die Schmutzwasserableitung für das Plangebiet 
sieht folgendes vor: Im Urbanen Gebiet ist ein An-
schluss an die über das Flurstück 9849/2 laufende 
SW-Leitung möglich. Im Sondergebiet SO1 ist ein 
Anschluss an die über das Flurstück 9846 laufende 
SW-Leitung DN250 gegeben. Im Sondergebiet SO2 
und im Dorfgebiet ist nur eine SW-Ableitung mit An-
schluss an die vorhandene Druckleitung der Flurstü-
cke Nr. 9628 und Nr. 9628/1 möglich. Die Lage der 
vorhandenen Leitung ist unbekannt.  

Die Regenwasserableitung für das Plangebiet sieht 
folgendes vor: Im Urbanen Gebiet ist eine Ableitung 
in den verdolten Krebsbach oder in den offenen Gra-
ben möglich. Alternativ ist eine Versickerung vorzu-
sehen. Im Sondergebiet SO1 ist der Anschluss an 
die vorhandene Regenwasserleitungen DN200 in 
der Tunibergstraße und DN200 in der Gündlinger-
straße möglich. Die Ableitung des Regenwassers 
sollte gedrosselt erfolgen. Im Sondergebiet SO2 ist 
die Regenwasserableitung nur über eine Versicke-
rung möglich.  

A.9.3 Über die Bau- und Unterhaltungslasten ist 
vorab eine Vereinbarung mit dem jeweili-
gen Straßenbaulastträger zu schließen. 
Wir gehen davon aus, dass im Zusam-
menhang mit der Weiterführung des Geh- 
und Radweges im Zuge der L 134 bereits 
eine Abstimmung mit dem Regierungsprä-
sidium Freiburg stattgefunden hat. 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Zuge der Verbreiterung der Gündlingerstraße 
wurde bereits Anfang 2022 vom Regierungspräsi-
dium Freiburg vorausgesetzt, dass die Weiterfüh-
rung des Geh- und Radweges umgesetzt wird.   

A.9.4 Wir gehen davon aus, dass die Anliefe-
rung des Lebensmittelmarktes über die 
Zufahrt an der Kreisstraße K 4930 erfolgt. 
Diese muss ausreichend dimensioniert 
sein, so dass LKW dort ungehindert ein- 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Für den Lebensmittelmarkt wird ein Verkehrsgut-
achten erarbeitet. Die ausreichende Dimensionie-
rung wird berücksichtigt. Mittels Schleppkurven wird 
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und ausfahren können. Es muss ebenfalls 
sichergestellt sein, dass im Bereich der 
Ein- und Ausfahrten Begegnungsverkehr 
möglich ist. 

Auf dem Gelände des Lebensmittelmark-
tes muss ausreichend Rangierraum vor-
handen sein, so dass der Anlieferverkehr 
auf dem Grundstück rangieren kann. Ein 
rückwärtiges Einfahren von der K 4930 
über den neuen Geh- und Radweg auf das 
Gelände des Lebensmittelmarktes ist aus 
Verkehrssicherheitsgründen in jedem Fall 
zu vermeiden. 

in der Planung eine ungehinderte ein- und ausfahrt 
eines LKWs überprüft und ausreichend Rangier-
raum eingeplant. Ein rückwärtiges Einfahren von der 
K 4930 auf das Grundstück des Lebensmittelmark-
tes ist nicht erforderlich.   

A.9.5 Werbeanlagen sind vorliegend weder im 
textlichen noch im zeichnerischen Teil the-
matisiert worden. Eine entsprechende 
Prüfung erfolgt deshalb nicht. Wir weisen 
jedoch vorsorglich darauf hin, dass Wer-
beanlagen grundsätzlich ebenfalls den 
obigen Anbaubeschränkungen unterlie-
gen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine entsprechende Festsetzung wird in die Örtli-
chen Bauvorschriften aufgenommen.  

Sowohl für die Gündlingerstraße (L 134) als auch für 
die Tunibergstraße (K4930) wird jeweils ein Antrag 
auf Überprüfung der OD Festsetzung gestellt. 
(Siehe dazu Stellungnahme A.9.1) 

A.9.6 Um die Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs durch Wurzelhebungen, Verun-
reinigungen, Sichtbehinderungen oder 
Einschränkungen des Lichtraumprofils 
aufgrund von Bewuchs nicht zu gefähr-
den, sollten Bäume entlang von Straßen-
grundstücken grundsätzlich weder zum 
Erhalt noch zur Anpflanzung vorgesehen 
werden. Der Mindestpflanzabstand von 
neuen Bäumen entlang von Straßen-
grundstücken sollte, unabhängig von der 
Grundstückszugehörigkeit, grundsätzlich 
mindestens 3 m, gemessen vom Rand der 
befestigten Fahrbahn, betragen. Be-
standsbäume sollten bei einem zukünfti-
gen Wegfall nicht innerhalb dieser Ab-
standsfläche ersetzt werden. 

Bestandsbäume auf Straßengrundstücken 
sind nicht für den Erhalt vorzusehen. Nur 
so kann sichergestellt werden, dass bei-
spielsweise ein aus Verkehrssicherheits-
gründen zu fällender Baum nicht an glei-
cher Stelle auf dem Straßengrundstück er-
setzt werden muss. So kann gleichzeitig 
auch zukünftig die Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs gewährleistet werden. 

Pflege und Rückschnitt der Bäume entlang 
der Kreisstraße und Landesstraße ist Sa-
che des Grundstückeigentümers. Das 
Lichtraumprofil der jeweiligen Straße ist 
dauerhaft freizuhalten. 

Dies wird zum Teil berücksichtigt. 

Eine gewisse Durchgrünung trägt zur Verbesserung 
der klimatischen Situation bei, daher wird an den 
Pflanz- und Erhaltungsgeboten von Bäumen festge-
halten. Bei Festsetzungen zur Neupflanzungen wird 
auf einen Abstand von 3 m vom Fahrbahnrand ge-
achtet.  
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A.9.7 Wir weisen darauf hin, dass ein ausrei-
chender Lärmschutz gewährleistet sein 
muss und mögliche Lärmschutzmaßnah-
men an baulichen Anlagen (Lärmschutz-
fenster) nur als letztes Mittel anzuwenden 
sind. 

Dies wird berücksichtigt.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird 
vom Büro Dröscher eine schalltechnische Untersu-
chung erstellt. Die zur Berücksichtigung der Belange 
des Immissionsschutzes erforderlichen Schutzmaß-
nahmen werden in die textlichen Festsetzungen 
übernommen. 

A.9.8 Der Bebauungsplan beinhaltet im zeichne-
rischen Teil Straßenflächen, die weder 
verändert noch überbaut werden. Der 
Zweck dieser Einbeziehung ist daher nicht 
ersichtlich. Wir bitten daher zu prüfen, ob 
die betreffende Straßenfläche der Kreis-
straße K 4930 deshalb aus dem Bebau-
ungsplangebiet herausgenommen werden 
kann. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Die Tunibergstraße wurde zur Sicherung der Er-
schließung und der Qualifizierung des Bebauungs-
plans in den Geltungsbereich mit aufgenommen. Al-
lem voran soll damit der Gesamtzusammenhang der 
südlichen Entwicklung Ihringens aufgezeigt werden.  

A.9.9 Wir weisen darauf hin, dass sich die Fahr-
bahnbreite der K 4930 durch die Weiter-
führung des Geh- und Radweges ein-
schließlich des Straßenbegleitgrüns nicht 
verschmälern darf. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die Fahrbahnbreite der K 4930 wird durch die Wei-
terführung des Geh- und Radweges einschließlich 
des Straßenbegleitgrüns nicht verschmälert.  

A.9.10 Die Straße „Riedhöfe" weist laut zeichne-
rischem Teil eine Fahrbahnbreite von 
3,30 m auf. Bei Inbetriebnahme des 
Wohnmobilstellplatzes ist in diesem Be-
reich mit mehr Begegnungsverkehr zu 
rechnen. Wir weisen deshalb darauf hin, 
dass die Zufahrt zu den Riedhöfen bzw. 
dem Wohnmobilstellplatz so breit gestaltet 
sein sollte, um bei Bedarf auch Begeg-
nungsverkehr zwischen zwei Wohnmobi-
len zu ermöglichen. Auch sollte der Ein-
fahrtsbereich in die Straße „Riedhöfe" so 
dimensioniert sein, dass sowohl aus Rich-
tung Ortsmitte als auch aus Richtung 
Gündlingen kommend mit den Wohnmobi-
len eingebogen werden kann. 

Dies wird berücksichtigt.  

Nach dem Entwurf des Verkehrsplanungsbüros Fritz 
Planung GmbH aus Freiburg wird der Zufahrtsbe-
reich von der Gündlingerstraße auf die Straße Ried-
höfe von 3,3 m auf 6,4 m aufgeweitet. Dabei werden 
die entsprechenden Schleppkurven und Straßen-
raumdimensionierungen berücksichtigt, so dass ein 
Begegnungsverkehr zwischen zwei Wohnmobilen 
ermöglicht wird. Dies wird entsprechend im zeichne-
rischen Teil des Bebauungsplans übernommen.  

A.10 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Baurecht, Raumordnung, Denkmalschutz 
(Schreiben vom 13.12.2022) 

A.10.1 Der vorliegende Bebauungsplan umfasst 
eine Größe von rd. 3,4 ha. Festgesetzt 
werden ein Allgemeines Wohngebiet, ein 
Sondergebiet für großflächigen Lebens-
mitteleinzelhandel, ein Sondergebiet für 
Wohnmobilstellplätze sowie ein Dorfge-
biet. Der Bebauungsplan entwickelt sich 
nicht aus dem Flächennutzungsplan, der 
Begründung ist zu entnehmen, dass die-
ser im Parallelverfahren geändert wird. 

Zum vorgesehenen Lebensmittelmarkt 
fanden frühzeitig und umfangreiche Ab-
stimmungen mit dem Regionalverband, 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Sachverhalt ist richtig dargestellt. Die punktuelle 
Änderung des Flächennutzungsplans wird im Paral-
lelverfahren durchgeführt.  

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
ist die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets 
(WA) nicht möglich. Zur Offenlage wird daher das 
ursprüngliche Allgemeine Wohngebiet (WA) als Ur-
banes Gebiet (MU) festgesetzt. Die Anpassung zu 
einem Urbanen Gebiet erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Regierungspräsidium, Abteilung 
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der IHK, dem Handelsverband und dem 
Regierungspräsidium statt. Aufgrund des 
bisher vorliegenden Entwurfs der Auswir-
kungsanalyse gehen wir davon aus, dass 
das Kongruenzgebot und das Konzentrati-
onsgebot eingehalten werden. Bezüglich 
des Beeinträchtigungsverbots wurde die 
Auswirkungsanalyse noch ergänzt, eine 
abschließende Beurteilung diesbezüglich 
steht noch aus. 

Raumordnung, dem Regionalverband, der IHK und 
dem Handelsverband. Im Ergebnis wird das Integra-
tionsgebot auch mit dem Urbanen Gebiet eingehal-
ten, da mit der Festsetzung ein besonders hoher 
Wohnanteil gesichert wird.  

Die „gutachterliche Beurteilung der Verträglichkeit 
der geplanten Verlagerung eines Lebensmittelmark-
tes in Ihringen“ vom Büro Dr. Donato Acocella wird 
zur Offenlage den Unterlagen beigelegt. Das Kon-
gruenz- und Konzentrationsgebot wird eingehalten. 
Eine Verletzung des Beeinträchtigungsverbots kann 
ausgeschlossen werden. Auf das Gutachten wird 
verwiesen.  

A.10.2 Für die Einhaltung des Integrationsgebots 
ist die im Bebauungsplan festgesetzte 
nördlich anschließende Wohnbebauung 
zwingend erforderlich. Wir gehen davon 
aus, dass die Realisierung der Wohnbe-
bauung etwa zeitgleich zum Lebensmittel-
markt erfolgt. 

Wie oben bereits dargelegt ist die Ausweisung eines 
Wohngebiets nicht möglich.  

Durch die Anpassung des nördlichen Teilbereichs 
zur Offenlage wird das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Die Anpassung zu einem Urbanen Gebiet er-
folgte in enger Abstimmung mit dem Regierungsprä-
sidium, Abteilung Raumordnung, dem Regionalver-
band, der IHK und dem Handelsverband. Im Ergeb-
nis wird das Integrationsgebot auch mit dem Urba-
nen Gebiet eingehalten, da mit der Festsetzung ei-
nen besonders hohen Wohnanteil gesichert wird. 

A.10.3 Die planungsrechtliche Festsetzung des 
Radweges zur Anbindung des Marktes be-
grüßen wir. In der Begründung sollte dar-
über hinaus dargelegt werden, wie die fuß-
läufige Anbindung - insbesondere die An-
bindung der Wohngebiete und des Ortsze-
ntrums - erfolgt. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die fußläufige Anbindung der Wohngebiete und des 
Ortszentrums zum Markt wird in der Begründung 
und in der Planzeichnung dargelegt.  

A.10.4 Bezüglich der in den textlichen Festset-
zungen vorgenommene Begrenzung der 
maximal zulässigen Verkaufsflächen ver-
weisen wir auf das Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 17.10.2019 (4 CN 
8/18) und regen an, die Festsetzung auf 
ihre Rechtssicherheit hin zu prüfen. Falls 
es hierzu Abstimmungsbedarf gibt, stehen 
wir für einen Austausch gerne zur Verfü-
gung. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung wird entsprechend überarbeitet. 

A.10.5 Die ausnahmsweise Zulässigkeit eines 
Hofladens im Dorfgebiet können wir nach-
vollziehen. Allerdings sollte die Festset-
zung dahingehend geändert werden, dass 
nicht ein „Einzelhandelsbetrieb in Form ei-
nes Hofladens" ausnahmsweise zulässig 
ist, sondern ein „Hofladen". In der Begrün-
dung sollte der Hofladen insbesondere 
hinsichtlich seiner Größe genauer be-
schrieben werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium 
Freiburg (E-Mail vom 21.06.23) wird die Festset-
zung wie folgt angepasst: „Einzelhandelsbetriebe 
gem. § 5 (2) Nr. 5 BauNVO sind nicht zulässig. Zu-
lässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.“  
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In der Begründung wird der Hofladen hinsichtlich 
seiner Größe genauer beschrieben.  

A.10.6 Betreffend des Sondergebiets SO2 
„Wohnmobilstellplatz" sollte diese touristi-
sche Entwicklung in die Überlegungen zur 
touristischen Entwicklung der gesamten 
Gemeinde Ihrigen eingebettet werden 
(z.B. Gibt es ein Tourismuskonzept, falls 
ja, wie fügt sich diese Planung dort ein? In 
welchem Umfang sollen in der Gemeinde 
zukünftig Wohnmobilstellplätze geschaf-
fen werden? An welchen Standorten?). In 
der Begründung werden zunächst vor al-
lem privatwirtschaftliche Interessen ge-
nannt. Die Begründung ist in diesem Punkt 
zu ergänzen. 

Dies wird berücksichtigt. 

In der Begründung wird entsprechend auf die Über-
legungen zur touristischen Entwicklung der gesam-
ten Gemeinde in Bezug auf die touristische Entwick-
lung durch die Wohnmobilstellplätze im Rahmen 
des Bebauungsplans eingegangen.  

A.11 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 08.12.2022) 

A.11.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt.  

Sofern für das Plangebiet ein ingenieurge-
ologisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Be-
richt vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros.  

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich von Hochflut-
lehm und Holozänen Abschwemmmassen 
mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quel-
len (bei Wiederbefeuchtung) des toni-
gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbo-
dens sowie einem kleinräumig deutlich un-
terschiedlichen Setzungsverhalten des 
Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhan-
dene organische Anteile können zu zu-
sätzlichen bautechnischen Erschwernis-
sen führen. Der Grundwasserflurabstand 
kann bauwerksrelevant sein. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

Der Geotechnische Bericht des Büros HPC aus 
Karlsruhe ist Bestandteil der Bebauungsplanunter-
lagen.  
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In Anbetracht der Größe des Plangebiets 
geht das LGRB davon aus, dass eine in-
genieurgeologische Übersichtsbegutach-
tung durch ein privates Ingenieurbüro 
durchgeführt wurde/wird. Darin sollten die 
generellen Baugrundverhältnisse unter-
sucht sowie allgemeine Empfehlungen zur 
Erschließung und Bebauung abgegeben 
werden. Ferner sollten darin die Notwen-
digkeit und der Umfang objektbezogener 
Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-
2 bzw. DIN 4020 beschrieben werden. 

A.11.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.11.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger öf-
fentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeolo-
gisches Übersichtsgutachten, Detailgut-
achten oder hydrogeologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aus-
sagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. 

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer 
http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_ge-
ola_hyd) und LGRBwissen https://lgrbwis-
sen.lgrb-bw.de/hydrogeologie) sowie dem 
Informationssystem „Oberflächennahe 
Geothermie" (ISONG, http://isong.lgrb-
bw.de/) entnommen werden. 

Das Plangebiet liegt z.T. in der Zone III 
des festgesetzten Wasserschutzgebiets 
für den Tiefbrunnen Ihringen im Gewann 
Ried (WSG-Nr. 315-89). Für dieses Was-
serschutzgebiet liegt eine hydrogeologi-
sche Neuabgrenzung vor (hydrogeologi-
sches Abschlussgutachten des LGRB 
vom 26.06.2019, LGRB-Az.:94-
4763.1//13-10746). Nach der 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Geotechnische Bericht des Büros HPC aus 
Karlsruhe ist Bestandteil der Bebauungsplanunter-
lagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Ein Hinweis zum Wasserschutzgebiet wird in die Be-
bauungsvorschriften nachrichtlich übernommen.  

Das Plangebiet liegt im südlichen Teilbereich (Rad-
weg) in der Zone III des festgesetzten Wasser-
schutzgebiets für den Tiefbrunnen Ihringen im Ge-
wann Ried (WSG-Nr. 315-89).  

http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
http://isong.lgrb-bw.de/
http://isong.lgrb-bw.de/
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hydrogeologischen Neuabgrenzung befin-
det sich das Plangebiet z.T. in der Zone III 
A der hydrogeologischen Neuabgrenzung. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung des LGRB zu hydrogeologischen 
Themen statt. 

Für dieses Wasserschutzgebiet liegt eine fachtech-
nische Neuabgrenzung aus dem hydrogeologischen 
Gutachten vor. Nach der hydrogeologischen Neuab-
grenzung befindet sich das Plangebiet zum Teil in 
der Zone III A der hydrogeologischen Neuabgren-
zung. Vom Büro BIT Ingenieure aus Freiburg liegt 
ein Entwurf der flurstücksscharfen hydrogeologi-
schen Abgrenzung vor. Die Abgrenzungen werden 
in den zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
nachrichtlich übernommen. Nach der Anpassung 
des Entwurfs der flurstücksscharfen Abgrenzungs-
entwurf liegt das Plangebiet nicht mehr innerhalb der 
Zone III A, sondern grenzt unmittelbar an diese an.  

Die Entwässerung kann breitflächig erfolgen, sollte 
aber im Bereich des WSG zwischen Straße und 
Radweg erfolgen.  

Grundsätzlich ist im Plangebiet das anfallende Nie-
derschlagswasser auf dem eigenen Baugrundstück 
ordnungsgemäß zu versickern. Somit sind im Inte-
resse der Grundwasserneubildung und der Entlas-
tung der Abwasseranlagen geeignete Maßnahmen 
zur Verminderung des Abflusses von Nieder-
schlagswasser vorzusehen.  

Für die Urbanen Gebiete MU1 und MU2 wird auf-
grund der räumlichen Lage angrenzend zu einem 
Fließgewässer die Möglichkeit eröffnet das Nieder-
schlagswasser gedrosselt in den Krebsbach einzu-
leiten.  

Das Entwässerungskonzept vom Büro CP Plan wird 
den Bebauungsplanunterlagen beigelegt.  

A.11.5 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Alt-
hohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unter-
irdische Keller) betroffen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden.  

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

http://www.lgrb-bw.de/
http://www.lgrb-bw.de/
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Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-bw.de/geotour-
ismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop-Kataster) abgerufen wer-
den kann. 

A.12 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
(Schreiben vom 05.12.2022) 

A.12.1 Darstellung des Schutzgutes 

Der geplante ca. 3,35 ha große Geltungs-
bereich des betr. B-Plans befindet sich in 
unmittelbarer Umgebung eines archäolo-
gischen Kulturdenkmals (s. Abb. 1, Listen-
Nr. 38, ADAB-Id. 96974229, Gewann 
Kleinried, Siedlung der Urnenfelderzeit). 
Zwei Fundstellen in unmittelbarer Umge-
bung des B-Plangebietes weisen darauf 
hin, dass mindestens in einer Tiefe von 
1,50 mit frühmittelalterlichen und vorge-
schichtlichen Befunden einer oder mehre-
rer Siedlungen zu rechnen ist (ADAB-Id. 
102433921 und 102430187). Zudem dürf-
ten insbesondere im Nordteil des Plange-
bietes holozäne Abschwemmmassen et-
waige archäologische Horizonten namhaft 
überdecken: Bei Bodeneingriffen könnten 
dieses gefährdet werden. 

Im Plangebiet können Überresten aus 
dem Zweiten Weltkrieg erhalten sein 
(Kampfbunker 5422 und Panzergräben, s. 
Abb. 2) 

In den überplanten Arealen ist entspre-
chend mit archäologischen Befunden und 
Funden zu rechnen. 

lm Plangebiet ist zudem mit steinzeitlichen 
Siedlungen zu rechnen, die hier durch un-
terschiedlich mächtige Löß (deri-
vate)schichten abgedeckt und konserviert 
sein können. 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Gemeinde ist derzeit in enger in der Abstim-
mung mit dem Landesamt für Denkmalpflege im Re-
gierungspräsidium Stuttgart (LAD).  

Auf den nachfolgenden Beschlussvorschlag Ziffer 
A.12.2 wird verwiesen. 

http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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A.12.2 Darlegung der konservatorischen Ziel-
setzung, weiteres Vorgehen 

An der Erhaltung archäologischer Kultur-
denkmale besteht grundsätzlich ein öffent-
liches Interesse. 

Sollte an den Planungen in der vorliegen-
den Form festgehalten werden, regen wir 
Folgendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu ge-
währleisten und spätere Bauverzögerun-
gen zu vermeiden, sollten frühzeitig - im 
Vorfeld von geplanten Erschließungs- und 
Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchun-
gen und Kampfmittelsondierungen - ar-
chäologische Voruntersuchungen (Bag-
ger-Sondierungen) durch das Landesamt 
für Denkmalpflege im Regierungspräsi-
dium Stuttgart (LAD) auf Kosten der Vor-
habenträger durchgeführt werden. 

Hierfür bedarf es vorab einer besonders 
frühzeitigen Abstimmung der beteiligten 
Partner (Vorhabenträger/Bauherr, Denk-
malpflege und ausführende Baufirmen). 

Zweck der archäologischen Voruntersu-
chungen ist es, festzustellen, ob bzw. in 
welchem Umfang es ggf. nachfolgender 
Rettungsgrabungen bedarf, um wenigs-
tens den dokumentarischen Wert evtl. vor-
handener Kulturdenkmale als kulturhistori-
sche Quellen für künftige Generationen zu 
erhalten. Dazu bietet das Landesamt für 
Denkmalpflege ggf. den Abschluss einer 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den 
Rahmenbedingungen an, d.h. insbeson-
dere zu Fristen für die Untersuchungen 
und zur Kostenbeteiligung des Veranlas-
sers. 

Die archäologische Voruntersuchung des 
geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall 
aufgrund seiner Größe einer 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Ausführungen des Landesamtes für Denkmal-
schutz bezüglich archäologischer Voruntersuchun-
gen werden als Hinweise in die Bebauungsvorschrif-
ten aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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baurechtlichen Genehmigung, die auch 
eine erforderliche naturschutzrechtliche 
Genehmigung (nebst ggf. weiterer be-
troffener Fachbereiche) umfasst. Der Vor-
haben-/Erschließungsträger beantragt alle 
erforderlichen Genehmigungen bei den 
zuständigen Behörden und unterrichtet 
das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im 
Falle notwendiger Rettungsgrabungen die 
Bergung und Dokumentation der Kultur-
denkmale ggf. mehrere Monate in An-
spruch nehmen kann und durch den Vor-
habenträger finanziert werden muss. 

Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der 
Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG 
verwiesen. Sollten bei der Durchführung 
von Baumaßnahmen archäologische 
Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbe-
hörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik-
reste, Knochen, etc.) oder Befunde (Grä-
ber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 
auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbe-
hörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkür-
zung der Frist einverstanden ist. Auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 
DSchG) wird hingewiesen. Bei der Siche-
rung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Für weitere Informationen und Terminab-
sprachen wenden Sie sich bitte an das 
Landesamt für Denkmalpflege, Marcel El-
Kassem (Tel. 0761 / 208-3570). 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

Die Anregung ist bereits berücksichtigt. Ein entspre-
chender Hinweis war bereits in den Bebauungsvor-
schriften (Fassung frühzeitige Beteiligung) unter Zif-
fer 3.2 enthalten. 

A.13 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 01.12.2022) 

A.13.1 Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßenbau-
behörde für Bundes- und Landesstraßen 
nimmt zum o.g. Bebauungsplan nur Stel-
lung im Hinblick auf Planungs- und Aus-
bauabsichten sowie zu Belangen der Stra-
ßenbaugestaltung im Zuge dieser Ver-
kehrswege. 

Dies wird in Teilen berücksichtigt.  

Auf die Stellungnahme Ziffer A.9.1 des Landratsamt 
Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere 
Straßenverkehrsbehörde und Landkreis als Stra-
ßenbaulastträger wird verwiesen.  

Für den Bereich der Tunibergstraße (K4930) gibt es 
bis dato noch keine Festsetzung der straßenrechtli-
chen Ortsdurchfahrt (OD). Eine Versetzung der OD 
in den Bereich der Waidstraße aufgrund der 
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Wir weisen darauf hin, dass das Bauvor-
haben an die Landesstraße L 134 grenzt. 
Unsere Belange sind durch den Vorgang 
daher berührt. Wir befinden uns in dem 
Bereich auf der freien Strecke. Außerhalb 
der OD dürfen gemäß § 22 StrG Hochbau-
ten jeder Art in einer Entfernung bis zu 
20 m, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, nicht errichtet wer-
den. Unter dieses Anbauverbot fallen auch 
Stellplätze und Lagerplätze. 

Es ist außerdem eine neue Einfahrt an die 
L 134 geplant. Ein direkter Anschluss be-
darf einer Sondernutzung. Sollte eine Aus-
nahme des Verbots notwendig sein, so ist 
diese von der unteren Verwaltungsbe-
hörde im Benehmen mit dem Regierungs-
präsidium einzuholen. 

Des Weiteren bestehen gegen den "Ihrin-
gen Süd - Kleinried" i.d.F. von 17.10.2022 
von unserer Seite keine Einwendungen.  

geplanten Bebauung im Urbanen Gebiet wird als 
sinnvoll angesehen. Die Gemeinde stellt parallel 
zum Bebauungsplanverfahren einen Antrag auf 
Überprüfung der OD Festsetzung im Bereich der Tu-
nibergstraße. Die Gemeinde hat sich vor Antragstel-
lung mit der unteren Verkehrsbehörde des Landrat-
samts Breisgau-Hochschwarzwald abgestimmt und 
den Antrag am 17.08.2023 eingereicht.  

Im Bereich der Gündlingerstraße (L 134) setzt der 
rechtskräftige Bebauungsplan „Hinterschwemme“ 
(in Kraft getreten am 07.07.1999) im zeichnerischen 
Teil ein Straßenabstand von 12,5 m zwischen Stra-
ßenbegrenzungskante und Baufenster fest. Die Be-
standsituation zeigt, dass die Bebauung des Gewer-
begebiets entsprechend an die L 134 herangerückt 
ist. Zudem schließen im Bestand neben den Straßen 
Am Krebsbach und Bürchleweg bereits mindestens 
fünf Gewerbebetriebe direkt an die Gündlinger-
straße an und werden damit über die L 134 erschlos-
sen. Außerdem befinden sich im Bestand sowohl 
Stellplatzflächen als auch Lagerflächen im Bereich 
des 12,5 m Straßenabstands. Auch Schilder oder 
Fahnenmasten (damit Werbeanlagen) befinden sich 
innerhalb der 12,5 m und somit in unmittelbarer 
Nähe der L 134. Die Gemeinde stellt einen Antrag 
auf Überprüfung der OD Festsetzung in den Bereich 
des Bürchlewegs zur Sicherung der langjährigen 
Bestandssituation. Die Gemeinde hat sich vor An-
tragstellung mit dem Regierungspräsidium Freiburg 
abgestimmt und den Antrag am 03.08.2023 einge-
reicht.  

Das Vorhaben des Lebensmittelmarktes inklusive 
der Zufahrtsbereich auf die Landesstraße L 134 und 
die Kreisstraße K 4930 ist dem Regierungspräsi-
dium Freiburg bekannt.  

A.14 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 08.12.2022) 

A.14.1 Der Bebauungsplan umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 3,4 ha, entwickelt 
sich nicht aus dem Flächennutzungsplan 
und setzt im Wesentlichen ein Sonderge-
biet SO Lebensmittelmarkt, ein SO Wohn-
mobilstellplätze, ein Allgemeines Wohnge-
biet WA und ein Dorfgebiet MD fest. Der 
Flächennutzungsplan soll im Parallelver-
fahren geändert werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Sachverhalt ist richtig dargestellt. Die punktuelle 
Änderung des Flächennutzungsplans wird im Paral-
lelverfahren durchgeführt. Durch die Anpassung des 
nördlichen Teilbereichs zur Offenlage wird das ur-
sprüngliche Allgemeine Wohngebiet (WA) als Urba-
nes Gebiet (MU) festgesetzt. Die Anpassung zu ei-
nem Urbanen Gebiet erfolgte in enger Abstimmung 
mit dem Regierungspräsidium, Abteilung Raumord-
nung, dem Regionalverband, der IHK und dem Han-
delsverband.  

A.14.2 Lebensmittelmarkt 

Betreffend der Einzelhandelsplanung 
wurde frühzeitig die Abstimmung mit RP, 
IHK, Handelsverband und RVSO gesucht. 

 

Dies wird zum Teil nicht berücksichtigt.  

Durch die Anpassung des nördlichen Teilbereichs 
zur Offenlage wird das ursprüngliche Allgemeine 
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Die Errichtung eines Lebensmittelmarktes 
in der vorgesehenen Größenordnung er-
scheint hinsichtlich Konzentrationsgebot, 
Kongruenzgebot und Beeinträchtigungs-
verbot grundsätzlich gegeben. 

Eine finale Abstimmung der gutachterli-
chen Beurteilung zur Verträglichkeit des 
Einzelhandelsvorhabens steht allerdings 
noch aus. 

Damit das Integrationsgebot nicht verletzt 
wird, ist die im Bebauungsplan vorgese-
hene nördlich anschließende Wohnbebau-
ung zwingend erforderlich. 

Wir gehen davon aus, dass diese parallel 
zum Lebensmittelmarkt realisiert wird. 

Wir begrüßen, dass im zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplans ein Radweg zur Er-
schließung des geplanten Marktes festge-
setzt ist. 

Darüber hinaus muss jedoch auch eine 
gute Erschließung für Fußgänger möglich 
sein. Entsprechend den Abstimmungsge-
sprächen mit Vertretern der Gemeinde Ih-
ringen und Edeka soll insbesondere eine 
fußläufige Erschließung von der Ortsmitte 
durch einen direkten Zugang zum nördli-
chen Parkplatzbereich erfolgen. Die Kon-
kretisierung ist im zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplans vorzunehmen. 

Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Die Anpassung zu einem Urbanen Gebiet er-
folgte in enger Abstimmung mit dem Regierungsprä-
sidium, Abteilung Raumordnung, dem Regionalver-
band, der IHK und dem Handelsverband. Im Ergeb-
nis wird das Integrationsgebot auch mit dem Urba-
nen Gebiet eingehalten, da mit der Festsetzung ei-
nen besonders hohen Wohnanteil gesichert wird.  

Die fußläufige Verbindung der Ortsmitte zum Le-
bensmittelmarkt mit einem direkten Zugang zum 
nördlichen Parkplatzbereich wird im zeichnerischen 
Teil konkretisiert und in der Begründung genauer 
ausgeführt.  

A.14.3 Wohnbaufläche 

Da in Ihringen eine große Nachfrage nach 
Wohnbauland besteht, sollte mit den zur 
Verfügung stehenden Wohnbauflächen 
behutsam und nachhaltig umgegangen 
werden. 

Im Sinne eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden wird begrüßt, dass die 
Planzeichnung auf eine kompakte Wohn-
bebauung schließen lässt. 

Hierdurch könnte auch ein Angebot kleine-
rer und barrierefreier Wohnungen entste-
hen, um auch junge Leute und Senioren 
im Ort halten zu können. 

Das klassische Einfamilienhaus kann die-
sem Bedarf nicht gerecht werden. 

Die erforderlichen Stellplätze sollten an die 
Wohnungsgrößen angepasst werden. 

Die Pflicht zur Errichtung von 1,5 Stellplät-
zen (aufgerundet 2) für kleine Ein-

 

Dies wird berücksichtigt. 

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
ist die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets 
(WA) nicht möglich. Zur Offenlage wird daher das 
ursprüngliche Allgemeine Wohngebiet (WA) als Ur-
banes Gebiet (MU) festgesetzt. Die Anpassung zu 
einem Urbanen Gebiet erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Regierungspräsidium, Abteilung 
Raumordnung, dem Regionalverband, der IHK und 
dem Handelsverband. Im Ergebnis wird das Integra-
tionsgebot auch mit dem Urbanen Gebiet eingehal-
ten, da mit der Festsetzung ein besonders hoher 
Wohnanteil gesichert wird. 

Die Stellplatzverpflichtung wird dahingehend ange-
passt, dass die erforderlichen Stellplätze in Abhän-
gigkeit von der Wohnungsgröße nachzuweisen sind. 
Für Wohnungen zwischen 50 m² und 90 m² sind 
mindestens 1,5 Kfz-Stellplätze nachzuweisen. Für 
Wohnungen über 90 m² sind zwei Kfz-Stellplätze 
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Personen-Wohneinheiten macht diese un-
attraktiv und eine Errichtung unwahr-
scheinlich. 

Das Plankonzept zur Wohnbebauung mit 
der voraussichtlichen Anzahl der 
Wohneinheiten sollte zur Offenlage kon-
kreter dargelegt werden. 

nachzuweisen. Ergibt sich eine Dezimalzahl, so ist 
auf die nächsthöhere Stellplatzanzahl aufzurunden. 

Durch die oben beschriebene Regelung greift für 
kleinere Wohneinheiten bis 50 m² keine Stellplatzer-
höhung.  

Für das Urbane Gebiet liegen zum jetzigen Zeit-
punkt keine Vorhabenplanungen vor, daher können 
keine genaueren Angaben zu der voraussichtlichen 
Anzahl der Wohneinheiten gemacht werden. Die 
Festsetzungen im MU hinsichtlich Trauf- und Ge-
bäudehöhen sowie GRZ und GFZ zielen aber ein-
deutig auf die Errichtung von Geschosswohnungs-
bauten. 

A.14.4 Aufgrund der beabsichtigten Einzelhan-
delssteuerung ist der festgesetzte Aus-
schluss von Einzelhandelsbetrieben im 
gesamten Dorfgebiet MD plausibel. 

Gegen die Zulässigkeit eines Hofladens 
bestehen grundsätzlich keine Einwendun-
gen, aber die Festsetzung (Anlagentyp 
Hofladen, Beschränkung der Anzahl) 
sollte im Sinne der Rechtssicherheit der 
Planung nochmals geprüft werden. 

Eventuell könnte über ein kleines Bau-
fenster in einem MD1 Lebensmitteleinzel-
handel zugelassen werden, so dass folg-
lich ein Hofladen mit einer Verkaufsfläche 
von etwa 150 qm möglich ist. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium 
Freiburg (E-Mail vom 21.06.23) wird die Festset-
zung wie folgt angepasst: „Einzelhandelsbetriebe 
gem. § 5 (2) Nr. 5 BauNVO sind nicht zulässig. Zu-
lässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.“  

In der Begründung wird der Hofladen hinsichtlich 
seiner Größe genauer beschrieben. 

Siehe dazu auch die Stellungnahme Ziffer A.10.5 
des Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Bau-
recht, Raumordnung, Denkmalschutz (Schreiben 
vom 13.12.2022).  

A.14.5 Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine weiteren Hinweise, Anregungen und 
Einwendungen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.15 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 12.12.2022) 

A.15.1 Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 
rund 3,4 ha, erstreckt sich entlang der Lan-
desstraße L 134 am südlichen Ortsrand 
der Gemeinde. Das Gebiet ist zum größ-
ten Teil unbebaut. Im südlichsten Teilbe-
reich wiederum befindet sich - bislang im 
Außenbereich - der Winzer- und Obsthof 
Schillinger mit kleinem Hofladen („Esel-
Lädele") und eigenen Ferienwohnungen. 

Das Plangebiet gliedert sich von Norden 
nach Süden in ein allgemeines Wohnge-
biet WA, welches unmittelbar an die nord-
östlich bestehende Wohnbebauung an-
grenzt, anschließend - nur über die Kreis-
straße K 4930 getrennt - ein Sondergebiet 
(SO1) für den vorgesehenen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Sachverhalt wird 
richtig wiedergegeben. 
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großflächigen Lebensmittelvollsortimen-
ter, ein weiterer Sondergebietsbereich 
(SO2) für 32 neue, dem o.g. Betrieb zuge-
hörigen Wohnmobilstellplätze und zuletzt 
ein Dorfgebiet MD, in welchem sich u.a. 
auch der Hofladen befindet. Sämtliche 
Grundstücke des SO2 und des MD gehö-
ren wohl den Betreibern des Winzerhofes 
bzw. zum Betrieb. Die in der Begründung 
genannten Planungsziele können mitge-
tragen werden. Sie sollten möglichst noch 
ergänzt werden (s. „*:"). 

- Der bislang näher zum Ortszentrum lie-
gende EDEKA-Markt (Vollsortimenter) 
soll um ca. 300 m nach Süden ins aktu-
elle Plangebiet verlagert sowie um eini-
ges vergrößert werden. Zum künftigen 
Marktstandort und dessen Größe haben 
bereits detaillierte gemeinsame Abstim-
mungen stattgefunden, eine Endfas-
sung der gutachterlichen Auswirkungs-
analyse steht zur abschließenden Zu-
stimmung noch aus. 

- Wie bereits der Regionalverband in sei-
ner Stellungnahme von 8.12.2022 ange-
merkt hat, ist zu einer positiven Beurtei-
lung des Integrationsgebotes die Reali-
sierung der nördlich angrenzenden 
Wohnbebauung notwendig. 
*: Im Vorentwurf wird bislang aus-
schließlich auf eine neue Fahrradverbin-
dung nach Gündlingen eingegangen. Es 
fehlen noch Ausführungen zur erforder-
lichen fußläufigen Erreichbarkeit des 
künftigen Nahversorgers wie auch zu 
dessen Erreichbarkeit per Fahrrad von 
Norden her, d.h. von den Wohngebieten 
Ihringens wie auch vom Ortszentrum 
aus. 

- Ihringen verfügt über ein Einzelhandels-
konzept, mit welchem ein Teil des Orts-
zentrums als zentraler Versorgungsbe-
reich abgegrenzt und festgelegt ist. Das 
Plangebiet, besonders jedoch der beste-
hende Bereich des Winzerhofes befin-
det sich weit außerhalb des Ortszent-
rums. Daher wird der vorgesehene 
grundsätzliche Ausschluss von Einzel-
handel im Dorfgebiet MD begrüßt. 

Der Hofladen hingegen soll unter be-
stimmten Bedingungen weiterhin zuläs-
sig sein, s. Bebauungsvorschrift 1.1.2.1. 
Dem Lageplan auf S. 7 der Begründung 
ist zu entnehmen, dass der Hofladen 

 

 

 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die Endfassung 
der gutachterlichen Auswirkungsanalyse wird im 
Rahmen der Offenlage vorgelegt.  

Aufgrund der inzwischen ermittelten Lärmwerte aus 
dem bestehenden Gewerbegebiet Hinterschwemme 
ist die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets 
(WA) nicht möglich. Zur Offenlage wird daher das 
ursprüngliche Allgemeine Wohngebiet (WA) als Ur-
banes Gebiet (MU) festgesetzt. Die Anpassung zu 
einem Urbanen Gebiet erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Regierungspräsidium, Abteilung 
Raumordnung, dem Regionalverband, der IHK und 
dem Handelsverband. Im Ergebnis wird das Integra-
tionsgebot auch mit dem Urbanen Gebiet eingehal-
ten, da mit der Festsetzung ein besonders hoher 
Wohnanteil gesichert wird. 

 

 

 

Die Anbindung des Plangebietes nach Norden zum 
Ortszentrum und den angrenzenden Wohngebieten 
wird zur Offenlage im zeichnerischen Teil und in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium 
Freiburg (E-Mail vom 21.06.23) wird die 
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erweitert und um ein Hofcafe ergänzt 
werden soll. Angaben dazu, um welche 
Verkaufsfläche es sich derzeit handelt 
bzw. zukünftig handeln soll, fehlen noch. 
Hinsichtlich einer Bestandssicherung 
des vorhandenen Hofladens mit gering-
fügiger Erweiterung werden keine Be-
denken geäußert, wenn diese rechtssi-
cher ist und auch künftig tatsächlich nur 
ein Hofladen, welcher dem landwirt-
schaftlichen Betrieb räumlich wie funkti-
onal zugeordnet ist sowie dort überwie-
gend eigenerzeugte Produkte des Be-
triebes angeboten werden, betrieben 
werden kann und wird. Denn solche Lä-
den verselbstständigen sich gerne zu 
normalem Einzelhandel. Außerdem liegt 
in Ihringen die besondere Situation vor, 
dass sich auch im unmittelbaren Ortsze-
ntrum vergleichbare kleinteilige Läden 
mit Eigenvermarktung befinden, welche 
zudem zur besonderen Attraktivität des 
Winzerortes beitragen. 

Festsetzung wie folgt angepasst: „Einzelhandelsbe-
triebe gem. § 5 (2) Nr. 5 BauNVO sind nicht zulässig. 
Zulässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.“  

In der Begründung wird der Hofladen hinsichtlich 
seiner Größe genauer beschrieben. 

Siehe dazu auch die Stellungnahme Ziffer A.10.5 
des Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Bau-
recht, Raumordnung, Denkmalschutz (Schreiben 
vom 13.12.2022). 

A.15.2 Zu den Festsetzungsmöglichkeiten zum 
Hofladen möchten wir eine Prüfung anre-
gen: 

a) Eine Regelung analog einem Hand-
werkerprivileg/ Fabrikverkauf, d.h. mit 
dem Hofladen als mitgezogenem Teil 
eines landwirtschaftlichen Betriebes, 
wie bspw. „Nach § 1 Abs. 9 BauNVO 
ausnahmsweise zulässig sind Hoflä-
den, wenn sie einem landwirtschaftli-
chen Betrieb räumlich und funktional 
zugeordnet sind und überwiegend ei-
generzeugte Produkte anbieten." (Der 
Hofladen sollte gerade nicht als „Ein-
zelhandelsbetrieb" bezeichnet wer-
den.) In der Begründung sollte dann 
zumindest (ebenfalls) auf die Defini-
tion/ Besonderheiten eines Hofladens, 
die aktuell bestehende Verkaufsfläche 
sowie die geplante Erweiterung einge-
gangen werden. 

b) Alternativ eine Fremdkörperfestset-
zung nach § 1 Abs. 10 BauNVO. Hier-
mit könnte der Hofladen bzw. müsste 
er wohl sogar räumlich (bspw. „MD1") 
wie auch von seiner derzeitigen Ver-
kaufsfläche her konkretisiert bzw. fest-
gesetzt werden; auch eine begründete 
Integration einer bestandssichernden 
geringen Verkaufsflächenerweiterung 
in die Festsetzung wäre wohl denkbar. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium 
Freiburg (E-Mail vom 21.06.23) wird die Festset-
zung wie folgt angepasst: „Einzelhandelsbetriebe 
gem. § 5 (2) Nr. 5 BauNVO sind nicht zulässig. Zu-
lässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.“  

In der Begründung wird der Hofladen hinsichtlich 
seiner Größe genauer beschrieben. 

Siehe dazu auch die Stellungnahme Ziffer A.10.5 
des Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Bau-
recht, Raumordnung, Denkmalschutz (Schreiben 
vom 13.12.2022). 
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Diese hätte u.E. den Vorteil, dass die 
künftige maximale Verkaufsfläche 
über die Bebauungsvorschriften 
rechtssicher begrenzt ist. 

c) Die Ausweisung eines betriebsbezo-
genen Sondergebietes mit nutzungs-
bezogenen Teilbereichen, u.a. auch 
eines solchen, in dem der künftige Hof-
laden mit Café einen räumlich und grö-
ßenmäßig definierten Teilbereich ein-
nehmen würde. 

A.15.3 Weitere Anregungen: 

- Es wird empfohlen, auch in der Plan-
zeichnung die Großflächigkeit und die 
maximale Verkaufsfläche des Lebens-
mittelmarktes mitzudokumentieren, d.h. 
„SO1 Großflächiger Lebensmittelmarkt 
(oder Lebensmitteleinzelhandel), 
VKmax= 1.450 m²" und in der Legende 
die Rechtsgrundlage ebenfalls auf „§ 11 
Abs. 3" zu präzisieren. 

Dies wird zum Teil nicht berücksichtigt. 

Auf eine Nennung der maximalen Verkaufsfläche 
des Lebensmittelmarktes im zeichnerischen Teil 
wird verzichtet. Die Festsetzung der Art der bauli-
chen Nutzung im SO1 „Großflächiger Lebensmitte-
leinzelhandel“ wird angepasst. Siehe dazu Stellung-
nahme A.10.4 vom Regierungspräsidium Freiburg – 
Ref. 21 Baurecht, Raumordnung, Denkmalschutz 
(Schreiben vom 13.12.2022). Die Rechtsgrundlagen 
in der Legende des zeichnerischen Teils wird ent-
sprechend auf „§ 11 Abs. 3“ präzisiert.  

A.16 Handelsverband Südbaden e.V. 
(Schreiben vom 08.12.2022) 

A.16.1 In diesem Areal soll ein allgemeines 
Wohngebiet, ein Dorfgebiet, ein Sonder-
gebiet „großflächiger Lebensmitteleinzel-
handel" und ein Sondergebiet „Wohnmo-
bilstellplätze" festgesetzt werden. Zu die-
sen Planungen gab es einige Vorbespre-
chungen, und allen Trägern öffentlicher 
Belange war es wichtig, dass zur Einhal-
tung des Integrationsgebotes die Wohnbe-
bauung in Ihringen in diesem Areal fortge-
führt wird, was nun durch die Festsetzung 
zum allgemeinen Wohngebiet auch umge-
setzt wird. 

Bezüglich des Sondergebietes „großflä-
chiger Lebensmitteleinzelhandel" mit einer 
maximalen Verkaufsfläche von 1.450 qm, 
wobei maximal 15 % dieser Fläche für 
sonstige Sortimente genutzt werden kön-
nen, war die Größenordnung immer in den 
Vorbesprechungen ein Thema. Die Aus-
wirkungsanalyse, die die Einhaltung sämt-
licher raumordnerischen Ge- und Verbote 
nachweisen soll, befindet sich noch in der 
Endabstimmung. Erst nach Erhalt der 
Endfassung kann eine abschließende Be-
urteilung erfolgen, wobei die bisher vorge-
legten Zahlen auf die Einhaltung der raum-
ordnerischen Vorgaben schließen lassen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Durch die Anpassung des nördlichen Teilbereichs 
zur Offenlage wird das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Die Anpassung zu einem Urbanen Gebiet er-
folgte in enger Abstimmung mit dem Regierungsprä-
sidium, Abteilung Raumordnung, dem Regionalver-
band, der IHK und dem Handelsverband. Im Ergeb-
nis wird das Integrationsgebot auch mit dem Urba-
nen Gebiet eingehalten, da mit der Festsetzung ei-
nen besonders hohen Wohnanteil gesichert wird.  

 

 

 

 

 

Die Auswirkungsanalyse wurde in Form einer Ver-
träglichkeitsuntersuchung zur geplanten Verlage-
rung eines Lebensmittelmarktes in Ihringen vom 
Büro Acocella erarbeitet und wird zur Offenlage aus-
gelegt.  
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Nachdem das Dorfgebiet als nicht inte-
griert bezeichnet werden muss, ist es fol-
gerichtig, dass Einzelhandelsbetriebe 
grundsätzlich ausgeschlossen werden. 
Zurzeit wird bereits ein kleiner Hofladen 
betrieben. Es ist sicher richtig, dass für 
diesen eine Bestandssicherung rechtssi-
cher erfolgt. Dazu hat der Regionalver-
band bereits Anmerkungen gemacht. 

Das Sondergebiet Wohnmobilstellplätze 
tangiert die Belange, die vom Handelsver-
band zu treten sind, nicht. 

Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium 
Freiburg (E-Mail vom 21.06.23) wird die Festset-
zung wie folgt angepasst: „Einzelhandelsbetriebe 
gem. § 5 (2) Nr. 5 BauNVO sind nicht zulässig. Zu-
lässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.“ Einzelhan-
delsbetriebe sind somit weiterhin ausgeschlossen. 

Siehe dazu Stellungnahme A.10.5 des Regierungs-
präsidium Freiburg – Ref. 21 Baurecht, Raumord-
nung, Denkmalschutz (Schreiben vom 13.12.2022) 
und Stellungnahme A.14.4 des Regionalverband 
Südlicher Oberrhein (Schreiben vom 08.12.2022).  

A.17 Deutsche Telekom Technik GmbH 
(Schreiben vom 06.12.2022) 

A.17.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigentü-
merin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Te-
lekom Technik GmbH beauftragt und be-
vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Im Planbereich befinden sich Telekommu-
nikationslinien der Telekom, die aus beige-
fügtem Plan ersichtlich sind. 

Die Aufwendungen der Telekom müssen 
bei der Verwirklichung des Bebauungs-
plans so gering wie möglich gehalten wer-
den. 

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie 
folgt zu berücksichtigen: 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.17.2 Der Bestand und der Betrieb der vorhan-
denen TK-Linien müssen weiterhin ge-
währleistet bleiben. 

Dies wird berücksichtigt.  

A.17.3 Wir bitten, die Verkehrswege so an die 
vorhandenen umfangreichen Telekommu-
nikationslinien der Telekom anzupassen, 
dass diese Telekommunikationslinien 
nicht verändert oder verlegt werden müs-
sen. 

Bitte nehmen Sie dazu bereits frühzeitig im 
Zuge der Ausführungsplanungen Kontakt 
mit uns auf, um den Umgang mit ggf. be-
troffenen Anlagen mit uns abzustimmen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Telekommunikationslinien liegen innerhalb der 
Verkehrsflächen.  
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A.17.4 In Punkt 2.4.2 der Bebauungsvorschrif-
ten/Begründungen zum Bebauungsplan 
(Ver- und Entsorgung) wird die unterirdi-
sche Verlegung von Telekommunikations-
linien (TK-Linien) festgelegt. Dieser Forde-
rung widersprechen wir mit folgender Be-
gründung: 

Regelungen zur Zulassung der oberirdi-
schen Ausführung von TK-Linien sind in 
§ 127 Absatz 6 TKG abschließend enthal-
ten. Die Kriterien zur Art und Weise der 
Trassenführung von TK-Linien sind damit 
bundesgesetzlich geregelt. 

Sollte es bei dem Verbot von oberirdisch 
geführten TK-Linien im Bebauungsplan 
bleiben, behalten wir uns eine Prüfung im 
Rahmen eines Normenkontrollverfahrens 
vor dem zuständigen Oberverwaltungsge-
richt vor. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

§ 127 Absatz 6 TKG enthält keine abschließende 
Regelung zu der Frage, wann eine unterirdische 
Führung von Leitungen bestimmt werden kann. 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB kann in einem Be-
bauungsplan die Führung von oberirdischen oder 
unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen 
festgesetzt werden. Als Versorgungsanlagen bzw. -
leitungen sind im Gesetzgebungsverfahren zur ak-
tuellen Fassung dieser Vorschrift ausdrücklich Ein-
richtungen der Telekommunikation in den Blick ge-
nommen worden. Zu den für die Bauleitplanung we-
sentlichen Belangen gehören diejenigen des Tele-
kommunikationswesens (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 lit. d 
BauGB) und der von einer oberirdisch geführten Te-
lekommunikationsleitung wegen deren Sichtbarkeit 
potentiell berührten Gestaltung des Ortsbilds (§ 1 
Abs. 6 Nr. 5 BauGB). Nach ordnungsgemäßer Ab-
wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB kann deshalb die 
unterirdische Führung einer Telekommunikationslei-
tung durch Festsetzungen im Bebauungsplan nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB vorgeschrieben werden. 
Eine solche Festsetzung hat auch verbindliche Wir-
kung für die Zustimmung nach § 127 Abs. 6 TKG 
und kann nicht durch Abwägung des Wegebaulast-
trägers aufgrund Überwiegens der Belange des Nut-
zungsberechtigten überwunden werden. 

Träger von Kommunikationsleitungen sind somit an 
die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 
gebunden. 

A.17.5 Weitere Anmerkungen oder Einwände 
sind von Seiten Telekom nicht vorzubrin-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.18 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 28.11.2022) 

A.18.1 Im Verfahrensgebiet befinden sich Erd-
gasversorgungsleitungen, diese sind im 
Bestand zu schützen. Notwendige Ände-
rungen/Sicherungsmaßnahmen sind früh-
zeitig mit der bnNETZE GmbH abzustim-
men. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.18.2 Die Versorgung des Verfahrensgebietes 
mit Wasser kann über das bestehende 
Leitungsnetz erfolgen. Eine Löschwasser-
menge von 48 m³/h (Grundschutz) kann 
über die Löschdauer von zwei Stunden 
gemäß DVGW W405 bereitgestellt wer-
den. Für die Versorgung des Plangebietes 
mit elektrischer Energie werden umfang-
reiche Netzbaumaßnahmen und die Er-
richtung einer Trafostation erforderlich. 
Aus wirtschaftlichen und 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Nach Aussagen des Ingenieurbüros Manzke + Mül-
ler kann auf der Grundlage der 2018 durchgeführten 
hydraulischen Berechnung der Wasserversorgung 
für das Ortsnetz Ihringen die Möglichkeit einer 
Löschwasserentnahme von 96m³/h über einen Zeit-
raum von 2 Stunden im Bereich des geplanten Bau-
gebietes „Ihringen Süd-Kleinried“ bestätigt werden. 
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erschließungstechnischen Gründen ist 
eine freistehende Anlage vorgesehen, für 

die, die bnNETZE GmbH das notwendige 
Grundstück (5 x 6 m) erwerben wird. Die-
ser Standort ist unmittelbar angrenzend an 
die öffentliche Verkehrsfläche vorzuse-
hen. Die geplante Trafostation ist in Ab-
hängigkeit von der örtlichen Bebauung 
verschiebbar, jedoch ist sie in der Nähe 
des elektrischen Lastschwerpunktes an-
zuordnen. Wir bitten um nachrichtliche 
Übernahme der Versorgungsanlage durch 
Planzeichen gemäß § 2 PlanzV 90 mit der 
Zweckbestimmung Elektrizität (Anlage zur 
PlanzV 90, Nr. 7) in den zeichnerischen 
Teil des Bebauungsplanes (vgl. Anlage 2). 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

In Abstimmung mit Badenova wird die Trafostation 
an anderer Stelle, außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans „Ihringen Süd – Kleinried“, ein-
geplant werden.  

A.18.3 Hausanschlüsse werden nach den techni-
schen Anschlussbedingungen der 
bnNETZE GmbH, den Bestimmungen der 
NAV, AVBWasserV und den Maßgaben 
der einschlägigen Regelwerke in der je-
weils gültigen Fassung ausgeführt. In An-
lehnung an die DIN 18012 wird für Neu-
bauvorhaben ein Anschlussübergabe-
raum benötigt. Der Hausanschlussraum 
ist an der zur Straße zugewandten Außen-
wand des Gebäudes einzurichten und hat 
ausreichend belüftbar zu sein. Anschluss-
leitungen sind geradlinig und auf kürzes-
tem Weg vom Abzweig der Versorgungs-
leitung bis in den Hausanschlussraum zu 
führen. Für die rechtzeitige Ausbauent-
scheidung, Planung und Bauvorbereitung 
des Leitungsnetzes, sowie die Koordinie-
rung mit dem Straßenbau und den Bau-
maßnahmen der anderen Leitungsträger 
wird eine angemessene Vorlaufzeit benö-
tigt. Daher ist es notwendig, dass Beginn 
und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen 
im Bebauungsplangebiet der bnNETZE 
GmbH, Tullastraße 61, 79108 Freiburg i. 
Br., so früh wie möglich, mindestens je-
doch 4 Monate vor Erschließungsbeginn, 
schriftlich angezeigt werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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A.19 TransnetBW GmbH 
(Schreiben vom 07.11.2022) 

A.19.1 Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhal-
ten und mit unserer Leitungsdokumenta-
tion abgeglichen. 

Im geplanten Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes „Ihringen Süd - Kleinried" in 
Ihringen betreibt und plant die Trans-
netBW GmbH keine Höchstspannungs-
freileitung. 

Im Umweltbericht sind derzeit noch keine, 
den fachgutachtlichen Artenschutzbeitrag 
abwartend, CEF-, bzw. Ausgleichsmaß-
nahmen vorgesehen. Sollten diese Flä-
chen zukünftig innerhalb des Schutzstrei-
fen einer unserer Höchstspannungsfreilei-
tungen geplant werden, müssen wir eine 
Einschätzung dazu abgeben, da es an-
sonsten zu vermeidbaren Konflikten kom-
men kann. 

Wir bitten um die weitere Beteiligung an Ih-
rem Verfahren. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

 

 

Es sind keine CEF- oder Ausgleichsmaßnahmen im 
Bereich von Höchstspannungsfreileitungen vorge-
sehen. 

A.20 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 04.11.2022) 

A.20.1 Bitte nutzen Sie für Anfragen und Beteili-
gungen zu unten genannten Themen, un-
seren unten aufgeführten Link zur kosten-
losen Beteiligung / Leitungsauskunft. 

Anfragen sowie Beteiligungen zu den The-
men: Leitungsauskünfte, Bebauungs-
pläne, Planungsanfragen, Koordinierungs-
anfragen, Flächennutzungsplanänderun-
gen usw. sind ausschließlich über das BIL-
Portal https://portal.bil-leitungsauskunft.de 
einzuholen. 

Bitte melden Sie sich einmalig an, sie er-
halten dann in Kürze einen Zugang. Mittels 
der BIL Online-Leitungsauskunft, erfahren 
Sie zukünftig schnellstmöglich, ob im frag-
lichen Bereich Leitungen unseres Unter-
nehmens, mit aktuell parallel über 90 an-
deren Netzbetreibern vorhanden sind, und 
das alles mit nur einer Anfrage. 

Das BIL-Online-Portal der BIL eG ist ein 
Bundesweites Informationssystem zur Lei-
tungsrecherche und stellt eine umfas-
sende branchenübergreifende Online-Lei-
tungsauskunft bereit. Die Nutzung der BIL-
Leitungsauskunft ist für Sie kostenlos und 
ermöglicht Ihnen, Ihre Bauanfrage direkt 
online einfach und schnell zu formulieren. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Grundsätzlich sieht die Gemeinde die Netzbetreiber 
zur Auskunft im Rahmen der Beteiligung bei der Auf-
stellung des Bebauungsplans verpflichtet, da bei ei-
ner Abfrage im BIL-Leitungsportal die Angabe von 
Daten / Informationen gefordert wird, die schlicht 
nicht vorliegen und daher in Bezug auf die Pla-
nungsaufgabe keine verlässliche Auskunft eingeholt 
werden kann.  

Ferner sieht die Gemeinde die Netzbetreiber in der 
Mitwirkungspflicht, auf Anfrage hin eine verlässliche 
Planauskunft zu erteilen, damit der Anfragende da-
bei grundsätzlich auf die Richtigkeit und Vollständig-
keit dieser Auskunft vertrauen darf. 

Es wird deshalb um direkte Auskunft durch die ter-
ranets bw GmbH gebeten.  

https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
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Ihr Vorteil: Sie müssen Ihre Bauanfrage 
nur einmalig formulieren und erreichen di-
rekt alle an BIL teilnehmenden Leitungs-
betreiber. Sind wir für Ihren angefragten 
Bereich nicht zuständig, erhalten Sie un-
mittelbar über BIL eine Negativauskunft. 

Ein weiterer Vorteil für Sie: Sie können 
Ihre in BIL eingestellte Bauanfrage über 
eine E-Mail-Weiterleitungsfunktion direkt 
an weitere Leitungsbetreiber versenden, 
die derzeit noch nicht in BIL organisiert 
sind. Eine Stellungnahme erfolgt in diesen 
Fällen außerhalb des Portals. Weitere In-
formationen über BIL können Sie dem an-
gehängten Infoblatt "BIL_Flyer-Bauwirt-
schaft" oder der Seite http://bil-leitungs-
auskunft.de/ entnehmen. Wir würden uns 
sehr freuen, wenn Sie auch in Zukunft die-
sen Dienst nutzen würden. 
Ihre Vorteile: 

• schnelle Verfügbarkeit der Planauskunft 

• freie Gebietsauswahl und Anpassung 
der Abfrage 

• kostenfreier Service  

Wir bitten um Verständnis und bedanken 
uns für Ihre Mithilfe. 

A.21 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 07.11.2022) 

A.21.1 Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr nicht be-
rührt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.22 Polizeipräsidium Freiburg – Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 09.11.2022) 

A.22.1 Die eingereichten/offen gelegten Unterla-
gen wurden eingesehen und aus ver-
kehrspolizeilicher Sicht geprüft. Gegen 
den BBP Ihringen Süd bestehen KEINE 
Einwände. 

- Der Lückenschluss des Radweges wird 
begrüßt, 

- ebenso die Anlage der Wohnmobilstell-
plätze, da diese die Problematik Hinter-
höfe entschärft. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

http://bil-leitungsauskunft.de/
http://bil-leitungsauskunft.de/
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A.23 Landesnaturschutzverband BW 
(Schreiben vom 13.12.2022) 

A.23.1 Der Landesnaturschutzverband (LNV), Ar-
beitskreis Freiburg-Kaiserstuhl* nimmt 
Stellung: 

Der LNV sieht die Planung zum Baugebiet 
„Kleinried" kritisch und lehnt sie in der jet-
zigen Form ab. 

*Zum Arbeitskreis Freiburg-Kaiserstuhl des LNV ge-
hören die Naturschutzvereinigungen: Arbeitsgemein-
schaft Fledermausschutz BW, Badischer Landesver-
ein für Naturkunde und Naturschutz (BLNN), Botani-
sche Arbeitsgemeinschaft Südwestdeutschland 
(BAS), BUND, Deutscher Alpenverein (DAV), Luchs-
Initiative BW, NaturFreunde Baden, NABU, Landes-
fischereiverband BW, Landesjagdverband BW, 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Schwarzwald-
verein, Weißstorch Breisgau e.V. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.23.2 Der LNV kritisiert seit Jahren den Flächen-
verbrauch in der Region. Nichts scheint 
den ausgreifenden Flächenmissbrauch in 
den Gemeinden aufzuhalten, obwohl 
überall in Sonntagsreden ein Ende be-
schworen wird. So auch nun im Falle des 
„Kleinried", wo nun ca. 3,35 ha „ver-
braucht" werden. Wir denken, dass sich in 
Ihringen für manche der angestrebten Nut-
zungen innerhalb der Bebauung ein Platz 
gefunden hätte. Darum bezweifeln wir, ob 
das im Bebauungsplan erwähnte Ziel 
„Sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den" eingehalten ist. Das scheint nur ein 
Euphemismus zu sein! 

Im Planungsgebiet sollen große Teile der 
Flächen versiegelt werden. Grundsätzlich 
erhöht die Versiegelung des Geländes - im 
Falle des „Kleinried": mit Vernichtung der 
bestehenden Grünflächen, Entfernung der 
Bäume etc. - die bioklimatische und ge-
sundheitliche Belastung der Bevölkerung. 
Das in der wärmsten Gemeinde von 
Deutschland! Dass dieser Umstand bei 
Planungen in Ihringen keinen Nieder-
schlag findet, ist unverständlich. 

Da es absehbar ist, dass die seit Jahr-
zehnten geplante Bundesstraße „B 31 
West" nicht gebaut und dann als Entlas-
tungsstraße für Ihringen dienen würde, 
sollte die Gemeinde Ihringen, falls sie eine 
innerörtliche Verkehrsentlastung wünscht, 
sich selbst bei ihrer Ortsplanung um eine 
Möglichkeit zur Verlagerung des durch 
den Ort gehenden Verkehrs bemühen. 
Das könnte z. B. über ortsnahe 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Ein Lebensmittelmarkt im Ortskern ist zwar auch aus 
städtebaulicher Sicht zu bevorzugen, jedoch erfüllt 
der bestehende Lebensmittelmarkt, der zwar näher 
am, aber auch nicht im Ortskern liegt, nicht mehr die 
heutigen und zukünftigen Anforderungen. Aufgrund 
der beengten Ortslage ist eine Erweiterung des Le-
bensmittelmarktes nicht möglich. Um die Grundver-
sorgung der Gemeinde Ihringen zu sichern, ist eine 
Verlagerung des Lebensmittelmarktes notwendig. 
Vor diesem Hintergrund wurde bereits 2014 eine 
Standortalternativenprüfung durchgeführt.  

Im Rahmen der Standortalternativenprüfung wurden 
10 Standorte innerhalb der Gemeinde Ihringen auf 
ihre Eignung als Standort für einen großflächigen 
Lebensmittelmarkt untersucht. Die vier potenziellen 
Standorte, die aufgrund der raumordnerischen Vor-
gaben zu bevorzugen sind, da sie sich innerhalb des 
Siedlungskörpers befinden, haben sich jedoch als 
nicht geeignet erwiesen. Die weiteren Standorte in 
Ortsrandlage wurden ebenfalls hinsichtlich ihrer Eig-
nung untersucht. Von diesen Standorten hat sich nur 
der Standort an der Gündlingerstraße und der Tu-
nibergstraße Süd als geeignet erwiesen. (vgl. 
Standortalternativenprüfung, Stand 28.05.2014) 

Im Zuge der Verlagerung des Lebensmittelmarktes 
möchte die Gemeinde die südliche Ortsentwicklung 
Ihringens gestalten und weitere Entwicklungsflä-
chen sichern, um unteranderem Wohnraum zu 
schaffen und soziale Einrichtungen wie eine Kinder-
tagesstätte zu integrieren sowie Gewerbeflächen 
anzubieten. In dem Urbanen Gebiet im Bereich Lä-
ger Süd schafft die Gemeinde diesen Dreiklang in 
einer verdichteten Bauweise, die eine Entwicklung 
von Geschosswohnungsbauten ermöglicht.  
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Umgehungstrassen geschehen. Das Bau-
gebiet „Kleinried" liegt in einer Bebauungs-
lücke, in der auch eine ortsnahe Umge-
hungsstraße denkbar ist, die am Ort vor-
beigeführt werden könnte. Wird nun diese 
Lücke im Kleinried geschlossen, könnte 
sich die Gemeinde die Chance für eine 
Entlastung des Ortskerns verbauen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Apropos Verkehr: der autoorientierte Le-
bensmittelmarkt sorgt selbst für mehr Ver-
kehr in Ihringen. Die oft beklagten Ver-
kehrsprobleme in Ihringen sind somit auch 
„hausgemacht"! 

Falls die Gemeinde entgegen dem hier ge-
äußerten Rat nicht auf das Baugebiet ver-
zichten will, macht der LNV folgende Vor-
schläge: 

Der in die Planung integrierte Aussiedlerhof liegt bis-
lang im Außenbereich und soll im Zuge des Bebau-
ungsplans (Dorfgebiet) langfristig gesichert werden. 
Die Wünsche des Eigentümers des Winzerhofes 
sollen dabei berücksichtigt werden und darüber hin-
aus sollen auch nicht privilegierte Nutzungen wie 
beispielsweise Wohnmobilstellplätze (SO2) angebo-
ten werden. Damit wird die Fortentwicklung und Zu-
kunftssicherung des bestehenden Landwirtschafts-
betriebs sichergestellt, der dafür seine eigenen Flä-
chen einsetzt. Die städtebauliche Ordnung bleibt da-
mit gewahrt. Mit der Sicherung des Winzerhofs 
möchte die Gemeinde den Standort nutzen und dem 
Bedarf an Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Die 
Gemeinde begrüßt diese Erweiterung ihres touristi-
schen Angebots. 

Insgesamt wird im vorliegenden Fall der weiteren 
baulichen Entwicklung des Ortes und der Sicherung 
der Nahversorgung für Ihringen der Vorrang vor den 
Belangen der Landwirtschaft eingeräumt. 

Die Ergebnisse sind der Verträglichkeitsuntersu-
chung zur geplanten Verlagerung eines Lebensmit-
telmarktes in Ihringen (Stand 26.04.2023) zu ent-
nehmen. Zudem wird auf die Standortalternativen-
prüfung verwiesen, welche ebenfalls als Bestandteil 
des Bebauungsplans den Unterlagen beigelegt wird.  

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Von dem Planungsbüro BIT Ingenieure wird eine 
Verkehrszählung durchgeführt und eine verkehrs-
gutachterliche Stellungnahme den Bebauungsplan 
beigefügt, aus der das prognostizierte Verkehrsauf-
kommen hervorgeht. Mit dem Bebauungsplan Ihrin-
gen Süd – Kleinried wird der Lückenschluss im Rad-
wegenetz zwischen Ihringen und Gündlingen inte-
griert wie auch die Fußwegeverbindungen beispiels-
weise vom Lebensmittelmarkt in Richtung Gebiet 
Läger Süd und Ortsmitte berücksichtigt.  

A.23.3 Krebsbach 

Im Norden durchquert der Krebsbach das 
Plangebiet. Sein Verlauf ist im bebauten 
Bereich von Ihringen zu großen Teilen ver-
dolt (z. B. Straßenunterquerungen). Es 
sollte die Chance genutzt werden, den 
Bach so weit wie möglich zu öffnen und 
nicht weitere Verdolungen hinzuzufügen. 
Deshalb muss die Nordecke des Plange-
biets umgestaltet werden: 

• Öffnung der Krebsbachs, Minimierung 
der Verdolung (z. B. als 

 

Dies wird zum Teil berücksichtigt. 

Der Krebsbach wird im zeichnerischen Teil aufge-
nommen. Es wird ein Gewässerrandstreifen nach-
richtlich übernommen. Zudem wird ein Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht festgesetzt, um die Bewirtschaf-
tung des Gewässers zu sichern.  

Die Gemeinde strebt zum jetzigen Zeitpunkt keine 
Offenlegung des Krebsbachs an. Die Flächen sind 
im Bebauungsplan bereits gesichert und würden 
eine Offenlegung ermöglichen.  
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Ausgleichmaßnahmen auch außerhalb 
des eigentlichen Baugebiets anwen-
den!) 

• Belassung des jetzigen Baumbestan-
des in dem Bereich 

• angemessene und naturnahe Gestal-
tung des Uferrandstreifens, Regelung 
der Pflege, Nutzung und Betreuung 

• Rücknahme des Baufensters für die 
Wohnbebauung in dem Bereich 

A.23.4 Regenwasserversickerung 

Alle Möglichkeiten zur Minimierung der 
Versiegelung müssen genutzt werden. 
Insbesondere sollten Parkplätze so gestal-
tet sein, dass Regenwasser auf den 
Grundstücken versickern kann und/oder – 
zusammen mit dem Dachwasser - in Rigo-
len versickert wird. Zudem sollte versucht 
werden den stehenbleibenden Bäumen 
Wasser zusätzlich zuzuführen. 

 

Dies wird zum Teil berücksichtigt. 

Stellplätze, Wege und Platzflächen sind in wasser-
durchlässiger Bauweise (z.B. Rasenwaben/-gitter-
steine, Schotterrasen, wassergebundene Decke, 
Pflaster mit Sickerfuge) auszuführen.  

Das Entwässerungskonzept vom Büro CP Plan wird 
den Bebauungsplanunterlagen beigelegt.  

Grundsätzlich ist im Plangebiet das anfallende Nie-
derschlagswasser auf dem eigenen Baugrundstück 
ordnungsgemäß zu versickern. Somit sind im Inte-
resse der Grundwasserneubildung und der Entlas-
tung der Abwasseranlagen geeignete Maßnahmen 
zur Verminderung des Abflusses von Nieder-
schlagswasser vorzusehen.  

Für die Urbanen Gebiete MU1 und MU2 wird auf-
grund der räumlichen Lage angrenzend zu einem 
Fließgewässer die Möglichkeit eröffnet das Nieder-
schlagswasser gedrosselt in den Krebsbach einzu-
leiten.  

Die zeichnerisch zum Erhalt festgesetzten Einzel-
bäume im Bereich der Tunibergstraße sind zu pfle-
gen und dauerhaft zu erhalten. Die Bewässerung 
der Bäume wird durch die Gemeindeverwaltung er-
folgen, eine Regelung zur Bewässerung ist nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung.  

A.23.5 Parkplätze 

Große Bereiche des Baugebiets sind Ab-
stellplätze und Rangierflächen von Fahr-
zeugen. Das allein schon fördert den Flä-
chenverbrauch enorm und lehnen wir ab. 

Die Parkplätze des Lebensmittelmarktes 
könnten unter Markt platziert werden. Das 
ist als Bauvorschrift zu formulieren, damit 
wäre erheblicher Platz - Versiegelung! - 
gespart. Zudem können die Bäume auf der 
Fläche erhalten werden - es entstünde ein 
„EDEKA im Grünen", was die aktuelle 
Werbebotschaft der Firma glaubwürdig 
unterstützen würde. Im Sommer würden 
auch die im Keller geparkten Fahrzeuge 

 

Dies wird zum Teil nicht berücksichtigt. 

Eine Unterbringung der Stellplätze in einer Tiefga-
rage unterhalb des Lebensmittelmarktes ist aus 
mehreren Gründen nicht möglich. Aufgrund der 
Grundstückgröße ist nicht ausreichend Platz für die 
Zu- und Ausfahrtsbereiche gegeben. Außerdem ist 
bei einer hohen Frequentierung durch den Kunden-
verkehr die Aufteilung der Stellplätze in der Tiefga-
rage mit Sackgassen, somit keiner Ringerschlie-
ßung, unwirtschaftlich. Unter einem vernünftigen 
Kosten-Nutzen-Verhältnis ist eine Tiefgarage un-
wirtschaftlich. Zudem städtebaulich nicht optimal, da 
dann der Lebensmittelmarkt nicht mehr ebenerdig 
erreichbar wäre und eine Barrierefreiheit damit nicht 
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der Kunden nicht überhitzt. Das ist im Plan 
als Bauvorschrift zu formulieren. 

Sollte diese Lösung nicht verwirklicht wer-
den, muss in den Bauvorschiften die Be-
lassung der jetzigen Bäume festgeschrie-
ben werden (darunter sind auch Park-
plätze möglich). Die vorhandenen Bäume 
fällen, um dann auf dem versiegelten Platz 
neue zu pflanzen, ist nicht sinnvoll, allein 
schon aus Gründen der Nachhaltigkeit und 
der derzeitigen klimatischen Situation. 

Zudem musss der restliche Teil des Park-
platzes mit Photovoltaik-Flächen (analog 
der Agri-Photovoltaik) überdacht werden 
(Bauvorschrift). Es reicht nicht aus, diese 
lediglich zuzulassen (1.1.3.2 resp. 
1.1.4.2), sie müssen vorgeschrieben wer-
den. 

mehr gegeben wäre. Hinzukommen gestalterische 
Aspekte, auf der Fußgängerebene wären nur Fahr-
zeuge und der Höhenunterschied zum Markt müsste 
mittels Rampen, Treppen und Aufzügen überwun-
den werden.  

Auf die Bebauungsvorschriften wird verwiesen. Zum 
einen sind Stellplätze, Wege und Platzflächen in 
wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Rasenwaben/-
gittersteine, Schotterrasen, wassergebundene De-
cke, Pflaster mit Sickerfuge) auszuführen. Zum an-
deren ist für die Baumneupflanzungen mindestens 
12 m³ durchwurzelbares Volumen eines geeigneten 
Baumsubstrats zur Verfügung zu stellen. Dies ist in 
offenen Baumscheiben, die gegen Überfahren zu 
schützen sind, ggf. in Kombination mit überbauba-
rem Substrat unter Pflasterflächen, zu realisieren. 

Da die Photovoltaikpflicht laut Klimaschutz und 
Klimaanpassungsgesetz direkt gilt, wird hierzu keine 
Festsetzung aufgenommen. Die angesprochenen 
Festsetzungen wurden aufgenommen, damit der 
Bebauungsplan der Photovoltaikpflicht nicht entge-
gensteht. 

A.23.6 Radweg 

Den Ausbau des Radweges Richtung 
Gündlingen unterstützen wir. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.24 Stadt Breisach am Rhein 
(Schreiben vom 28.11.2022) 

A.24.1 Die Gemeinde Ihringen beabsichtigt mit 
der Aufstellung des Bebauungsplans die 
planungsrechtlichen Grundlagen für den 
Neubau eines Lebensmittelmarktes mit ei-
ner Verkaufsfläche von ca. 1.450 m² zu 
schaffen. 

Da das Verfahren sich aktuell in der früh-
zeitigen Beteiligung befindet, sind den Un-
terlagen noch keine Gutachten mit Aussa-
gen zu den Zielen der Raumordnung - 
Konzentrationsgebot, Kongruenzgebot, 
Integrationsgebot und Beeinträchtigungs-
gebot - beigefügt. Somit ist aus den Unter-
lagen noch nicht ersichtlich, welche Aus-
wirkungen des geplanten Neubaus für die 
Stadt Breisach sowie ihre Ortsteile zu er-
warten sind. 

Wir bitten um Berücksichtigung der mögli-
chen Auswirkungen auf die Stadt Breisach 
am Rhein und die Beteiligung am weiteren 
Verfahren. Wir bedanken uns für die Betei-
ligung und wünschen für Ihre Planung al-
les Gute. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Ausweisung des Standortes für großflächigen 
Lebensmitteleinzelhandel erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Regierungspräsidium, Abteilung 
Raumordnung, dem Regionalverband, der IHK und 
dem Handelsverband. 

Die Verträglichkeitsuntersuchung zur geplanten 
Verlagerung eines Lebensmittelmarktes in Ihringen 
vom Büro Acocella wird zur Offenlage den Bebau-
ungsplanunterlagen beigefügt. Daraus gehen Aus-
sagen zu den Zielen der Raumordnung – Konzent-
rationsgebot, Kongruenzgebot, Integrationsgebot 
und Beeinträchtigungsgebot – sowie die Auswirkun-
gen des Vorhabens auf die umliegenden Städte und 
Gemeinden, hervor.  
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A.25 Gemeinde Merdingen 
(Schreiben vom 01.12.2022) 

A.25.1 Die im Entwurf dargestellten Flächen für 
ein Wohngebiet (WA), Mischgebiet (MD) 
sowie Wohnmobilstellplätze berühren die 
Belange der Gemeinde Merdingen nicht. 
Problematisch ist die vorgesehene Größe 
der VK-Fläche für Lebensmittel in der Son-
derbaufläche SO1. 

Das im Regionalplan nach PS 2.4.4.2 fest-
gelegte Konzentrationsgebot sieht fol-
gende Regelung vor: 

„(1) Z Die Ausweisung, Errichtung und Er-
weiterung von Einkaufszentren, großflä-
chigen Einzelhandelsbetrieben und sons-
tigen großflächigen Handelsbetrieben 
(Einzelhandelsgroßprojekte) ist in der Re-
gel nur in den Ober-, Mittel- und Unterzen-
tren zulässig. 
(2) Z Abweichend hiervon kommen auch 
Standorte in Kleinzentren und Gemeinden 
ohne zentralörtliche Einstufung in Be-
tracht, wenn 

• dies zur Sicherung der Grundversor-
gung erforderlich ist und von den Ein-
zelhandelsgroßprojekten keine 
überörtlichen Auswirkungen zu erwar-
ten sind oder 

• diese in Verdichtungsräumen liegen 
und mit Siedlungsräumen benachbar-
ter Ober-, Mittel- oder Unterzentren zu-
sammengewachsen sind. 

Die Plansätze 2.4.4.3 bis 2.4.4.5 gelten 
entsprechend."1 

Auf die Gemeinde Ihringen trifft lediglich 
Punkt 1 von (2) zu. Der entsprechende 
Nachweis der überörtlichen Verträglichkeit 
(Konzentrationsgebot, Kongruenzgebot, 
Integrationsgebot und Beeinträchtigungs-
verbot) ist derzeit noch nicht erfolgt. 

1 Vgl. Regionalverband Südlicher Oberrhein: Regio-
nalplan 2017, Gesamtfortschreibung Stand Juni 
2019; S. 55 ff. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Ausweisung des Standortes für großflächigen 
Lebensmitteleinzelhandel erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Regierungspräsidium, Abteilung 
Raumordnung, dem Regionalverband, der IHK und 
dem Handelsverband. 

Durch die Anpassung des nördlichen Teilbereichs 
zur Offenlage wird das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Im Ergebnis wird das Integrationsgebot auch 
mit dem Urbanen Gebiet eingehalten, da mit der 
Festsetzung ein besonders hoher Wohnanteil gesi-
chert wird.  

Die Verträglichkeitsuntersuchung zur geplanten 
Verlagerung eines Lebensmittelmarktes in Ihringen 
vom Büro Acocella wird zur Offenlage den Bebau-
ungsplanunterlagen beigefügt. Daraus gehen Aus-
sagen zu den Zielen der Raumordnung – Konzent-
rationsgebot, Kongruenzgebot, Integrationsgebot 
und Beeinträchtigungsgebot – sowie die Auswir-
kungen des Vorhabens auf die umliegenden Städte 
und Gemeinden, hervor. 

A.25.2 Für eine mögliche Verkaufsfläche von 
max. 1.450 m² ist unter Berücksichtigung 
der in der Gemeinde Ihringen bereits vor-
handenen verbrauchernahen Versorgung 
nachzuweisen, dass eine Beeinträchti-
gung der Nahversorgung in Merdingen 
ausgeschlossen werden kann. Hierbei 
kommt der Frage des Erhalts bzw. der Art 
der Nachnutzung der Verkaufsflächen am 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Verträglichkeitsuntersuchung zur geplanten 
Verlagerung eines Lebensmittelmarktes in Ihringen 
vom Büro Acocella wird zur Offenlage den Bebau-
ungsplanunterlagen beigefügt. Daraus geht unter-
anderem hervor, dass wesentliche Beeinträchtigun-
gen für die Nahversorgung in Merdingen ausge-
schlossen werden können.  
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bisherigen Supermarktstandort große Be-
deutung zu. 

A.25.3 Das genannte Einzelhandelskonzept von 
März 2014 muss entsprechend aktualisiert 
und im Hinblick auf eine geänderte Nah-
versorgungsstruktur der umliegenden Ge-
meinden (Neu- und Erweiterungsbauten in 
Gottenheim, Merdingen, Gündlingen und 
Breisach) abgestimmt werden. Ebenfalls 
ist die Standortalternativenprüfung unter 
gegenwärtigen Bedingungen zu aktuali-
sieren und auf die Einhaltung der Vorga-
ben des Regionalplanes zu prüfen². Insbe-
sondere das Beeinträchtigungsverbot 
muss eingehalten werden, da andernfalls 
in der Gemeinde Merdingen die noch vor-
handenen Lebensmitteleinzelhändler und 
damit die integrierte Nahversorgung be-
einträchtigt ggf. in ihrer Existenz bedroht 
würden. 

²Vgl.: Regionalplan 2017; PS 2.4.4.5; a.a.O. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Das Einzelhandelskonzept wurde 2014 ebenfalls 
vom Büro Acocella erarbeitet. Die Erkenntnisse sind 
dem Fachplanungsbüro somit bekannt und wurde in 
der Erarbeitung der Verträglichkeitsuntersuchung 
zur geplanten Verlagerung eines Lebensmittelmark-
tes in Ihringen berücksichtigt.  

Die Standortalternativenprüfung von 2014 liegt den 
Unterlagen der Flächennutzungsplanänderung bei. 
Diese wurde in enger Abstimmung mit dem Regie-
rungspräsidium, Abteilung Raumordnung, dem Re-
gionalverband, der IHK und dem Handelsverband 
erarbeitet. Es wird davon abgesehen die Standortal-
ternativenprüfung erneut durchzuführen, da sich 
seither keine neuen Erkenntnisse ergeben haben, 
die zu einem anderen Standort führen würden.  

Wie bereits erwähnt geht aus der Verträglichkeitsun-
tersuchung zur geplanten Verlagerung eines Le-
bensmittelmarktes in Ihringen vom Büro Acocella 
hervor, dass wesentliche Beeinträchtigungen für die 
Nahversorgung in Merdingen ausgeschlossen wer-
den können. 

A.25.4 Zusammenfassend kann gesagt werden, 
dass die im Regionalplan geforderten 
Nachweise zur Begründung einer aus-
nahmsweisen Zulässigkeit von großflächi-
gem Lebensmitteleinzelhandel derzeit 
noch nicht vorliegen. Die dort genannten 
Kriterien erscheinen uns nicht ausrei-
chend erfüllt bzw. die Nachweise sind 
noch zu führen. Wir bitten daher um wei-
tere Beteiligung am Verfahren. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Verträglichkeitsuntersuchung zur geplanten 
Verlagerung eines Lebensmittelmarktes in Ihringen 
vom Büro Acocella wird zur Offenlage den Bebau-
ungsplanunterlagen beigefügt. Daraus gehen Aus-
sagen zu den Zielen der Raumordnung – Konzent-
rationsgebot, Kongruenzgebot, Integrationsgebot 
und Beeinträchtigungsgebot – sowie die Auswirkun-
gen des Vorhabens auf die umliegenden Städte und 
Gemeinden, hervor. 

A.26 Gemeinde Bötzingen 
(Schreiben vom 19.12.2022) 

A.26.1 Die Gemeinde Bötzingen weist im Hinblick 
auf die noch zu planende Oberflächen-
wasserentsorgung auf folgendes hin: 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.26.2 Die Versiegelung von Flächen birgt für die 
Unterlieger eine stetig steigende, unkalku-
lierbare Hochwassergefahr. Die derzeitige 
Hochwassersituation der Unterlieger lässt 
keine weiteren Wassermengen zu. Eine 
Erhöhung des Wasserstandes in Bächen 
würde zu Überschwemmungen führen. 

Von der Gemeinde Ihringen ist deshalb si-
cherzustellen, dass die Bebauung in kei-
nem Fall zu einer Verschlechterung der 
Hochwassersituation der Unterlieger führt. 
Es ist für eine geeignete und ausreichende 

Dies wird berücksichtigt.  

Das Entwässerungskonzept vom Büro CP Plan wird 
den Bebauungsplanunterlagen beigelegt. 

Grundsätzlich ist im Plangebiet das anfallende Nie-
derschlagswasser auf dem eigenen Baugrundstück 
ordnungsgemäß zu versickern. Somit sind im Inte-
resse der Grundwasserneubildung und der Entlas-
tung der Abwasseranlagen geeignete Maßnahmen 
zur Verminderung des Abflusses von Nieder-
schlagswasser vorzusehen.  
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Rückhaltung von Oberflächenwasser zu 
sorgen. 

Um weitere Beteiligung am Verfahren wird 
gebeten. 

Für die Urbanen Gebiete MU1 und MU2 wird auf-
grund der räumlichen Lage angrenzend zu einem 
Fließgewässer die Möglichkeit eröffnet das Nieder-
schlagswasser gedrosselt in den Krebsbach einzu-
leiten.  

  



Gemeinde Ihringen Stand: 23.10.2023 
Bebauungsplan „Ihringen Süd - Kleinried“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Frühzeitigen Beteiligung Seite 57 von 69 

 
 

23-10-23 Abwägung Frühzeitige _ umweltbezogen Markierung (23-10-31).docx 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 06.12.2022) 

B.4 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 Waldpolitik und Körperschaftsdirektion 
(Schreiben vom 07.11.2022) – keine weitere Beteiligung 

B.5 Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 07.11.2022) – keine weitere Beteiligung 

B.6 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
(Schreiben vom 09.11.2022) – keine weitere Beteiligung 

B.7 Abwasserzweckverband Breisgauer Bucht 
(Schreiben vom 16.11.2022) 

B.8 Stadt Vogtsburg 
(Schreiben vom 09.11.2022) 

B.9 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 5 Umwelt 

B.10 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 52 Gewässer und Boden 

B.11 Handwerkskammer Freiburg 

B.12 Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e.V. 

B.13 BUND Landesverband 

B.14 NaBu Bezirksverband Südbaden 

B.15 Vodafone West GmbH 

B.16 Gemeinde Bötzingen 
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C.1 Person 1 
(Schreiben vom 28.11.2022) 

C.1.1 Die xxx sind Eigentümer des Burgunder-
hofes unter obiger Adresse. Es handelt 
sich um einen landwirtschaftlichen Betrieb 
mit Obst- und Weinbau, Rebveredelung 
und drei Ferienwohnungen. 

Anlass unserer Beauftragung ist die öffent-
liche Bekanntmachung der Aufstellung 
des Bebauungsplans „Ihringen Süd-Klein-
ried". Es sollen ein großer Lebensmittel-
markt und ein Wohnmobilstellplatz entste-
hen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

C.1.2 Der Hof der xxx und die dem Vorhaben zu-
gewandten Fenster der Ferienwohnungen 
liegen im Außenbereich, Luftlinie 68 m von 
der östlichen Grenze des Plangebiets ent-
fernt. 

Es wird befürchtet, dass die von den ge-
planten Vorhaben ausgehenden Lärmim-
missionen die zulässigen gesetzlichen 
Grenzwerte überschreiten und die bishe-
rige Nutzung des Hofs insbesondere im 
Hinblick auf die Ferienwohnungen beein-
trächtigen. 

Die für die Beurteilung heranzuziehende 
TA Lärm sieht für Nutzungen im Außenbe-
reich keine verbindlichen Lärmimmissi-
onswerte vor. Regelmäßig ist aber der für 
Dorf- und Mischgebiete geltende Immissi-
onsrichtwert der TA Lärm für Immission-
sorte außerhalb von Gebäuden anzuwen-
den (vgl. z.B. OVG Lüneburg 1. Senat, Be-
schluss vom 06.04.2018, 1 ME 21/18). 
Dieser beträgt nach Abschnitt 6.1 der TA 
Lärm 60 dB tags und 45 dB nachts. 

Der für nachts maßgebende Wert ist von 
22:00 Uhr abends bis 6:00 Uhr morgens 
einzuhalten. 

Die für die Vorhaben zu prognostizieren-
den Emissionen sind nicht bekannt. Die 
„Städtebauliche Lärmfibel" des Ministeri-
ums für Landentwicklung und Wohnen Ba-
den-Württemberg legt unter Z. 4.2.1 mit 
Bezug auf DIN 18005-1 für diese Fälle 
eine Abstandstabelle zugrunde, aus der 
bei ungehinderter Schallausbreitung die 
zur Einhaltung verschiedener 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Die Befürchtung der Lärmbeeinträchtigung ist dahin-
gehend unbegründet, da das Plangebiet im Norden 
direkt an das bestehende Wohngebiet angrenzt und 
das Vorhaben bereits auf die Wohnbebauung Rück-
sicht nehmen muss, die ein höheren Schutzniveau 
aufweist als der landwirtschaftliche Hof. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird 
vom Büro Dröscher eine schalltechnische Untersu-
chung erstellt.  Die zur Berücksichtigung der Be-
lange des Immissionsschutzes erforderlichen 
Schallschutzmaßnahmen werden in die textlichen 
Festsetzungen übernommen. 

Zwar ist die TA Lärm in der Bauleitplanung nicht ein-
schlägig. Die Norm wird jedoch aus Gründen des 
späteren Planvollzugs regelmäßig auch im Bebau-
ungsplanverfahren zur Bewertung gewerblicher 
Schallimmissionen hilfsweise herangezogen. Die 
gewerblichen Schallimmissionen werden im Rah-
men der schalltechnischen Untersuchung zum Be-
bauungsplan ermittelt und bewertet. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist die 
grundsätzliche schalltechnische Realisierbarkeit der 
Planung auf Grundlage der vorgesehenen Nutzun-
gen zu prüfen. Im vorliegenden Fall wird die voraus-
sichtlich am Standort vorgesehene Bebauung mit 
vorgesehener/typischer Betriebsweise (Kfz-Verkehr 
etc.) im Schallgutachten zugrunde gelegt und be-
wertet. 

Die schalltechnische Untersuchung kommt hinsicht-
lich des Gewerbelärms unteranderem zu dem Er-
gebnis, dass ein im Sondergebiet SO 1 vorgesehe-
ner Lebensmitteleinzelhandel schalltechnisch 
grundsätzlich umsetzbar. Die im Plangebiet vorge-
sehenen Nutzungen sind aus schalltechnischer 
Sicht am Standort grundsätzlich realisierbar und die 
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Beurteilungspegel ungefähr erforderlichen 
Abstände abgelesen werden können. 

Demzufolge ist in einem Gewerbegebiet 
mit einer Fläche von bis zu 1 ha zur Ge-
währleistung der Einhaltung des Grenz-
wertes von 45 dB nachts vom Rand des 
Gebiets zu den betroffenen Nutzungen ein 
Abstand von 100 m, bei einer Fläche von 
2 ha von 150 m und bei einer Fläche von 
bis zu 5 ha 200 m einzuhalten. 

Es zeigt sich ohne Weiteres, dass insbe-
sondere die Einhaltung eines nächtlichen 
Immissionsgrenzwertes gemessen an den 
Fenstern der Ferienwohnungen und Woh-
nungen der Eigentümer bei einem gewerb-
lichen Betrieb nicht möglich erscheint, es 
sei denn, lärmintensive bauliche Einrich-
tungen wie Lüftungsaggregate oder Liefer-
zonen werden so eingerichtet, dass diese 
nicht in Richtung des Hofes emittieren 
oder nicht vor 6:00 Uhr morgens betrieben 
werden. 

Zur Beurteilung der Sachlage ist eine 
Schallprognose zu erstellen und der Aus-
führungsplanung zugrunde zu legen. 

Wir bitten namens und im Auftrag unseres 
Mandanten um weitere Aufklärung in die-
ser Frage um einer verwaltungsrechtli-
chen Überprüfung vorzubeugen. 

Planung kann aus schalltechnischer Sicht wie vor-
gesehen umgesetzt werden. 

Für genauere Ausführungen wird, auf die den Be-
bauungsplanunterlagen beiliegende schalltechni-
sche Untersuchung vom Büro Dr. Dröscher verwie-
sen.  

C.2 Person 2 
(Schreiben vom ???) 

C.2.1 Langfristige Sicherung der Grundver-
sorgung der Gemeinde: 

Ich habe die Befürchtung, dass ein Neu-
bau eines größeren Edeka der Grundver-
sorgung in Ihringen eher widerspricht. Die 
Frage, die sich mir stellt: was wird mit dem 
Ladenlokal in dem jetzt der Edeka sein 
Geschäft betreibt? Es wäre wünschens-
wert dazu Informationen zu erhalten. Der 
Dorfkern in Ihringen blutet m.E. langsam 
aus, was Geschäfte angeht. Wir haben in 
den letzten Jahren beispielsweise ein 
Hauhaltwarengeschäft, einen Drogerie-
markt ein, sogar zwei Modehäuser und ein 
Schuhgeschäft verloren. Wir haben zum 
großen Glück noch einige Ladengeschäfte 
im Ortskern. Dennoch ist es nicht mehr 
sehr attraktiv für Ihringer Bürger in Ihrin-
gen einzukaufen da die vorgenannten Ge-
schäfte ohne Ersatz verschwunden sind. 
Ich meine wir sollten in die Richtung 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Altstandort des Lebensmarktes wird vom Vorha-
benträger (EDEKA) aufgegeben. Welche Folgenut-
zung am Altstandort kommen wird, ist zum derzeiti-
gen Zeitpunkt noch nicht klar. 

Ein Lebensmittelmarkt im Ortskern ist zwar auch aus 
städtebaulicher Sicht zu bevorzugen, jedoch erfüllt 
der bestehende Lebensmittelmarkt nicht mehr die 
heutigen und zukünftigen Anforderungen. Aufgrund 
der beengten Ortslage ist eine Erweiterung des Le-
bensmittelmarktes nicht möglich. Um die Grundver-
sorgung der Gemeinde Ihringen zu sichern, ist eine 
Verlagerung des Lebensmittelmarktes notwendig. 
Vor diesem Hintergrund wurde bereits 2014 eine 
Standortalternativenprüfung durchgeführt. Im Rah-
men der Standortalternativenprüfung wurden 10 
Standorte innerhalb der Gemeinde Ihringen auf ihre 
Eignung als Standort für einen großflächigen Le-
bensmittelmarkt untersucht. Die vier potenziellen 
Standorte, die aufgrund der raumordnerischen Vor-
gaben zu bevorzugen sind, da sie sich innerhalb des 
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denken, zu versuchen den Dorfkern zu be-
leben, um hier das Angebot für Ihringer 
Bürger und Touristen zu beleben. 

Siedlungskörpers befinden, haben sich jedoch als 
nicht geeignet erwiesen. Die weiteren Standorte in 
Ortsrandlage wurden ebenfalls hinsichtlich ihrer Eig-
nung untersucht. Von diesen Standorten hat sich nur 
der Standort an der Gündlingerstraße und der Tu-
nibergstraße Süd als geeignet erwiesen. (vgl. 
Standortalternativenprüfung, Stand 28.05.2014) 

Im Zuge der Verlagerung des Lebensmittelmarktes 
möchte die Gemeinde die südliche Ortsentwicklung 
Ihringens gestalten und weitere Entwicklungsflä-
chen sichern, um unteranderem Wohnraum zu 
schaffen und soziale Einrichtungen wie eine Kinder-
tagesstätte zu integrieren sowie Gewerbeflächen 
anzubieten. In dem Urbanen Gebiet im Bereich Lä-
ger Süd schafft die Gemeinde diesen Dreiklang in 
einer verdichteten Bauweise, die eine Entwicklung 
von Geschosswohnungsbauten ermöglicht.  

Der in die Planung integrierte Aussiedlerhof liegt bis-
lang im Außenbereich und soll im Zuge des Bebau-
ungsplans (Dorfgebiet) langfristig gesichert werden. 
Die Wünsche des Eigentümers des Winzerhofes 
sollen dabei berücksichtigt werden und darüber hin-
aus sollen auch nicht privilegierte Nutzungen wie 
beispielsweise Wohnmobilstellplätze (SO2) angebo-
ten werden. Damit wird die Fortentwicklung und Zu-
kunftssicherung des bestehenden Landwirtschafts-
betriebs sichergestellt, der dafür seine eigenen Flä-
chen einsetzt. Die städtebauliche Ordnung bleibt da-
mit gewahrt. Mit der Sicherung des Winzerhofs 
möchte die Gemeinde den Standort nutzen und dem 
Bedarf an Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Die 
Gemeinde begrüßt diese Erweiterung ihres touristi-
schen Angebots. 

Insgesamt wird im vorliegenden Fall der weiteren 
baulichen Entwicklung des Ortes und der Sicherung 
der Nahversorgung für Ihringen der Vorrang vor den 
Belangen der Landwirtschaft eingeräumt. 

Die Ergebnisse sind der Verträglichkeitsuntersu-
chung zur geplanten Verlagerung eines Lebensmit-
telmarktes in Ihringen (Stand 26.04.2023) zu ent-
nehmen. Zudem wird auf die Standortalternativen-
prüfung verwiesen, welche ebenfalls als Bestandteil 
des Bebauungsplans den Unterlagen beigelegt wird.  

C.2.2 Langfristige Sicherung des Winzerhofs 
durch ergänzende Angebote: 

Hier sehe ich im Bebauungsplan die 
Schaffung von Stellplätzen für Wohnmo-
bile. Nach meinem Dafürhalten ist das kein 
sinnvolles Bauvorhaben. Vor Allem ver-
stehe ich nicht, warum dadurch eine lang-
fristige Sicherung des Winzerhofes er-
reicht werden soll. Es liegt doch auf der 
Hand, das Wohnmobil-Touristen nicht 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der Aussiedlerhof liegt bislang im Außenbereich 
und soll im Zuge des Bebauungsplans langfristig ge-
sichert werden. Der Aussiedlerhof sowie der nördli-
che angrenzende Hofladen werden als Dorfgebiet 
festgesetzt. Der Winzerhof strebt an seinen Hofla-
den zu erweitern und ein Hofcafé zu integrieren. Zu-
lässig sind Hofläden, in den überwiegend Erzeug-
nisse des im Dorfgebiet angesiedelten landwirt-
schaftlichen Betriebs verkauft werden.  
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diejenigen sind, die in Ihringen die touristi-
schen Angebote nutzen so wie es wün-
schenswert ist. Nutzung der Hotels und 
Gaststätten! Meist sind Wohnmobilrei-
sende gerne günstig unterwegs. Günstig 
einkaufen und sich im „eigenen Reich" 
versorgen und schlafen. Hinterlassen von 
Abfällen insbesondere aus Chemietoilet-
ten was die Abwasserkläranlage der Ge-
meinde erheblich belasten wird (wer trägt 
hier die Kosten). Es wird damit nur weiter 
gefördert, dass noch mehr Fahrzeuge 
nach Ihringen kommen und die Luft ver-
schmutzen. Dabei haben wir eine super 
Anbindung mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln und Bonuskarten für unsere Gäste. 
Selbst der Campingplatzinhaber ist nicht 
besonders interessiert an „Wohnmobilgäs-
ten". Aus vorgenannten Gründen und vor 
allem weil es billig sein muss. Außerdem 
gibt es inzwischen einige Winzerhöfen die 
Stellplätze anbieten und soweit ich weiß, 
ist das begrenzt auf einige wenige Wohn-
mobilplätze. Ich halte das für ausreichend. 
Des Weiteren sehe ich nicht ganz ein, wie 
dadurch ein Winzerhof angeblich langfris-
tig gesichert wird. 

Mein Wunsch wäre noch mal neue Über-
legungen anzustellen, was den Bebau-
ungsplan angeht. Meines Erachtens gab 
es in den letzten Monaten so viele Verän-
derungen und Erkenntnisse in Sachen Kli-
mawandel, dass sich die Prioritäten geän-
dert haben und es wichtig ist noch mal in 
Richtung „wie kann die Planung geändert 
werden, um möglichst umweltfreundlich 
und bedarfsgerecht dieses Projekt umzu-
setzen". Es gibt ja in unmittelbarer Nähe 
einen Rewe und in Breisach, was mit dem 
Zug sehr gut erreichbar ist, gleich zwei Su-
permärkte, die vom Bahnhof mit wenigen 
Schritten erreichbar sind. 

Es wird m.E. in die falsche Richtung ge-
dacht. Mit einfachen Worten schneller, hö-
her weiter. Wachstum ist nicht immer ein 
Segen. Ich bin der Meinung wir dürfen ler-
nen mit dem zurechtzukommen was da ist 
und sparen! Dabei liegt bei mir der Fokus 
auf Sparen von Ressourcen nicht unbe-
dingt von Geld. Sparen wir Energie und 
Ressourcen, dann brauchen wir uns weni-
ger Gedanken zu machen wie wir günstig 
Strom, Gas Wasser etc. beschaffen. 

Mit der Sicherung des Winzerhofs möchte die Ge-
meinde den Standort nutzen und dem Bedarf an 
Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Wie überall ist 
auch in der Gemeinde Ihringen zu beobachten, dass 
Touristen die das Wohnmobil als Unterkunfts- und 
Verkehrsmittel schätzen stark zugenommen haben. 
Um diesem Bedarf nachzukommen und damit auch 
dem Wildcampen entgegenzuwirken, soll das touris-
tische Angebot in zentralerer Lage ergänzend zum 
Kaiserstuhl Camping mit Wohnmobilstellplätzen 
(derzeit laut Entwurf vom Architekturbüro Rudi Schil-
linger, 36 Stellplätze) erweitertet werden. Als mögli-
cher Standort für einen Wohnmobilstellplatz kom-
men die Hänge des Kaiserstuhls im Norden Ihrin-
gens aus topografischen Gründen aber auch aus 
Gründen des Artenschutzes (Natura 2000) nicht in 
Betracht. Von den meist landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen südlich der Landesstraße L114 sind 
große Flächen durch einen regionalen Grünzug ge-
schützt, so dass nur wenige Flächen überhaupt in 
Betracht zu ziehen sind. Der Standort sollte verkehr-
lich gut zu erreichen sein aber auch in fuß- und rad-
läufiger Entfernung zum Ortskern und zu anderer 
Infrastruktur liegen, damit Gastronomie, Handel und 
Freizeiteinrichtungen (Schwimmbad) von den Besu-
chern genutzt werden können. Insofern bietet der 
vorgesehen Standort gute Synergieeffekte, da mit 
dem benachbarten Hofladen des bestehenden Win-
zerhofs und dem geplanten Lebensmittelmarkt die 
Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs her-
vorragend möglich ist. Weitere großflächige Ange-
bote für Wohnmobilstellplätze sind von Seiten der 
Gemeinde Ihringen nicht geplant.  
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C.2.3 Ich bin nur Laie, aber diese Gedanken trei-
ben mich um. Ich lebe seit 32 Jahr in Ihrin-
gen und sehe inzwischen ein Dorfbild das 
mich traurig stimmt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

C.3 Person 3 
(Schreiben vom 11.12.2022) 

C.3.1 Voller Sorge beobachte ich seit einiger 
Zeit die Entwicklungen, die in unserer Ge-
meinde vonstattengehen. 

Insbesondere die systematische Überbau-
ung von Grünflächen, die inzwischen be-
sorgniserregende Ausmaße annimmt. 

Wo wir als Kinder noch innerhalb des Or-
tes spielen konnten, befindet sich heute 
Beton und Asphalt. Viele glückliche Stun-
den durfte ich damit verbringen auf dem 
heutigen EDEKA-Gelände Gänge durch 
dichtes Brombeerdickicht zu schneiden, 
auf dem Bolzplatz zu kicken, im Gebiet 
„Hinterhof" Verstecken zu spielen und auf 
Bäume zu klettern. Die niedrige Eibe, in 
die wir damals auf allen Vieren hineinge-
krochen sind, gibt es hier schon lange 
nicht mehr und auch die hohen Pappeln 
und die zahlreichen Kirschbäume sind al-
lesamt verschwunden. Innerorts ist kaum 
noch etwas Grünes übriggeblieben und 
nun geht der Flächenfraß im Außenbe-
reich weiter. Neue Wohngebiete, ein 
neues Industriegebiet, riesige Weingüter 
auf ehemaligen Obstwiesen, und nun 
auch noch ein neuer Großmarkt, für des-
sen Errichtung über 3,3 ha (≙ rd. 4,5 Fuß-
ballfelder) der Wohnbebauung beigezo-
gen und dauerhaft versiegelt werden sol-
len. 

All dies mit Unterstützung des Gemeinde-
rates, zu Lasten des Ortsbildes, des Lokal-
klimas, der Natur, Landwirtschaft, Umwelt 
und Wohnqualität. 

Wenn das Bauvorhaben nicht komplett ge-
stoppt werden sollte, so bitte ich darum fol-
gende Punkte in die Bauvorschriften sowie 
den Bebauungsplan einfließen zu lassen: 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Ein Lebensmittelmarkt im Ortskern ist zwar auch aus 
städtebaulicher Sicht zu bevorzugen, jedoch erfüllt 
der bestehende Lebensmittelmarkt nicht mehr die 
heutigen und zukünftigen Anforderungen. Aufgrund 
der beengten Ortslage ist eine Erweiterung des Le-
bensmittelmarktes nicht möglich. Um die Grundver-
sorgung der Gemeinde Ihringen zu sichern, ist eine 
Verlagerung des Lebensmittelmarktes notwendig. 
Vor diesem Hintergrund wurde bereits 2014 eine 
Standortalternativenprüfung durchgeführt. Im Rah-
men der Standortalternativenprüfung wurden 10 
Standorte innerhalb der Gemeinde Ihringen auf ihre 
Eignung als Standort für einen großflächigen Le-
bensmittelmarkt untersucht. Die vier potenziellen 
Standorte, die aufgrund der raumordnerischen Vor-
gaben zu bevorzugen sind, da sie sich innerhalb des 
Siedlungskörpers befinden, haben sich jedoch als 
nicht geeignet erwiesen. Die weiteren Standorte in 
Ortsrandlage wurden ebenfalls hinsichtlich ihrer Eig-
nung untersucht. Von diesen Standorten hat sich nur 
der Standort an der Gündlingerstraße und der Tu-
nibergstraße Süd als geeignet erwiesen. (vgl. 
Standortalternativenprüfung, Stand 28.05.2014) 

Die Ergebnisse sind der Verträglichkeitsuntersu-
chung zur geplanten Verlagerung eines Lebensmit-
telmarktes in Ihringen (Stand 26.04.2023) zu ent-
nehmen. Zudem wird auf die Standortalternativen-
prüfung verwiesen, welche ebenfalls als Bestandteil 
des Bebauungsplans den Unterlagen beigelegt wird.  

C.3.2 Um das in der Öffentlichen Bekanntma-
chung (ÖB) formulierte Ziel „sparsamer 
Umgang mit Grund und Boden" nicht kom-
plett zu verfehlen muss das Gebäude, das 
zur Unterbringung des Lebensmittelmark-
tes gebaut werden soll, mindestens zwei-
stöckig errichtet werden und über dem 
Markt Personal-, Wohn- und/oder 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Umsetzung eines zweigeschossigen Lebensmit-
telmarktes wurde im Gemeinderat diskutiert und als 
nicht umsetzbar abgewogen.  
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Büroräume beinhalten. Warum wird im Be-
bauungsplan, für den Lebensmittelmarkt, 
eine maximale Gebäudehöhe (GH) von 
7,0 m vorgegeben? Die Angabe muss so 
weit erhöht werden, dass eine zweistö-
ckige Bauweise verpflichtend festgelegt 
werden kann. 

C.3.3 Das in der ÖB formulierte Ziel „Schaffung 
kompakter Siedungsstrukturen („Stadt der 
kurzen Wege")" widerspricht dem geplan-
ten Umzug des EDEKA-Marktes vollkom-
men. Für den Großteil der Ihringer Bürge-
rinnen und Bürger wird sich der Einkaufs-
weg erheblich verlängern. Wenn durch ein 
gesteigertes Warenangebot im neuen 
Großmarkt weitere Läden wie z. B. das 
Geschäft „Wilhelm Kraft", Metzgereien, 
Bäckereien und Hofläden in die Knie ge-
zwungen werden, wird der Ortskern weiter 
veröden und auch für kleinere Einkäufe 
müssen weite Wege unternommen wer-
den, was zwangsläufig zu einer Steige-
rung des PKW-Verkehrs führen wird. Das 
Ziel „Schaffung kompakter Siedungsstruk-
turen („Stadt der kurzen Wege")" sollte da-
her aus allen Planunterlagen gestrichen 
werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Das Ziel wurde hinsichtlich des gesamten Bebau-
ungsplans formuliert nicht nur bezogen auf den Ein-
zelhandel. Statt dem Allgemeinen Wohngebiet wird 
nur ein urbanes Gebiet festgesetzt, dass deutlich 
größere Dichten erlaubt und mit dem die Gemeinden 
die Voraussetzungen für Geschoßwohnungsbauten 
schafft. Ferner bezieht sich dieses Ziel auch darauf, 
dass alle geplanten und bestehenden Nutzungen, 
trotz der dadurch aufkommenden Immissions-
schutzthemen kompakt nebeneinander angesiedelt 
werden. 

Wie bereits ausgeführt ist ein Lebensmittelmarkt im 
Ortskern zwar auch aus städtebaulicher Sicht zu be-
vorzugen, jedoch erfüllt der bestehende Lebensmit-
telmarkt nicht mehr die heutigen und zukünftigen 
Anforderungen. Aufgrund der beengten Ortslage ist 
eine Erweiterung des Lebensmittelmarktes nicht 
möglich. Um die Grundversorgung der Gemeinde 
Ihringen zu sichern, ist eine Verlagerung des Le-
bensmittelmarktes notwendig. 

Mit dem Bebauungsplan Ihringen Süd – Kleinried 
wird der Lückenschluss im Radwegenetz zwischen 
Ihringen und Gündlingen integriert wie auch die Fuß-
wegeverbindungen beispielsweise vom Lebensmit-
telmarkt in Richtung Ortsmitte berücksichtigt.  

C.3.4 Im Hinblick auf eine anzustrebende Orts-
umfahrung dürfte die in der Karte zum Be-
bauungsplan dargestellte allgemeinen 
Wohnbebauung (WA) ein wesentliches 
Hindernis darstellen. Um eine Ortsumfah-
rung in Ost-West-Richtung zu schaffen, 
müsste vermutlich eine geschwungene 
Verbindung zwischen der Straße am 
Krebsbach und dem Waidweg geschaffen 
werden. So wie die Wohnbebauung im 
vorliegenden Vorentwurf des Bebauungs-
plans dargestellt ist, wäre dies nicht mög-
lich. Die Planung der Wohnbebauung ist 
so anzupassen, dass sie den Bau einer 
Umfahrungsstraße nicht beeinträchtigt. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Durch die Anpassung des nördlichen Teilbereichs 
zur Offenlage wird das ursprüngliche Allgemeine 
Wohngebiet (WA) als Urbanes Gebiet (MU) festge-
setzt. Die Anpassung zu einem Urbanen Gebiet er-
folgte in enger Abstimmung mit dem Regierungsprä-
sidium, Abteilung Raumordnung, dem Regionalver-
band, der IHK und dem Handelsverband. Im Urba-
nen Gebiet ist eine höhere Dichte möglich als in dem 
bislang festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet. 

Wie bereits erwähnt wird durch die Anpassung des 
nördlichen Teilbereichs zur Offenlage das ursprüng-
liche Allgemeine Wohngebiet (WA) als Urbanes Ge-
biet (MU) festgesetzt. Die Gemeinde priorisiert im 
Bereich Läger Süd die hochbauliche Entwicklung.  

C.3.4.1 In den Bebauungsvorschriften sollten fol-
gende Ergänzungen vorgenommen wer-
den: 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Die Ausführung beziehen sich auf einzelne Kapitel 
des Umweltberichts.  
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Kap. 1.10: 

Abschnitt durch folgenden Satz ergänzen: 
„Die öffentlichen Grünflächen und das 
Straßenbegleitgrün sind mit kräuterrei-
chem Samenmaterial aus dem Ursprungs-
gebiet 9 „Oberrheingraben mit Saarpfälzer 
Bergland" einzusäen und 2-3 mal im Jahr 
zu mähen, mit Abtransport des Schnittgu-
tes." 

Die Regelung zur Verwendung von gebietseigenem 
Saatgut gem. § 40 (1), 4 BNatschG gilt für die freie 
Natur, nicht für den Innenbereich. 

C.3.4.2 Kap. 1.11.1: 

Die hier aufgeführten, nicht heimischen 
Baumarten und Zuchtsorten sollten durch 
gebietsheimische, regionaltypische und 
trockentolerante Baumarten ersetzt wer-
den, zur Förderung der lokalen Insekten-
fauna. Geeignet sind z. B.: 

- Echte Mehlbeere (Sorbus aria) 
- Feld-Ahorn (Acer campestre) 
- Stiel-Eiche (Quercus robur) 
- Waldkiefer (Pinus sylvestris) 
- Zitterpappel (Populus tremula) 
- Elsbeere (Sorbus torminalis) 
- Sal-Weide (Salix caprea) 
- Vogelkirsche (Prunus avium) 
- Winter-Linde (Tilia cordata) 

Es müssen wesentlich mehr Baumstand-
orte im Bebauungsplan festgelegt werden, 
um zu verhindern, dass sich die versiegel-
ten Flächen stark erhitzen. Ziel sollte es 
sein, dass insbesondere alle Park- und 
Wohnmobilstellplätze vollständig beschat-
tet werden. Mit den künftigen Flächenei-
gentümern sollte die Gemeinde Vereinba-
rungen abschließen, in denen die dauer-
hafte und fachgerechte Pflege der Bäume 
und Baumscheiben klar geregelt wird. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Bei der Auswahl der Baumarten ist zu beachten, 
dass vor allem Bäume höherer Altersklassen für re-
levante positive Effekte in Bezug auf das Klima, die 
Lebensraumbereitstellung und das Landschaftsbild 
sorgen. D.h. die Baumarten sind vorrangig so zu 
wählen, dass sie eine höhere Altersklasse erreichen 
können und nicht vorher absterben. Unter den Be-
dingungen des Klimawandels sind dafür nur eine be-
grenzte Zahl heimischer Arten bzw. Sorten geeignet 
(die bereits in der Artenliste aufgeführt sind). Für die 
Baumartenauswahl ist es nämlich nicht ausrei-
chend, dass Baumarten „nur“ trockenheitstolerant 
sind; sie müssen auch mit weiteren spezifischen An-
forderungen des Standortes zurechtkommen, insbe-
sondere der hohen Rückstrahlung von befestigten 
Oberflächen, was für viele heimische Arten ein Aus-
schlusskriterium ist und zu frühem Blattwurf, ange-
spannter Energiebilanz und Wachstumsdepressio-
nen führt. Um die Auswahl zu erhöhen, wurde daher 
auf Arten mit mediterraner bzw. südosteuropäischer 
Herkunft zurückgegriffen. 

Weiterhin ist ein flachwurzelndes, weitstreichendes 
Wurzelwerk unerwünscht, da es zur Hebung von Be-
lägen kommen kann. Bäume, die Parkierungsflä-
chen beschatten, sollen außerdem keine (größeren 
oder matschigen) Früchte abwerfen oder Mehltau 
absondern. 

Vor diesem Hintergrund ist die Verwendung flach-
wurzelnder Arten wie Feldahorn und Waldkiefer in 
Benachbarung von Verkehrsflächen dringend zu 
vermeiden. Zitterpappel und Salweide sind mit der 
Hitzerückstrahlung von befestigten Flächen überfor-
dert; dies gilt auch für Elsbeere und Vogelkirsche. 
Letztere sind zudem aufgrund ihres Fruchtansatzes 
für die Nutzung auf Verkehrsflächen / Parkplätzen 
problematisch. Die Winterlinde neigt zu massiven 
Mehltauabsonderungen. 

Die Stieleiche ist eingeschränkt geeignet, wächst 
aber so langsam, dass ihr Einsatz gut bedacht wer-
den sollte. 

Die Forderung nach einer vollständigen Beschat-
tung aller Parkplätze durch Bäume steht in Konflikt 
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mit der gesetzlichen Anforderung, Parkplätze mit 
PV-Modulen zu überbauen.  

C.3.4.3 Kap. 1.11.2: 

Statt eines Erdwalls sollten die Flächen F1 
und F2 als Sickermulden mit Überlaufroh-
ren gestaltet werden. Die angrenzenden 
versiegelten und teilversiegelten Flächen 
sollten so geneigt werden, dass über-
schüssiges Niederschlagswasser in Rich-
tung Baumscheiben, Straßenbegleitgrün 
und den Flächen F1 sowie F2 abfließt und 
erst bei extremem Unwetter in die Kanali-
sation, bzw. den Krebsbach, eingeleitet 
wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei den aufgeführten Gehölzarten schlage 
ich vor noch die folgenden zu ergänzen: 

- Gewöhnlicher Blasenstrauch (Colutea 
arborescens) 

- Wein-Rose (Rosa rubiginosa) 
- Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathar-

tica) 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Der mit standortheimischen Sträuchern bepflanzte 
Erdwall mit 5,0 m Breite im Bereich der Fläche F2 
dient als Sichtschutz zwischen den beiden Sonder-
gebietsflächen SO1 großflächiger Lebensmittelein-
zelhandel und SO2 Wohnmobilstellplätze. Damit 
wird ein Übergang zwischen den direkt aneinander 
angrenzenden Nutzungen geschaffen und den Nut-
zern der Wohnmobilstellplätze eine gewisse Ab-
schirmung und damit etwas Privatsphäre gegenüber 
der nördlich angrenzenden Fläche eingeräumt.  

Grundsätzlich ist im Plangebiet das anfallende Nie-
derschlagswasser auf dem eigenen Baugrundstück 
ordnungsgemäß zu versickern. Somit sind im Inte-
resse der Grundwasserneubildung und der Entlas-
tung der Abwasseranlagen geeignete Maßnahmen 
zur Verminderung des Abflusses von Nieder-
schlagswasser vorzusehen.  

Für die Urbanen Gebiete MU1 und MU2 wird auf-
grund der räumlichen Lage angrenzend zu einem 
Fließgewässer die Möglichkeit eröffnet das Nieder-
schlagswasser gedrosselt in den Krebsbach einzu-
leiten.  

Das Entwässerungskonzept vom Büro CP Plan wird 
den Bebauungsplanunterlagen beigelegt. 

Die Überflutungssicherheit und die Rückhaltung von 
Niederschlagswasser müssen im Zuge der bauvor-
habenspezifischen Genehmigungsplanung berück-
sichtigt werden. 

 

Dies wird zum Teil berücksichtigt.  

Kreuzdorn und Blasenstrauch werden in der Arten-
liste ergänzt. Die Wein-Rose ist nach Aussagen des 
Grünplanungsbüros Gaede + Gilcher Baumschul-
ware nur als Zierform erhältlich. 

C.4 Person 4 
(Schreiben vom ???) 

C.4.1 Neben einigen anderen Gründen für das 
Aufstellen des oben bezeichneten Bebau-
ungsplanes werden als Hauptgründe an-
geführt: 

- Versorgungssituation erhalten und ver-
bessern 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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- langfristige Sicherung der Grundversor-
gung 

- Verbesserung des touristischen Ange-
bots 

- Erhalt eines Winzerhofes 

- Lückenschluss des Fahrradweges nach 
Gündlingen 

- Mit den bestehenden Möglichkeiten: 
Discounter (mit einem Warenangebot 
der Grundversorgung), einem Super-
markt, Bäckern, Metzger ist die Grund-
versorgung bereits sichergestellt. Dies 
kommt auch in dem Votum der Gemein-
debewohner im Gemeindeentwick-
lungskonzept Ihringen 2035 (GEK) zum 
Ausdruck. 
Eine Gefährdung der Grundversorgung 
durch die heutige Situation besteht 
nicht. 
Eine Ausweitung des Warenangebotes 
ist nicht erforderlich ein Vollsortimenter 
geht mit seinem Warenangebot über die 
Grundversorgung weit hinaus. 
Außerdem wird einigen Teilen von Dorf-
bewohnern der Einkauf erheblich er-
schwert oder sie werden gar von ortsna-
her Versorgung ausgeschlossen. 

- Ein in den Jahren 2013/14 erstelltes 
Einzelhandelsgutachten kann ja heute 
nicht mehr als Planungsgrundlage ge-
sehen werden. Nicht nur beim Klima-
wandel geht man heute davon aus, dass 
sich Sozialer Wandel in immer kürzeren 
Zeiträumen vollzieht. Als Zeitrahmen re-
det man heute von maximal 5 Jahren. 
Was soll da ein ca. 10 Jahre altes auf 
den Einzelhandel beschränktes Gutach-
ten? In diesem Gutachten wird auch er-
wähnt, dass ortsinterne Ladengeschäfte 
nicht durch einen neuen Markt gefähr-
det werden sollen. Dies geschieht aber 
durch einen neuen Markt und führt zu ei-
ner weiteren Verödung und Unattraktivi-
tät der Dorfmitte. 

 

 

- Mehrere Winzerhöfe bieten bereits 
Wohnmobilstellplätze dezentral an. Ein 
so geplanter großer Stellplatz gefährdet 
deren Existenz und führt zu keiner qua-
litativen Verbesserung des touristischen 

 

 

 

 

 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

Ein Lebensmittelmarkt im Ortskern ist zwar auch aus 
städtebaulicher Sicht zu bevorzugen, jedoch erfüllt 
der bestehende Lebensmittelmarkt nicht mehr die 
heutigen und zukünftigen Anforderungen. Aufgrund 
der beengten Ortslage ist eine Erweiterung des Le-
bensmittelmarktes nicht möglich. Um die Grundver-
sorgung der Gemeinde Ihringen zu sichern, ist eine 
Verlagerung des Lebensmittelmarktes notwendig. 
Vor diesem Hintergrund wurde bereits 2014 eine 
Standortalternativenprüfung durchgeführt. Im Rah-
men der Standortalternativenprüfung wurden 10 
Standorte innerhalb der Gemeinde Ihringen auf ihre 
Eignung als Standort für einen großflächigen Le-
bensmittelmarkt untersucht. Die vier potenziellen 
Standorte, die aufgrund der raumordnerischen Vor-
gaben zu bevorzugen sind, da sie sich innerhalb des 
Siedlungskörpers befinden, haben sich jedoch als 
nicht geeignet erwiesen. Die weiteren Standorte in 
Ortsrandlage wurden ebenfalls hinsichtlich ihrer Eig-
nung untersucht. Von diesen Standorten hat sich nur 
der Standort an der Gündlingerstraße und der Tu-
nibergstraße Süd als geeignet erwiesen. (vgl. 
Standortalternativenprüfung, Stand 28.05.2014) 

Der Einwender unterliegt einem Missverständnis. 
Lediglich die Standortalternativenprüfung ist einige 
Jahre alt und wurde nicht erneuert, da es hinsichtlich 
der Fläche für einen Markt keine wesentlichen 
neuen Erkenntnisse gibt. Das Einzelhandelsgutach-
ten (Auswirkungsanalyse) dagegen wurde aktuell im 
in diesem Jahr für den vorliegenden Markt erstellt. 
Die Ergebnisse sind der Verträglichkeitsuntersu-
chung zur geplanten Verlagerung eines Lebensmit-
telmarktes in Ihringen (Stand 26.04.2023) zu ent-
nehmen. Zudem wird auf die Standortalternativen-
prüfung verwiesen, welche ebenfalls als Bestandteil 
des Bebauungsplans den Unterlagen beigelegt wird. 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der in die Planung integrierte Aussiedlerhof liegt bis-
lang im Außenbereich und soll im Zuge des Bebau-
ungsplans (Dorfgebiet) langfristig gesichert werden. 
Die Wünsche des Eigentümers des Winzerhofes 
sollen dabei berücksichtigt werden und darüber 
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Angebotes, sondern fördert nur eine 
Form des Massentourismus und zuneh-
menden Verkehr. 

- die Größe des geplanten Wohnmobil-
stellplatzes ist eine Aufgabe landwirt-
schaftlicher Nutzung in großem Um-
fang. Sie stellt keine Nebentätigkeit zu 
einem Landwirtschaftlichem Betrieb 
dar, sondern ist eine Umwidmung in ei-
nen gewerblichen Betrieb und hat mit 
dem Erhalt eines landwirtschaftlichen 
Betriebs nicht zu tun. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- Der Lückenschluss des Fahrradweges 
ist auch auf andere Weise zu verwirkli-
chen 

hinaus sollen auch nicht privilegierte Nutzungen wie 
beispielsweise Wohnmobilstellplätze (SO2) angebo-
ten werden. Damit wird die Fortentwicklung und Zu-
kunftssicherung des bestehenden Landwirtschafts-
betriebs sichergestellt, der dafür seine eigenen Flä-
chen einsetzt. Die städtebauliche Ordnung bleibt da-
mit gewahrt. Mit der Sicherung des Winzerhofs 
möchte die Gemeinde den Standort nutzen und dem 
Bedarf an Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Die 
Gemeinde begrüßt diese Erweiterung ihres touristi-
schen Angebots. 

Mit der Sicherung des Winzerhofs möchte die Ge-
meinde den Standort nutzen und dem Bedarf an 
Wohnmobilstellplätzen nachkommen. Wie überall ist 
auch in der Gemeinde Ihringen zu beobachten, dass 
Touristen die das Wohnmobil als Unterkunfts- und 
Verkehrsmittel schätzen stark zugenommen haben. 
Um diesem Bedarf nachzukommen und damit auch 
dem Wildcampen entgegenzuwirken, soll das touris-
tische Angebot in zentralerer Lage ergänzend zum 
Kaiserstuhl Camping mit Wohnmobilstellplätzen 
(derzeit laut Entwurf vom Architekturbüro Rudi Schil-
linger, 36 Stellplätze) erweitertet werden. Als mögli-
cher Standort für einen Wohnmobilstellplatz kom-
men die Hänge des Kaiserstuhls im Norden Ihrin-
gens aus topografischen Gründen aber auch aus 
Gründen des Artenschutzes (Natura 2000) nicht in 
Betracht. Von den meist landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen südlich der Landesstraße L114 sind 
große Flächen durch einen regionalen Grünzug ge-
schützt, so dass nur wenige Flächen überhaupt in 
Betracht zu ziehen sind. Der Standort sollte verkehr-
lich gut zu erreichen sein aber auch in fuß- und rad-
läufiger Entfernung zum Ortskern und zu anderer 
Infrastruktur liegen, damit Gastronomie, Handel und 
Freizeiteinrichtungen (Schwimmbad) von den Besu-
chern genutzt werden können. Insofern bietet der 
vorgesehen Standort gute Synergieeffekte, da mit 
dem benachbarten Hofladen des bestehenden Win-
zerhofs und dem geplanten Lebensmittelmarkt die 
Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs her-
vorragend möglich ist. Weitere großflächige Ange-
bote für Wohnmobilstellplätze sind von Seiten der 
Gemeinde Ihringen nicht geplant. 

 

Die Radwegeplanung wird in den Bebauungsplan 
integriert, um eine gesamtheitliche Entwicklung zu 
sichern.  

C.4.2 Die geplante Baumaßnahme beseitigt 
letztlich keine Notlage die dringendes 
Handeln erfordern würde. Oben genannte 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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Ziele werden damit nicht erreicht, sondern 
bringt erhebliche Nachteile. 

Jede Baumaßnahme dieser Größenord-
nung verursacht eine erhebliche Versiege-
lung der Landschaft. 

Der Bau von Gebäuden trägt zu einem er-
heblichen Teil durch die Emissionen von 
Treibhausgasen zur Erderwärmung bei. 

40% unserer CO2 Emissionen ergeben 
sich aus dem Bauen und Nutzen von Ge-
bäuden.  

(1) Der Bau und Betrieb von Gebäuden 
braucht so viel Energie wie 50 Jahre darin 
wohnen.  

(2) Ein Drittel der Weltweiten Treibhaus-
gasemissionen fallen im Bausektor an. 

Auf diese Umweltauswirkungen finden 
sich im Scoping zum Umweltbericht keine 
Hinweise und werden auch nicht zur Prü-
fung empfohlen. Lediglich wird ausgeführt: 

„Die Gemeinde Ihringen ist klimatisch dem 
Belastungsklima der Oberrheinebene zu-
zuordnen. Mit ca. 40 Tagen weist es ein 
Maximum an Wärme belastenden Tagen 
auf und zählt damit zu den am stärksten 
betroffenen Gebieten Deutschlands. Im 
besiedelten Raum entwickelt sich durch 
hohe Einstrahlungswerte im Sommer noch 
eine lokale Steigerung der Wärmebelas-
tung. 

(3) Versiegelte Flächen tragen zu einem 
weiteren Anstieg lokaler Klimaerwärmung 
bei. So auch bei dieser geplanten Bau-
maßnahme. 

Laut des Klimasteckbriefs Ihringen des 
LoKlim Forschungsprojekts (lokale Strate-
gien zur Klimaanpassung) ist sowieso 
schon mit einer lokalen Klimaerwärmung 
in naher Zukunft zu rechnen. 

Die weitere Verlagerung von Einkaufs-
möglichkeiten an den Ortsrand führt zu zu-
nehmendem Verkehr. Dieser Faktor wird 
im Scopingbericht zwar angesprochen 
und zur Prüfung vorgeschlagen enthält 
aber keine näheren Angaben. 

(1) Terra Express vom 20.03.2022 
(2) ebenda 
(3) Scopingbericht zum Umweltbericht s. 9 ff 

Das Gesamtvorhaben wurde im Gemeinderat disku-
tiert, mit dem Ergebnis, dass trotz der Einflüsse auf 
die Umwelt und die zusätzliche Versiegelung, eine 
südliche Weiterentwicklung der Gemeinde sowie die 
Sicherung der Nahversorgung als notwendig erach-
tet wird.  

Im Zuge der Verlagerung des Lebensmittelmarktes 
möchte die Gemeinde die südliche Ortsentwicklung 
Ihringens gestalten und weitere Entwicklungsflä-
chen sichern, um unteranderem Wohnraum zu 
schaffen und soziale Einrichtungen wie eine Kinder-
tagesstätte zu integrieren sowie Gewerbeflächen 
anzubieten. In dem Urbanen Gebiet im Bereich Lä-
ger Süd schafft die Gemeinde diesen Dreiklang in 
einer verdichteten Bauweise, die eine Entwicklung 
von Geschosswohnungsbauten ermöglicht.  

Die Nutzungen im südlichen Teilbereich des Dorfge-
biets (MD) und des Sondergebiets Wohnmobilstell-
plätze (SO2) werden aufgrund des Wunsches eines 
ortsansässigen Landwirts aufgenommen. Damit 
wird die Fortentwicklung und Zukunftssicherung des 
bestehenden Landwirtschaftsbetriebs sichergestellt, 
der dafür seine eigenen Flächen einsetzt. Mit der Si-
cherung des Winzerhofs möchte die Gemeinde den 
Standort nutzen und dem Bedarf an Wohnmobilstell-
plätzen nachkommen. Die Gemeinde begrüßt diese 
Erweiterung ihres touristischen Angebots. Mit den 
Wohnmobilstellplätzen wird eine Freizeitnutzung ge-
fördert, die in den letzten Jahren stark zu genommen 
hat. Durch die Konzentration dieser Nutzung können 
in anderen Bereichen Flächen geschont werden.  

Wie den Bebauungsvorschriften zu entnehmen ist 
sind Stellplätze, Wege und Platzflächen in wasser-
durchlässiger Bauweise (z.B. Rasenwaben/-gitter-
steine, Schotterrasen, wassergebundene Decke, 
Pflaster mit Sickerfuge) auszuführen. Die wasser-
durchlässigen Materialien ermöglichen eine Re-
tention und wirken sich damit positiv auf das Klima 
aus.  

Insgesamt wird im vorliegenden Fall der weiteren 
baulichen Entwicklung des Ortes und der Sicherung 
der Nahversorgung für Ihringen der Vorrang vor den 
Belangen der Landwirtschaft eingeräumt. 

Wie bereits ausgeführt ist ein Lebensmittelmarkt im 
Ortskern zwar auch aus städtebaulicher Sicht zu be-
vorzugen, jedoch erfüllt der bestehende Lebensmit-
telmarkt nicht mehr die heutigen und zukünftigen 
Anforderungen. Aufgrund der beengten Ortslage ist 
eine Erweiterung des Lebensmittelmarktes nicht 
möglich. Um die Nahversorgung der Gemeinde Ih-
ringen zu sichern, ist eine Verlagerung des Lebens-
mittelmarktes notwendig.  
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Von dem Planungsbüro BIT Ingenieure wird eine 
Verkehrszählung durchgeführt und eine verkehrs-
gutachterliche Stellungnahme den Bebauungsplan 
beigefügt, aus der das prognostizierte Verkehrsauf-
kommen hervorgeht. 

C.4.3 Klimapolitisch passt diese Baumaßnahme 
nicht in unsere Zeit. 

Sie widerspricht allen Bemühungen zu ei-
ner Verringerung des CO2 Ausstoßes auf 
Gemeindeebene beizutragen. Sie erhöht 
diesen nur. 

Die Klimawende werden wir nur hinbe-
kommen, wenn wir unseren gesamten Le-
bensstil, unseren Konsum, unseren Um-
gang mit unserer Umwelt und unseren 
Umgang mit uns selbst grundlegend wan-
deln. Gerade im lokalen kann dazu ein we-
sentlicher Betrag geleistet werden getreu 
dem Leitgedanken „global denken und lo-
kal handeln". 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Wie bereits erwähnt hat ein ausführlicher Abwä-
gungsprozess im Gemeinderat zu dem Ergebnis ge-
führt, dass die Weiterentwicklung der Gemeinde in 
Richtung Süden als erforderlich eingeordnet wurde. 
Die Gemeinde möchte neben der Sicherung der 
Nahversorgung mit der Verlagerung des Lebensmit-
telmarktes unteranderem Wohnraum schaffen und 
soziale Einrichtungen wie eine Kindertagesstätte in-
tegrieren sowie Gewerbeflächen anbieten. Zu dem 
soll die Fortentwicklung und Zukunftssicherung des 
bestehenden Landwirtschaftsbetriebs sichergestellt 
werden.  

 


